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• Bundesnetzagentur 

- Beschlusskammer 7 - 

Beschluss 

Az.:  BK7-19-001 

In dem  Verwaltungsverfahren  

wegen Anpassung  der  einheitlichen  Geschäftsprozesse und  Datenformate  beim  Wech-
sel  des  Lieferanten  bei  der  Belieferung  mit  Gas  und  des  Messstellenbetreiber-
rahmenvertrags 

hat  die  Beschlusskammer  7  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  Post  

und  Eisenbahnen, T ulpenfeld 4,  53113  Bonn, g esetzlich vertreten  durch  ihren Präsidenten  Klaus  

Müller,  

durch die  Vorsitzende  Anne  Zeidler,  

ihre  Beisitzerin Dr.  Antje  Peters,  

und  ihren Beisitzer   Dr.  Werner  Schaller   

am  22.11.2023 beschlossen:  

1.  Die  Festlegung  einheitlicher  Geschäftsprozesse und  Datenformate  beim  Wechsel  des  Lie-

feranten  bei  der  Belieferung mit  Gas  (Az.  BK7-06-067  –  GeLi  Gas)  vom  20.08.2007,  zuletzt  

geändert  durch  den  Beschluss  BK7-16-142  vom  20.12.2016,  wird nach  Maßgabe  der  An-

lage  geändert.  Die  Regelungen  der  Anlage  sind  ab  dem  01.04.2026  anzuwenden.  Abwei-

chend  davon  sind  die  unter  Kapitel  2.2.2.  der  Anlage,  „Absicherung  der  Marktkommunika-

tion“,  enthaltenen  Regelungen  zur  Verwendung  des Nachrichtenprotokolls “Applicability  

Standard 4“  („AS4“)  einschließlich  der  Verwendung  einer  Smart-Meter-Public-Key-Infra-

struktur  ab  dem  01.04.2025  anzuwenden.  
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2.  Die Betreiber  von  Gasversorgungsnetzen  werden  verpflichtet  bis zu  dem  unter  Tenor  zu  

1.  Satz  2 genannten  Umsetzungsdatum  die  Detailausgestaltungen  zur  operativen  Umset-

zung  der  in  dieser  Festlegung  enthaltenen  Regelungen  zu  den  Lieferantenwechselprozes-

sen  zu  erarbeiten  und in  einem  einheitlichen  Dokument z u veröffentlichen.  Sie  haben  den  

Marktbeteiligten  im  Rahmen  einer  öffentlichen,  durch  die  Beschlusskammer  begleiteten  

Konsultation zuvor  Gelegenheit  einzuräumen,  zu  dem  Entwurf  der  Detailausgestaltungen  

Stellung  zu  nehmen.  Sie haben  der  Beschlusskammer  bis  zum  01.03.2024 einen  Zeitplan  

über  die Ausarbeitung,  Konsultation und  Fertigstellung  der  Detailausgestaltungen  vorzu-

legen,  der  auch  den Zeitpunkt  der  Integration  dieser  Detailausgestaltungen in  die  Koope-

rationsvereinbarung  Gas  umfasst.   

3.  Die Tenorziffer  4.  der  Festlegung  einheitlicher  Geschäftsprozesse und  Datenformate  beim  

Wechsel  des  Lieferanten  bei  der  Belieferung  mit  Gas  in der  Fassung des Beschlusses  

BK7-16-142  vom  20.12.2016,  wird  mit  Wirkung  zum  01.04.2025 gestrichen  und  durch fol-

gende  Regelung  ersetzt:  „Die  Übermittlung  sämtlicher  EDIFACT-Nachrichten  zur  Markt-

kommunikation  im  Anwendungsbereich  der  GeLi  Gas  ist  mittels elektronischer  Signatur  

und  Verschlüsselung  abzusichern.  Weitere Einzelheiten  zur  Nutzung  von  Datenformaten  

und  zur  Absicherung  ergeben  sich  aus  der  Anlage der  Festlegung in  der  jeweils geltenden  

Fassung.  

4.  Die Tenorziffer  2.  der  Festlegung  einheitlicher  Geschäftsprozesse und  Datenformate  beim  

Wechsel  des Lieferanten  bei  der  Belieferung  mit  Gas (Az.  BK7-06-067  –  GeLi  Gas)  vom  

20.08.2007  wird  mit  Wirkung  zum  01.04.2025  wie folgt  geändert:  „Bei d er  Abwicklung  der  

Geschäftsprozesse nach  Ziffer  1  ist  ein einheitliches Datenformat  zu verwenden.  Das hier-

bei  anzuwendende Datenformat,  die zu  nutzenden Nachrichtentypen  und  weiteren  Einzel-

heiten  ergeben  sich aus  der  Anlage der  Festlegung  in der  jeweils geltenden  Fassung.  

5.  Die Tenorziffer  5.  der  Festlegung zur  Anpassung  der  Standardverträge  an  die Erforder-

nisse  des Gesetzes zur  Digitalisierung der  Energiewende  mit  dem  Aktenzeichen  BK7-17-

026  vom  23.08.2017  wird mit  Wirkung  zum  01.04.2025  aufgehoben und  durch die  folgende  

Regelung  ersetzt:  „Im  Falle des Abschlusses  eines MSB-RV  sind  die Vertragsparteien  ver-

pflichtet,  alle  von  ihnen  bei  Abschluss,  Umsetzung  oder  Beendigung  des  Vertrags auszu-

tauschenden  Nachrichten mittels  elektronischer  Signatur  und  Verschlüsselung  abzusi-

chern.  Weitere  Einzelheiten  zur  Absicherung  ergeben  sich  aus der  Anlage der  Festlegung  

in  der  jeweils geltenden  Fassung.“  

6.  Eine Kostenentscheidung  bleibt  vorbehalten. 
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Gründe  

I.  

1  Das  vorliegende  Verwaltungsverfahren betrifft  die  Änderung  der  Geschäftsprozesse Lieferanten-

wechsel  Gas (nachfolgend  „GeLi  Gas  2.0“)  sowie  die  Änderung  des  Messstellenbetreiberrahmen-

vertrags.  Es richtet  sich an alle  an  den  Prozessen  zum  Lieferantenwechsel  sowie  zum  Messwesen  

mitwirkenden  Marktbeteiligten,  also  insbesondere an  Netzbetreiber,  Lieferanten  und  Messstellen-

betreiber.  

2  Nach  § 40  Abs.  2  MsbG  besteht  für  neue  Messeinrichtungen  Gas  (nachfolgend  „nME“)  eine  An-

bindungspflicht  an  ein  Smart-Meter-Gateway  (nachfolgend  „SMGW“)  Strom.  Für  diese  Verpflich-

tung  eröffnet  sich  durch die  fortschreitende  Integration  des SMGW  zunehmend  ein  konkreter  An-

wendungshorizont.  Die Festlegung  BK7-17-050  regelt  in  diesem  Zusammenhang  die  wesentli-

chen  Rahmenbedingungen,  enthält  aber  im  Hinblick  auf  Datenübermittlung,  den Informationsaus-

tausch  und  den  Umgang  mit  Messwerten  in  Bezug  auf  die  Anbindung und  Nutzung  einer  neuen  

Messeinrichtung  Gas  an  ein  SMGW  Strom,  soweit  diese  die Lieferantenwechselprozesse berüh-

ren,  keine  weiteren  Vorgaben.  

Infolge der  Weiterentwicklung  der  Marktkommunikation  im  Strombereich  sind  zwischenzeitlich  da-

mit  einhergehende  sowie  darüberhinausgehende  inhaltliche Änderungen bei  den  Lieferanten-

wechselprozessen  Strom  vorgenommen  worden,  die  in  den  bisherigen  Lieferantenwechselpro-

zessen  Gas  noch  nicht  berücksichtigt  sind.  Zu  nennen sind hier  insbesondere Vorgaben  zum  

Kommunikationsprotokoll,  die Anpassung  von  Fristigkeiten  und  inhaltliche  Detailausprägungen  im  

Rahmen  einzelner  Geschäftsprozesse.   

Die bisherige Ausgestaltung  der  Lieferantenwechselprozesse  weist  im  Hinblick  auf  die  weiter  stark 

zunehmende Komplexität  der  Anforderungen  an  die Marktkommunikation  und Prozessabwicklung  

infolge  der  bestehenden  umfangreichen  Detailregelungen,  die  lediglich der  praktischen,  insbeson-

dere der  IT-technischen  Umsetzung  der  Branche  dienen,  eine zu  große  Regelungstiefe  auf,  um  

einerseits ein  ausreichendes Maß an  Flexibilität  für  die  Berücksichtigung  zukünftiger  medienspe-

zifischer  Besonderheiten  zu gewährleisten  und  andererseits  eine  übereinstimmende  Wiedergabe  

der  gemeinsamen  inhaltlichen  Aspekte  bei  den  Wechselprozessen  Strom  und  Gas  zu  ermögli-

chen.  

3  Um  weitere  konkretisierende  Vorgaben  im  Hinblick  auf  die  Umsetzung  der  Anbindungspflicht  so-

wie Anpassungen  an  zwischenzeitlich  erfolgte  Änderungen im  Strombereich  vornehmen  zu  kön-

nen,  und  um  eine stärkere  Flexibilität  in  Bezug  auf  zukünftige Prozessanforderungen  durch eine  

Trennung  von  in  der  Festlegung  zu bestimmenden  regulatorisch  notwendigen  Inhalten  der  Wech-

selprozesse  und  separat  durch  die  Marktbeteiligten  zu  erarbeitenden  weiteren  Detailausgestal-
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tungen  der  Prozesse  und praktischer  Umsetzung  durch  die  Branche  zu  ermöglichen,  hat  die  Be-

schlusskammer  am  19.08.2019  das Verfahren  eingeleitet  und auf  der  Internetseite  der  Bundes-

netzagentur  veröffentlicht.  Zugleich hat  die  Beschlusskammer  ihre Vorschläge  zur  Anpassung  der  

Festlegungsinhalte  mit  Frist  zum  30.09.2019  zur  öffentlichen  Konsultation gestellt. Die  Verfah-

renseinleitung  wurde  des Weiteren  auch  im  Amtsblatt  Nr.  17  der  Bundesnetzagentur  vom  

04.09.2019  (S.  1695ff.)  veröffentlicht.   

4  In  der  Konsultation in 2019  haben  folgende  Verbände,  Interessengruppen  und  Unternehmen  Stel-

lungnahmen  abgegeben: 

E.ON  Energie  Deutschland  GmbH,  EWI  E  wie  Einfach,  Uniper  Global  Commodities  SE,  Kommu-

nale Energiedienstleistungsgesellschaft  Südsachsen mbH,  Netzgesellschaft  Potsdam  GmbH,  

Netzgesellschaft  Schwerin  mbH  (NGS),  Stadtwerke  Bamberg  (STWB),  Stadtwerke  Buchholz  i.  d.  

N.  GmbH,  Stadtwerke Buxtehude GmbH,  Stadtwerke  Herford  GmbH,  Stadtwerke  Homburg  

GmbH,  Stadtwerke Karlsruhe  Netzservice GmbH,  Stadtwerke  Lingen  GmbH,  Stadtwerke  Lippe-

Weser  Service GmbH  &  Co.  KG,  Stadtwerke  Neckarsulm,  Stadtwerke  Neustadt  an  der  Wein-

straße  GmbH,  Stadtwerke Schweinfurt  GmbH,  Stadtwerke  Ulm/Neu-Ulm  Netze GmbH  (SWU),  

Stadtwerke  Brandenburg  an  der  Havel  GmbH  &  Co.  KG,  WSW  GmbH,  AKTIF Technology  GmbH,  

BDEW  Bundesverband  der  Energie- und  Wasserwirtschaft  e.V.(BDEW),  Bundeverband Neue  

Energiewirtschaft  e.V.(bne),  EnBW  AG,  Yello  Strom,  Netze  BW  GmbH,  Netze-Gesellschaft  Süd-

west  GmbH,  erdgas  schwaben  gmbh,  Vereinigung  der  Fernleitungsnetzbetreiber  Gas  e.V.  (FNB  

Gas),  innogy  SE,  Niedersächsisches Ministerium  für  Umwelt,  Energie,  Bauen und Klimaschutz,  

MVV  Energie AG  (MVV),  schwaben netz  gmbh,  Stadtwerke Leipzig  GmbH,  Stadtwerke Wunstorf  

GmbH  &  Co.  KG,  Vattenfall  Europe  Sales GmbH,  Verband  kommunaler  Unternehmen  e.V.  (VKU).  

5  Die Auswertung  der  eingegangenen  Stellungnahmen durch  die  Beschlusskammer  hat  ergeben,  

dass,  neben  inhaltlichen  Änderungsvorschlägen,  die  Marktteilnehmer  vor  dem  Hintergrund  der  

zum  Zeitpunkt  der  ersten  Konsultation noch  ausstehenden Entwicklungen  des Strombereichs vor-

geschlagen  haben,  zunächst  gesicherte  Erkenntnisse über  die  Erfahrungen  mit  den ab  Ende 2019  

geltenden  Prozessen  des Strombereichs  abzuwarten,  bevor  detailliertere  Vorgaben  zur  prozessu-

alen Abbildung  für  den  Gasbereich getroffen werden.  Mit  den  Anregungen  des Marktes setzte  sich  

die  Beschlusskammer  intensiv  auseinander.  Sie  kam  zu  dem  Ergebnis,  dass die Forderung  der  

Stellungnehmenden,  die  Erkenntnisse  über  die  Gerätetechnik bzw.  die technischen Spezifikatio-

nen  von SMGW,  sowie die  Erfahrungen  mit  den  ab Ende  2019 geltenden  Prozessen  der  Markt-

kommunikation  Strom  2020  (MaKo  2020)  abzuwarten,  bevor  detaillierte Vorgaben zur  prozessu-

alen Abbildung  für  den  Gasbereich getroffen  werden,  nachvollziehbar  ist.  

6  Zum  Zeitpunkt  des 17.12.2021  sah  die  Beschlusskammer  aufgrund  der  erfolgten  Zertifizierung  

von  SMGW  und  dem  sich  daraus abzeichnenden  Beginn des  Rollouts Strom  infolge  der  damit  
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einhergehenden  faktischen  Umsetzung  einer  Anbindungsverpflichtung  von nME  erstmals  einen  

tatsächlichen  Anwendungshorizont  für  den  Gasbereich  eröffnet.  Auch  unter  dem  Gesichtspunkt  

der  zu  diesem  Zeitpunkt  erlangten  Erfahrungen  aus der  MaKo  2020  war  eine  Fortführung  des  

Verfahrens  sinnvoll.  Unter  Berücksichtigung  der  zum  Festlegungsentwurf  eingegangenen  Stel-

lungnahmen  aus der  ersten  Konsultation und  der  darin  erfolgten  Änderungsvorschläge  der  Markt-

beteiligten  hat  die  Beschlusskammer  den  Entwurf  der  Anlage  und  die Änderungen  des  Tenors  zu  

zu  3.,  4.  und  5.  überarbeitet  und  am  17.12.2021  auf  ihrer  Internetseite  wiederum  zu einer  zweiten  

Konsultation gestellt.  Die  Frist  zur  Stellungnahme  endete  am  28.01.2022.  

7  An der  zweiten  Konsultation  Ende 2021/Anfang  2022  haben  sich folgende  Verbände,  Interessen-

gruppen  und  Unternehmen  durch  Übersendung  von Stellungnahmen  beteiligt:   

BDEW  Bundesverband  der  Energie- und Wasserwirtschaft  e.V.  (BDEW),  KISTERS  AG,  Schleu-

pen  SE,  SAP  Deutschland  SE  &  Co.KG,  Trading  Hub  Europe GmbH  (THE),  Uniper  Global  Com-

modities SE,  Bundesverband Neue  Energiewirtschaft  e.V.  (bne),  VNG  Handel  &  Vertrieb GmbH,  

Vereinigung  der  Fernleitungsnetzbetreiber  Gas  e.V.  (FNB  Gas),  SachsenEnergie  AG,  AKTIF  

Technology  GmbH,  E.ON  SE,  eg  factory  GmbH,  EnBW  Energie  Baden-Württemberg AG,  Netze  

BW  GmbH,  Yello Strom  GmbH,  Netze-Gesellschaft  Südwest m bH,  MVV  Energie  AG  (MVV), V er-

band  kommunaler  Unternehmen  e.V.  (VKU).  

8  Neben  detaillierten  inhaltlichen  Änderungsvorschlägen  zu  den  adressierten  Themenbereichen  der  

vorgeschlagenen  Änderungen  der  Festlegung,  hat  die  Auswertung  der  Konsultationsbeiträge  er-

geben,  dass  sich  die  Stellungnehmenden  insbesondere  sehr  intensiv  mit  den  erstmalig konsul-

tierten  Vorschlägen  zur  Einführung  eines  elektronischen  Preisblatts auseinandergesetzt  haben.  

Mit  der  Einführung  eines elektronischen Preisblattes beabsichtigte  die Beschlusskammer  zukünf-

tig  auch  im  Gasbereich  eine  elektronische Rechnungsprüfung  analog  des Strombereichs  zu  er-

möglichen.  Die  automatisch zu  verarbeitenden  Preisblätter  bilden hierbei  die  Grundlage  für  eine  

weitergehende  Automatisierung  und Digitalisierung  der  Netznutzungsabrechnung  und  sind  damit  

gleichzeitig  eine  Voraussetzung  für  eine  elektronische Rechnungsprüfung durch die  Netznutzer,  

welche  bislang  nicht  möglich war.  Die  Stellungnehmenden  haben  hierbei  darauf  hingewiesen,  

dass  sie  vor  der  Einführung  von  Rahmenbedingungen  einer  elektronischen  Übermittlung die Ver-

einheitlichung  der  Netzentgeltstruktur  bei  allen  Netzbetreibern als notwendig  erachten  um  eine  

standardisierte Rechnungsprüfung  vorzunehmen.  Mit  den  Anregungen  des Marktes hat  sich die  

Beschlusskammer  intensiv  auseinandergesetzt  und  diese berücksichtigend,  entsprechende  Än-

derungen  in  der  vorliegenden  Festlegung  vorgenommen.  Im  Hinblick  auf  die  Einführung  eines  

elektronischen  Preisblatts kam  sie  unter  Einbezug  auch der  Erörterung  zu  diesem  Thema  im  Rah-

men  der  Anhörung  (siehe  unten  Rz.  10  ff.)  zu  dem  Ergebnis,  auf  eine Einbringung  des  elektroni-

schen  Preisblatts  in  der  vorliegenden  Festlegung  zu  verzichten.   
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9  Es ist  jeweils eine öffentliche  Fassung  der  eingegangenen  Stellungnahmen  aus  den  Konsultatio-

nen  auf  der  Internetseite  der  Beschlusskammer  veröffentlicht  worden.  

10 Am 2 4. F ebruar  2022 begann  der  völkerrechtswidrige  Angriff  Russlands auf  die  Ukraine. D ie  sich  

schon  seit  Spätsommer/Herbst  2021  zeigenden  Veränderungen  des  Energiemarktes  vertieften  

sich durch  den  Angriffskrieg und  dessen  Folgen.  Die  bestehende  Abhängigkeit  von  aus  Russland  

importiertem  Gas  und  der  gleichzeitige  Rückgang  dieser  Importe  erforderte  auch  seitens  der  Bun-

desnetzagentur  dringenden  Handlungsbedarf  im  Hinblick  auf  die  Sicherstellung  der  Versorgungs-

sicherheit  bzw.  Verhinderung  einer  drohenden  Gasmangellage.  Angesichts  dieser  vordringlichen  

Aufgaben  stellte  die Beschlusskammer  die Fortführung  dieses  Verfahrens einstweilen  zurück und  

führte  es  dann ab  dem  Frühjahr  2023  aktiv  weiter.  

Am  01.09.2023  hat  die  Beschlusskammer  eine Anhörung  in Form  einer  Web-Konferenz  mit  den  

an  den Konsultationen  beteiligten  Verbänden  durchgeführt.  Hierbei  wurden  den  Teilnehmern die  

von  der  Beschlusskammer  gegenüber  der  vorigen  Fassung  der  Festlegung  beabsichtigten  Ände-

rungen,  die  Grundzüge  der  beabsichtigten  Tenorierung  sowie die  sich aus  der  zweiten  Konsulta-

tion ergebenden  Änderungen  zu  spezifischen Themenbereichen einschließlich  eines Zeitplans für  

die  Umsetzung  vorgestellt  und  mit  diesen  erörtert.  Die  Verbände erhielten  zudem  Gelegenheit  bis  

zum  22.09.2023 schriftlich zu den vorgestellten  geplanten  Änderungen  Stellung  zu  nehmen.   

11 An der  Anhörung  am  01.09.2023  haben  folgende  Verbände  einschließlich des Marktgebietsver-

antwortlichen  teilgenommen:  BDEW  Bundesverband der  Energie- und  Wasserwirtschaft  e.V.  

(BDEW),  Verband  kommunaler  Unternehmen  e.V.  (VKU),  Bundesverband Neue  Energiewirt-

schaft  e.V.  (bne),  Vereinigung  der  Fernleitungsnetzbetreiber  Gas e.V.  (FNB  Gas),  GEODE  

Deutschland  e.V.  (GEODE),  Trading  Hub  Europe GmbH  (THE).  Eine schriftliche  Stellungnahme  

haben folgende  Verbände  abgegeben:  BDEW  Bundesverband  der  Energie- und  Wasserwirtschaft  

e.V.  (BDEW),  Bundesverband  Neue  Energiewirtschaft  e.V.  (bne),  Vereinigung der  Fernleitungs-

netzbetreiber  Gas e.V.  (FNB  Gas).  Die  Stellungnahmen  führten  im  Wesentlichen  zu  den  allgemei-

nen  Anforderungen  der  zukünftigen  Ausgestaltung  der  Geschäftsprozesse,  zu  inhaltlichen  Aspek-

ten  der  Wechselprozesse,  zur  Absicherung der  Marktkommunikation  durch  das Kommunikations-

protokoll  AS4,  zum  elektronischen  Preisblatt,  sowie  zu Umsetzungsfristen der  geplanten  Ände-

rungen  aus.  

12 Neben  inhaltlichen  Änderungsvorschlägen  haben  die Marktbeteiligten  im  Rahmen  der  Anhörung  

und  den  eingegangenen  Stellungnahmen  insbesondere darauf  hingewiesen,  dass  im  Zuge  des  

im  Strombereich anhängigen  Festlegungsverfahrens bezüglich  des 24h-Stromlieferantenwech-

sels  (BK6-22-024)  in  naher  Zukunft  grundlegende  Änderungen  in  Prozess- und  den  Fristverläufen  

zu  erwarten  seien und daher  entsprechende  inhaltliche  Angleichungen der  Wechselprozesse  Gas  

an  den Strombereich  zum  gegenwärtigen Zeitpunkt  kritisch gesehen  werden.  Zur  Vermeidung  von  
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IT-technischen  Anpassungen,  die  möglicherweise in  Zukunft  zu  keinen  Synergieeffekten  zwi-

schen  dem  Strom- und  Gasbereich führten,  sei  daher  von  Änderungen  an  den  Prozessen  im  Gas-

bereich zum  jetzigen  Zeitpunkt  weitgehend  abzusehen.  Mit  den Anregungen des Marktes  setzte  

sich die  Beschlusskammer  intensiv  auseinander.  Sie kam  zu  dem  Ergebnis,  dass die  Forderung  

der  Stellungnehmenden  nach  einer  verstärkten  Berücksichtigung  der  zukünftigen Entwicklung  der  

Lieferantenwechselprozesse Strom  in  die  beabsichtigten  Änderungen,  auch vor  dem  Hintergrund  

der  zu  erwartenden gleichlautenden  Anforderungen infolge  der  derzeitigen Überarbeitung  der  eu-

ropäischen  Gasbinnenmarkt-Richtlinie und  -Verordnung,  nachvollziehbar  ist.  Die  Beschlusskam-

mer  hat  daher  von  einigen,  gegenüber  der  bisherigen Festlegung  beabsichtigten  Änderungen  ab-

gesehen,  hält  aber  demgegenüber  insbesondere  an  dem  regulatorisch  notwendigerweise zu  re-

gelnden  erweiterten  Informationsaustausch  und Umgang  mit  Messwerten  in  Bezug  auf  die  Anbin-

dung  und Nutzung  einer  neuen  Messeinrichtung  Gas an  ein  SMGW  Strom f est.  

13 Die Bundesnetzagentur  hat  die  Landesregulierungsbehörden und  den  Länderausschuss  am  

19.08.2019  über  die  Einleitung  des Verfahrens informiert.  Dem  Bundeskartellamt  und  den  Lan-

desregulierungsbehörden  sowie  dem  Länderausschuss wurde  zudem  durch  Übersendung des  

Entscheidungsentwurfs  am  13.11.2023  Gelegenheit  zur  Stellungnahme  gegeben.  Es sind  keine  

Stellungnahmen  abgegeben  worden.  

14 Wegen der  weiteren  Einzelheiten  wird auf  den  Inhalt  der  Akte  Bezug  genommen.  
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1.  Vollständige  Anwendung des  nationalen  Rechts auch vor  dem  Hintergrund  des  Ur-
teils des  Europäischen  Gerichtshofs  vom  02.09.2021,  C-718/18  

17 Die Beschlusskammer  hat  in  rechtmäßiger  Weise  die  Vorgaben des  nationalen  Rechts  in  Form  

der  normativen  Regulierung,  soweit  diese im  vorliegenden  Verfahren  Anwendung  finden  und  von  

der  Entscheidung  des Europäischen  Gerichtshofs (Urteil  vom  02.09.2021,  C-718/18)  erfasst  wer-

den,  für  ihre Entscheidung  herangezogen.  Als „normative  Regulierung“  werden im  Allgemeinen  

solche  Regeln  des  nationalen Gesetz- und  Verordnungsgebers  (z.B.  in  StromNEV,  GasNEV  und  

ARegV)  bezeichnet,  die  konkrete  methodische  und  materielle  Vorgaben  für  die Regulierung  durch  

die  Bundesnetzagentur  enthalten.  Die Pflicht  zur  Anwendung  dieser  nationalen  Vorgaben  folgt  

aus Art.  20 Abs.  3 GG  und  gilt  auch  angesichts der  Entscheidung  des  Europäischen Gerichtshofs  

fort,  bis  sie  vom  Gesetz- bzw.  Verordnungsgeber  außer  Kraft  gesetzt  oder  neu  geregelt  werden.  

Dies hat  der  Bundesgerichtshof  bereits  entschieden (BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR  

58/18,  Rn.  60  ff.,  siehe  auch OLG  Düsseldorf  vom  11.02.2021,  VI-5  Kart  10/19  [V], S .  10  ff.,  OLG  

Düsseldorf  vom  28.04.2021,  VI-3  Kart  798/19  [V],  S.  72  ff.,  OLG  Schleswig  vom  11.01.2021,  53  

Kart  1/18,  S.  27  ff.).   

18 (1)  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  zwar  in  seiner  Entscheidung  festgestellt,  dass  die normative  

Regulierung  in  Deutschland insgesamt  mit  der  in  Art.  37  Richtlinie 2009/72/EG  (heute  Art.  59  

Richtlinie  (EU)  2019/944)  sowie  in  Art.  41  Richtlinie  2009/73/EG  geregelten  ausschließlichen  Zu-

ständigkeit  der  nationalen Regulierungsbehörde  unvereinbar  ist  und die  Richtlinien  insoweit  durch  

die  Bundesrepublik Deutschland nicht  bzw.  fehlerhaft  umgesetzt  wurden.  Insoweit  hat  der  Euro-

päische Gerichtshof  der  vierten  Rüge  stattgegeben,  mit  der  die  Kommission der  Bundesrepublik 

Deutschland  vorgeworfen  hatte,  es habe  die  in den  Richtlinien  vorgesehenen  ausschließlichen  

Zuständigkeiten  der  nationalen Regulierungsbehörden  verletzt,  indem  es  im  deutschen  Recht d ie  

Bestimmung  der  Methoden  zur  Berechnung  oder  Festlegung  der  Bedingungen  für  den  Anschluss  

an  und  den  Zugang  zu  den  nationalen  Netzen,  einschließlich  der  anwendbaren  Tarife,  der  Bun-

desregierung  und  nicht  der  nationalen  Regulierungsbehörde  zugewiesen habe.  

19 (2)  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  aber  weder  über  die  Zuständigkeitsfragen  hinausgehend  ei-

nen  materiell-rechtlichen  Verstoß  einzelner  Vorgaben der  normativen  Regulierung  gegen  EU-

Recht  gerügt,  noch hat  er  sich  ausdrücklich zu der  Frage  geäußert,  ob  die  normative  Regulierung  

bis zu  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  der  nationale  Gesetz- und  Verordnungsgeber  den  festgestellten  

Verstoß  beseitigt,  weiter  anwendbar  ist.  Der  EuGH  hat  sich insbesondere auch  nicht  explizit  zu  

der  Frage  geäußert,  ob  die Richtlinienbestimmungen  über  die  ausschließliche Zuständigkeit  un-

mittelbar  anwendbar  sind.  
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20 (3)  Die  Regelungen  der  normativen  Regulierung  sind  nicht  nichtig.  Weder  nach  den Grundsätzen  

des europäischen  Rechts noch  nach  nationalem  Recht  führt  der  Verstoß  einer  nationalen  Rege-

lung  gegen  Unionsrecht  zu deren  Nichtigkeit  (BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR  58/18,  

Rn.  61ff.).  Vielmehr  sind  die  Grundsätze  des Anwendungsvorrangs  des Unionsrechts vor  natio-

nalem  Recht  zu beachten.  

21 Zudem  scheidet  eine  richtlinienkonforme  Auslegung  der  Vorschriften  der  normativen  Regulierung  

aus.  Der  Europäische  Gerichtshof  sieht  zwar  sowohl  in  der  an  die Bundesregierung  gem.  

§ 24  EnWG  erfolgten  Zuweisung  von  Zuständigkeiten,  als auch in den  bindenden  Vorgaben  der  

normativen  Regulierung eine  mit  den  oben  genannten  Richtlinien  unvereinbare  Beschränkung  der  

ausschließlichen  Zuständigkeit  der  nationalen  Regulierungsbehörde  (EuGH  a.a.O.,  

Rz.  101f.,  115f.).  Eine  Umdeutung  der  nationalen  Vorgaben  in  nicht  bindende  Programmsätze,  

die  die  ausschließliche  Zuständigkeit  der  Regulierungsbehörde  nicht  beeinträchtigen,  kommt  an-

gesichts des eindeutigen  Wortlauts,  der  Systematik  und des Regelungszwecks der  Vorschriften  

der  normativen  Regulierung jedoch  nicht  in Betracht  (Verbot  der  contra  legem-Auslegung,  BGH,  

Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR 58 /18, R n. 6 6ff.).  

22 Der  Grundsatz  vom  Anwendungsvorrang  des  Unionsrechts führt  indes nicht  dazu,  die  Vorschriften  

der  normativen Regulierung  unangewendet  zu  lassen.  Der  Anwendungsvorrang  besagt,  dass  eine  

nationale  Regelung,  die  mit  einer  unmittelbar  geltenden  Regelung  des  Unionsrechts unvereinbar  

ist,  von nationalen  Behörden  und  Gerichten  nicht  angewendet  werden  darf  (vgl.  Streinz,  EUV,  

3.  Aufl.  2018,  Art.  4  Rn.  40;  Ruffert,  in:  Calliess/Ruffert,  EUV/AEUV,  5.  Aufl.  2016,  Art.  288  AEUV,  

Rn.  69f.).  Dieser  Grundsatz  gilt  jedoch  nur,  soweit  unmittelbar  anwendbares Unionsrecht  betroffen  

ist  (EuGH,  Urteil  vom  24.06.2019,  C-573/17,  Rn.  62).  Die  normative Regulierung  verstößt  nicht  

gegen  unmittelbar  anwendbares Unionsrecht.  Die hier  maßgeblichen  Richtlinienbestimmungen  

über  die  ausschließliche Zuständigkeit  der  nationalen  Regulierungsbehörde,  mit  denen  die  Vor-

gaben  der  normativen  Regulierung  unvereinbar  sind,  sind  nicht  unmittelbar  anwendbar.   

23 (4)  Damit  eine  Richtlinienbestimmung  unmittelbar  angewendet  werden  kann,  müssen spezifische  

Voraussetzungen  vorliegen  (Grabitz/Hilf/Nettesheim,  AEUV,  71.  EL  August  2020,  Art.  288  

Rn.  149).  Der  Europäische  Gerichtshof  geht  von  der  unmittelbaren  Anwendbarkeit  einer  nicht  oder  

nicht  ordnungsgemäß  umgesetzten  Richtlinienbestimmung  nach Ablauf d er  Umsetzungsfrist  aus,  

wenn  die  Bestimmung  hinreichend  genau  und  inhaltlich unbedingt  ist.  Zudem  können  die Bestim-

mungen  einer  Richtlinie  grundsätzlich nur  Rechte,  aber  keine  Pflichten  eines Einzelnen  begrün-

den  (sog.  Belastungsverbot).  Insofern kommt  auch  eine  objektive unmittelbare Wirkung  vorliegend  

nicht  in Betracht.  Im  Einzelnen:  

24 (a) Die  Richtlinienvorgaben  sind  nicht  unbedingt.  Eine  Unionsvorschrift  ist  inhaltlich unbedingt,  

wenn  sie  eine  Verpflichtung  normiert,  die  an  keine  Bedingung geknüpft i st  und  zu  ihrer  Durchfüh-
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rung  oder  Wirksamkeit  auch keiner  weiteren  Maßnahmen  der  Unionsorgane  oder  der  Mitglied-

staaten  bedarf.  Die  Richtlinienbestimmungen  über  die ausschließliche  Zuständigkeit  sind nicht  als  

inhaltlich unbedingt  anzusehen.   

25 Gegenwärtig  fehlt  es an  den  erforderlichen  und  zureichenden  Umsetzungsnormen  im  nationalen  

Recht.  Das  betrifft  sowohl  die konkrete  umfassende  Aufgabenzuweisung als  auch  die  für  einen  

Eingriff  erforderliche  Ermächtigungsgrundlage.  Die  Bundesnetzagentur  hat  nach  nationalem  

Recht  gegenwärtig  (nur)  die  Befugnis,  die  Vorgaben  der  normativen  Regulierung  anzuwenden  

und  ggf. u nter  Rückgriff  auf  § 29  EnWG  je nach Festlegungsermächtigung  weiter  auszugestalten  

und  zu konkretisieren.  Sie  hat  aber  mangels  entsprechender  Aufgabenzuweisung  durch  den  Ge-

setzgeber  nicht  die  übergeordnete,  allgemeine  und  uneingeschränkte Befugnis,  die  ihr  nach  den  

Richtlinien  vorbehaltenen  Aufgaben  vollumfänglich und  selbständig  auszuüben  (vgl.  EuGH  a.a.O.,  

Rz.  105),  beispielsweise  also die  Methoden  oder  Bedingungen  für  den  Netzanschluss  und  den  

Netzzugang  frei  festzulegen  oder  zu  genehmigen  (vgl.  nur  §  24  S.  1  Nr.  1  EnWG).  Dass  es  hierzu  

einer  umfassenden  mitgliedstaatlichen  Aufgabenzuweisung  bedarf,  entspricht  im  Übrigen  auch  

dem  europäischen  Leitbild,  wonach  die  Mitgliedstaaten zur  Einrichtung  von  Regulierungsbehör-

den  mit  spezifischen  Zuständigkeiten  verpflichtet  sind (vgl.  Erwägungsgrund  33  der  Richtlinie  

2009/72/EG  bzw.  Erwägungsgrund  29  der  Richtlinie 2009/73/EG).  Die  Mitgliedstaaten  verfügen  

bei  der  Organisation und  Strukturierung  der  Regulierungsbehörde  zwar  über  eine  Autonomie,  ha-

ben  diese aber  unter  vollständiger  Beachtung  der  in  den  Richtlinien  festgelegten  Ziele  und  Pflich-

ten  auszuüben und insoweit  sicherzustellen,  dass die  Regulierungsbehörde  bei  der  Ausübung  der  

ihr  vorbehaltenen  Zuständigkeiten  ihre  Entscheidungen  autonom  treffen  kann (vgl.  EuGH,  a.a.O.,  

Rz.  119).  Dieser  Befund  wird  auch  durch das  in der  Entscheidung  des Europäischen  Gerichtshofs  

mündende  Vertragsverletzungsverfahren  bestätigt:  Gegenstand  der  Rüge  durch  die  Europäische  

Kommission  war  nicht  die  fehlerhafte  Ausübung  einer  nach  nationalem  Recht  bereits  ordnungs-

gemäß  zugewiesenen ausschließlichen  Zuständigkeit  der  nationalen Regulierungsbehörde,  son-

dern der  Umstand,  dass  eine  den  Richtlinien  entsprechende  umfassende Aufgabenzuweisung  an  

die  nationale Regulierungsbehörde  im  nationalen  Recht  bislang  nicht  erfolgt  ist  (vgl.  EuGH  a.a.O.,  

Rz.  88).  Vielmehr  liegt  hier  eine fehlerhafte  Aufgabenzuweisung  vor  (EuGH,  a.a.O.,  Rz.  130);  

diese kann  und  muss  durch den  Mitgliedstaat  korrigiert  werden,  der  dann die  noch möglichen  

Einfluss- und  Kontrollmöglichkeiten  vorsehen  kann  (EuGH a. a.O.,  Rz.  126,  127). 

26 (b)  Mit  der  unmittelbaren Anwendung  der  Richtlinien  wären  Belastungen  Einzelner  verbunden,  

sodass  eine  solche  ausscheidet.  Zwar  ist  die  Einräumung subjektiver  Rechte  keine Vorausset-

zung  für  eine  unmittelbare  Anwendbarkeit ( woran  es vorliegend  wegen  des  Verstoßes gegen  ob-

jektiv  geprägte Zuständigkeitsnormen  auch fehlen  würde),  allerdings gilt  das Belastungsverbot.  

Wenn  der  Bundesnetzagentur  aus einer  unmittelbaren  Anwendung  der  Richtlinie  weitergehende  

oder  jedenfalls anders ausgestaltete  Kompetenzen  zukämen,  könnte  sich dies je nach Einzelfall  

zugunsten,  aber  auch  zu  Lasten  bestimmter  Beteiligter  auswirken.  Daraus  wiederum  könnten  sich  
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Belastungen  ergeben,  die  nach Auffassung  des  Bundesgerichtshofs nur  durch das europäische  

Primärrecht  oder  durch EU-Verordnungen  begründet  werden  können,  nicht  aber  durch Richtlinien  

(vgl.  BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR  58/18,  Rn.  73).   

27 Eine Belastung  würde  sich zudem  bereits  aus  dem  Heranziehen  der  Richtlinien  als Ermächti-

gungsgrundlage  ergeben.  Dies wäre  europarechtlich unzulässig.  Sofern  die Richtlinienbestim-

mungen  über  die  ausschließliche  Zuständigkeit  als inhaltlich unbedingt  anzusehen  wären,  müss-

ten  sie  von der  Bundesnetzagentur  unmittelbar  als Ermächtigungsgrundlage  auch  für  belastende  

Regulierungsentscheidungen  herangezogen  werden.  Anders  als in den  vom  Europäischen  Ge-

richtshof  entschiedenen  Fällen,  in  denen er  eine  unmittelbare  Belastung  durch  Richtlinienrecht  

verneinte,  weil  die Belastung  erst  durch  ein  Verwaltungsverfahren  auf  Basis nationalen  Rechts  

eintrat,  würden vorliegend die Richtlinienbestimmungen  als solche  unmittelbar  gegenüber  den  

Betroffenen  herangezogen  werden  und  als materiell-rechtliche  Befugnisnormen  für  belastende  

Verwaltungsverfahren  und  Regulierungsentscheidungen  fungieren.  Soweit  ersichtlich existiert  bis-

lang  keine  hier  einschlägige  Judikatur,  in der  der  EuGH  es für  europarechtskonform  eingestuft  

hätte,  dass  eine  Richtlinienbestimmung  als  eigenständige  Ermächtigungsgrundlage  für  Eingriffe  

in  Rechte des  Einzelnen  herangezogen werden  darf.   

28 (c)  Eine  ausnahmsweise objektive  unmittelbare  Wirkung  der  Richtlinienbestimmungen bezogen  

auf  die ausschließliche  Zuständigkeit  scheidet  ebenfalls  aus.  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  

eine objektive unmittelbare Wirkung  von  Richtlinienbestimmungen anerkannt,  aus  denen  sich  für  

staatliche Stellen  eindeutige  Pflichten  ergeben.  Konkret  ging  es beispielsweise um  die  nicht  recht-

zeitig  in  nationales Recht  umgesetzte  Pflicht  der  zuständigen  Behörde  zur  Durchführung  einer  

Umweltverträglichkeitsprüfung  im  Rahmen  eines  Genehmigungsverfahrens für  die  Errichtung  ei-

nes Wärmekraftwerks  (EuGH,  Urteil  vom  11.08.1995,  C-431/92  –  Wärmekraftwerk Großkrotzen-

burg).   

29 Zwar  mag  sich  vorliegend  aus  den Richtlinienbestimmungen über  die  ausschließliche  Zuständig-

keit  der  nationalen  Regulierungsbehörde  die Verpflichtung  ergeben,  von dieser  Zuständigkeit  

auch Gebrauch  zu machen,  um  den  Zielsetzungen  der  Richtlinien  hinreichend Rechnung  tragen  

zu  können.  Anders  als  im  Fall  des  Wärmekraftwerks  Großkrotzenburg  ist  diese  Verpflichtung  vor-

liegend  jedoch  nicht  inhaltlich  unbedingt.  Im  vom  Europäischen  Gerichtshof  entschiedenen Fall  

konnte die  zuständige  Behörde  der  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  

ohne  Weiteres nachkommen,  weil  diese als unselbstständiger  Bestandteil  des nach nationalem  

Recht  vorgesehenen  und  ihr  bereits  zugewiesenen  Genehmigungsverfahrens durchzuführen  war.  

Demgegenüber  kann die  Bundesnetzagentur  die  ihr  nach  den  Richtlinienbestimmungen zugewie-

sene  ausschließliche Zuständigkeit  erst  ausüben,  wenn ihr  entsprechende  Befugnisse  nach  nati-

onalem  Recht  eingeräumt w erden (siehe  oben).   



 13 

30 (4)  Ungeachtet  der  Tatsache,  dass die  Richtlinienbestimmungen  nicht  unmittelbar  anwendbar  

sind,  sprechen  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  weitere  erhebliche  Gründe  dafür,  die Vorgaben  

der  normativen  Regulierung  in der  Übergangszeit  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  Nichtanwen-

dung  der  normativen  Regulierung  in  der  Übergangszeit  würde  zu  einem  Zustand  führen,  der  mit  

den  Zielsetzungen  der  genannten  Richtlinien  erst  recht  unvereinbar  wäre (so  auch BGH,  Be-

schluss  vom  08.10.2019,  EnVR  58/18,  Rn.  76).  

31 Die Richtlinien  verlangen,  dass zumindest  die Methoden zur  Berechnung  oder  Festlegung  der  

Bedingungen  u.a.  für  den  Netzanschluss  und den  Netzzugang „mit  ausreichendem  Vorlauf  vor  

deren  Inkrafttreten“  festgelegt  oder  genehmigt  werden,  vgl.  Art.  41  Abs.  6 der  Richtlinie  

2009/73/EG  und Art.  59  Abs.  7 der  Richtlinie  (EU)  2019/944.  Diesem  Gebot  der  ex  ante-Regulie-

rung  wird in  Deutschland  gegenwärtig  zu  einem  großen  Teil  über  die  Vorgaben  der  normativen  

Regulierung  Rechnung  getragen.  Die  normative  Regulierung  strukturiert  die  Methoden  für  die  Be-

rechnung  der  Tarife  vor  und  legt  ex  ante  die  wesentlichen  Bedingungen  für  den  Netzanschluss  

und  den Netzzugang  fest.  Sie  regelt  unmittelbar  Rechte  und  Pflichten  für  Netzbetreiber  und  an-

dere Marktakteure  und  schafft  auf  diese  Weise den  von  den Richtlinien  geforderten  transparenten  

und  vorhersehbaren,  verlässlichen Regulierungsrahmen.  Bestehende Festlegungen  und  Geneh-

migungen  der  Bundesnetzagentur,  die  sie  im  Rahmen  ihrer  bisherigen  Zuständigkeiten  erlassen  

hat,  tragen  zwar  ebenfalls zu  der  erforderlichen  ex  ante-Regulierung  bei,  dies jedoch  nur  in Teil-

bereichen  und  in  Ergänzung  der  normativen Regulierung  und  damit  nicht  in  dem  von  der  Richtlinie  

geforderten  Umfang.   

32 Ein  faktisches Außerkrafttreten  der  Vorgaben  der  normativen  Regulierung  würde  daher  zu  be-

trächtlichen Regelungslücken  und  damit  einhergehend  erheblichen  Rechtsunsicherheiten  für  alle  

Marktbeteiligten  führen.  Auch dies wäre  mit  den  genannten  Richtlinienvorgaben  und  den  Zielset-

zungen des  Energiebinnenmarkts schwerlich  vereinbar.  Beispielsweise dürfte  eine derart  unklare  

Rechtslage  im  Übergangszeitraum  kaum  Investitionsanreize setzen  und  Unsicherheiten  für  die  

unternehmerische  Tätigkeit  der  regulierten  Unternehmen  und  auch  der  sonstigen  Marktteilnehmer  

auslösen.  Für  den  Übergangszeitraum  ist  es  daher  sinnvoll  und angebracht,  stabile  und  berechen-

bare Verhältnisse  zu  gewährleisten.  

2.  Rechtsgrundlage  

33 Die Entscheidung  basiert  als Änderungsfestlegung  auf  §  29  Abs.  1,  Abs.  2  EnWG  iVm  §  50 Abs.  

1 Ziffer  14  GasNZV  und i.V.m.  § 75  Ziffer  4, Z iffer  10 MsbG.   

34 Die Änderungen  der  Geschäftsprozesse  zum  Lieferantenwechsel  Gas  (GeLi  Gas,  Anlage  zu  dem  

Beschluss  BK7-06-067  vom  20.08.2007  in  der  Fassung  nach den  Änderungen durch die  Festle-

gungen  BK7-09-001  vom  09.09.2010,  BK7-11-075  vom  28.10.2011  sowie BK7-16-142  vom  
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20.12.2016)  durch  die  Regelung  in  Tenor  zu  1.  bis 4.  beruhen auf  § 29  Abs.  1,  Abs.  2  EnWG  i.V.m.  

§ 50  Abs.  1  Ziffer  14  der  Verordnung  über  den  Zugang zu  Gasversorgungsnetzen.  Danach  kann  

die  Regulierungsbehörde  Festlegungen  zur  Abwicklung  des  Lieferantenwechsels  nach  §  41  Gas-

NZV,  insbesondere  zu  den Anforderungen  und  dem  Format  des elektronischen  Datenaustauschs  

treffen,  bzw.  bereits  hierzu  getroffene  Festlegungen ändern.   

35 Des  Weiteren beruhen  die Änderungen  der  Geschäftsprozesse  (Tenor  zu  1.)  auch  auf  §  75  Ziffer  4  

sowie Ziffer  10  MsbG  i.V.m.  §  29  EnWG. I n  §  75  Ziffer  4  MsbG  wird die  Bundesnetzagentur  dazu  

ermächtigt,  Übergangsregelungen  für  die Kommunikation zum  Austausch  von  Messwerten  nach  

§ 60  Abs.  2  MsbG  zu  erlassen.  §  75  Ziffer  10  MsbG  befugt  die  Bundesnetzagentur  ferner  zum  

Erlass  bundeseinheitlicher  Regelungen zum  Datenaustausch  im  Sinne  der  §§ 52 und 60  Absatz  

1 MsbG  zwischen  den  betroffenen  Marktteilnehmern,  insbesondere  hinsichtlich  Fristen,  Formaten  

sowie Prozessen,  die eine  größtmögliche  Automatisierung  ermöglichen.  Die  Änderung  der  Ver-

pflichtung  zur  Durchführung  von Signatur  und  Verschlüsselung  mit  dem  Tenor  zu  5.  beruht  auf  

§ 75  Nr.  10  MsbG.  

36 Die Regelungen  in  Tenor  zu  1.  zum  Zeitpunkt,  ab  dem  die  erfolgten  Änderungen Anwendung  

finden,  beruhen  auf  §  36  Abs.  2  Nr.  1  VwVfG  

3.  Formelle  Voraussetzungen  

37 Die formellen  Anforderungen  sind erfüllt.  

3.1.  Zuständigkeit  

Die Zuständigkeit  der  Bundesnetzagentur  für  die  Entscheidung  ergibt  sich aus §  54  Abs.  1,  Abs.  3  

EnWG,  sowie §§ 47, 75   MsbG,  die  der  Beschlusskammer  aus  §  59  Abs.  1  Satz  1 EnWG.  

3.2.  Adressaten  der  Festlegung  

38 Das  Verfahren  richtet  sich  an  alle  Marktbeteiligten,  die  an  der  Abwicklung  der  Prozesse zum  

Wechsel  des  Lieferanten  bzw.  an der  Durchführung des  Messstellenbetriebs beteiligt  sind.  Soweit  

die  Geschäftsprozesse  zum  Lieferantenwechsel  betroffen  sind  (Tenor  zu  1.  bis  4.),  sind  dies vor  

allem  alle deutschen Betreiber  von  Gasversorgungsnetzen  im  Sinne  von §  3  Nr.  7  EnWG  unab-

hängig  davon,  ob  es sich  dabei  um  ein  Fernleitungsnetz  oder  ein  Verteilernetz  handelt,  zum  an-

deren  aber  auch alle  in Deutschland  tätigen  Lieferanten  von  Gas  im  Sinne  des  §  3  Nr.  19b  EnWG  

(vgl.  zur  Adressateneigenschaft  der  Lieferanten  klarstellend  z.B.  BGH  EnVR  14/09 vom  

29.09.2009,  Rdn.  11)  sowie  die  in Deutschland  tätigen  Messstellenbetreiber  im  Gassektor  im  

Sinne  des §  3  Nr.  26b  EnWG  und  §  2  Nr. 12   MsbG ( Tenor  zu 5.).  
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3.3.  Anhörung und  Konsultation  

39 Die Beschlusskammer  hat  den  Beteiligten  gemäß  §  67  Abs.  1,  2  EnWG  Gelegenheit  zur  Stellung-

nahme gegeben.  Hierzu  hat  sie  am  19.08.2019  einen  Entwurf  der  Anlage  und  der  Änderungen  

des Tenors  zu  3.  und  5.  auf  ihrer  Internetseite  sowie  am  04.09.2019  im  Amtsblatt  der  Bundes-

netzagentur  veröffentlicht  (Siehe  Amtsblatt  Nr.  17  (S.  1695ff.))  und  zur  Konsultation  gestellt.  Alle  

Marktbeteiligten  erhielten  zum  Entwurf d er  Anlage  und  der  Tenorziffern  Gelegenheit  zur  Stellung-

nahme bis zum  30.09.2019.  Insgesamt  sind  37  Stellungnahmen  von  Unternehmen  und  Verbän-

den  eingegangen.   

40 Unter  Berücksichtigung  der  zum  Festlegungsentwurf  eingegangenen  Stellungnahmen  und  der  da-

rin  erfolgten  Änderungsvorschläge  der  Marktbeteiligten  hat  die  Beschlusskammer  den  Entwurf  der  

Anlage und  des  Tenors  zu  3.  und  5.  überarbeitet  sowie  den Tenor  zu 4.  ergänzt  und  am  

17.12.2021  mit  Frist  bis zum  28.01.2022  auf  ihrer  Internetseite  wiederum  zur  Konsultation  gestellt.  

Im  Rahmen dieser  Konsultation  sind insgesamt  19  Stellungnahmen von  Unternehmen  und  Ver-

bänden  eingegangen.  

41 Abschließend erfolgte  eine Anhörung  im  Rahmen  eines Anhörungstermins am  01.09.2023.  Die  

von  der  Beschlusskammer  zu  diesem  Anlass  erörterten  Inhalte,  d.h.  die gegenüber  der  zweiten  

Konsultation beabsichtigten  Änderungen  zu  einzelnen  Themenbereichen  sowie  die  Grundzüge  

der  beabsichtigten  Tenorierung,  einschließlich eines Zeitplans  für  die  Umsetzung,  gingen  den  teil-

nehmenden  Verbänden  vorab  schriftlich  zu.  Die  Teilnehmer  der  Anhörung erhielten  zudem  bis  

zum  22.09.2023  erneut  die  Gelegenheit  zur  schriftlichen  Stellungnahme.  Insgesamt  sind  drei  

schriftliche Stellungnahmen  von Verbänden eingegangen.   

3.4.  Beteiligung  weiterer  Behörden 

42 Die Beteiligung  weiterer  Behörden  ist  ordnungsgemäß erfolgt.  Die  Landesregulierungsbehörden  

und  der  Länderausschuss wurden am  19.08.2019  über  die  Einleitung  des Verfahrens informiert.  

Die förmliche Beteiligung  des Länderausschusses gemäß  § 60a  Abs.  2  EnWG  erfolgte  durch  

Übersendung  des Beschlussentwurfs  am  13.11.2023 verbunden  mit  der  Gelegenheit  zur  Stellung-

nahme.  Der  Länderausschuss  befasste  sich  zudem  in  seiner  Sitzung  vom  16.11.2023  mit  dem  

Beschlussentwurf.  Dem  Bundeskartellamt  und  den  Landesregulierungsbehörden  wurde  gemäß  

§ 58  Abs. 1   Satz  2 EnWG  am  13.11.2023  mit  Übersendung  des Beschlussentwurfs ebenfalls Ge-

legenheit  zur  Stellungnahme  gegeben.  Seitens  des Länderausschusses,  des Bundeskartellamts  

und  der  Landesregulierungsbehörden gingen  keine  Stellungnahmen  ein.  
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4.  Materielle  Rechtmäßigkeit   

43 Die Festlegung ist  auch  materiell  rechtmäßig,  die  Voraussetzungen  für  den  Erlass  der  Änderungs- 

bzw.  Aufhebungsfestlegung liegen  vor  (siehe  folgenden  Abschnitt  4.1.)  Die Beschlusskammer  hat  

sowohl  das ihr  zustehende  Entschließungs- und  Aufgreifermessen als  auch das  ihr  zustehende  

Auswahlermessen  fehlerfrei au sgeübt  (siehe  hierzu  folgenden  Abschnitt  4.2.).   

4.1.  Voraussetzungen  der  Festlegung  liegen vor  

44 Nach  § 50 Abs.  1 Satz  1  GasNZV  kann  die  Regulierungsbehörde  Festlegungen  treffen,  wenn  sie  

der  Verwirklichung  eines  effizienten  Netzzugangs  und  der  in  §  1  Abs.  1  EnWG  genannten  Zwecke  

unter  Beachtung  der  Anforderungen  eines  sicheren  Netzbetriebs  dienen.  Gemäß  §  75  MsbG  kann  

die  Bundesnetzagentur  zudem  Festlegungen  zur  bundesweiten  Vereinheitlichung  der  Bedingun-

gen  für  den  Messstellenbetrieb  sowie  der  Datenerhebung  treffen.  

45 Die vorliegende Festlegung  dient  der  Verwirklichung  eines  effizienten  Netzzugangs  gemäß  §  20  

Abs.  1  Satz  1,  4  EnWG  i.V.m.  §  50  Abs.  1  GasNZV  unter  Berücksichtigung  der  Vorgaben  des  

Lieferantenwechsels nach  §  20a  EnWG.  Effizient  ist  ein  Netzzugangssystem  dann,  wenn  die Zu-

gangspetenten  die  Netzinfrastruktur  unter  möglichst  geringem  Aufwand  nutzen  und  so  in einem  

wettbewerblich strukturierten  Markt  zu  angemessenen  Bedingungen  als Anbieter  auftreten  kön-

nen.  Die  vorliegende  Festlegung  bereitet  die Grundlage  für  eine  weitergehende  Modernisierung  

des Messwesens im  Lichte  der  Zielsetzungen  des  MsbG  soweit  dies Gegenstand  der  Geschäfts-

prozesse des  Lieferantenwechsels Gas ist.  Ziel  hierbei  ist,  durch die  Anbindung  neuer  Messein-

richtungen  Gas an  die  digitale Informationstechnologie  des  SMGW  eine  effizientere Erhebung und  

Verteilung  von Messwerten  zu erreichen.  Ferner  wird  in  der  vorliegenden Festlegung  die  Harmo-

nisierung  der  Geschäftsprozesse des Lieferantenwechsels Strom  und  Gas gefördert.  Die  damit  

angestrebte  medienübergreifende Reduzierung  des Umsetzungsaufwands, i nsbesondere bei  der  

IT-technischen  Realisierung,  ermöglicht  den  Marktbeteiligten  eine  effektivere prozessuale  Ab-

wicklung  des Lieferantenwechsels und fördert  zugleich die  Effizienz  des Netzzugangssystems im  

Ganzen.  

46 Die vorliegende  Entscheidung  dient  auch der  Verwirklichung  der  in  §  1 Abs.  1  EnWG  genannten  

Gesetzeszwecke.  Das  EnWG  dient  gemäß  der  Zielbestimmung  in  §  1  Abs.  1  der  Sicherstellung  

einer  möglichst  sicheren,  preisgünstigen,  verbraucherfreundlichen,  effizienten  und  umweltverträg-

lichen,  treibhausgasneutralen  leitungsgebundenen  Versorgung  der  Allgemeinheit  mit  Elektrizität,  

Gas und  Wasserstoff,  die  zunehmend  auf  erneuerbaren  Energien beruht.  Im  Rahmen  der  vorlie-

genden  Entscheidung  stehen die Ziele  der  preisgünstigen,  effizienten  und  verbraucherfreundli-

chen  Versorgung  der  Allgemeinheit  mit  Energie  im  Vordergrund.  Digitale  Messeinrichtungen  und  

eine entsprechende  Zurverfügungstellung  der  Messwerte  ermöglichen  es auch  Verbrauchern  von  

Gas,  unter  den  gegebenen  gasspezifischen  Einschränkungen  in  einem  geeigneten  Maß  Kenntnis  

von  ihrem  Verbrauchsverhalten zu  erlangen  und  dieses ggf.  zu  verändern,  um  z.B.  Energie  und  
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Kosten  einzusparen.  Die Bereitstellung  einer  korrekten  und  zuverlässigen  Datenbasis bzgl.  des  

Transports  und  Verbrauchs von  Gas  an  den  verschiedenen  Ein- und  Ausspeisepunkten  eines  

Gasversorgungsnetzes stellt  zudem  eine  wichtige  Voraussetzung  zur  Gewährleistung  eines si-

cheren  Netzbetriebs dar.  

4.2.  Ausübung des  Entschließungs- und  Auswahlermessens  

47 Die Beschlusskammer  hat  mit  dem  Erlass  der  vorliegenden  Festlegung  ihr  Ermessen  fehlerfrei  

ausgeübt,  § 40  VwVfG.  Sie hat si ch,  wie vorab  aufgezeigt,  von  den Zwecken der  Ermächtigungs-

grundlagen  aus EnWG,  GasNZV  und  MsbG  leiten  lassen.   

48 Das  Inkrafttreten  des  MsbG  führte  zu  einer  erheblichen  Änderung  des  Rechtsrahmens  für  den  

Bereich der  Messwertverarbeitung  sowohl i m  Strom- als auch im  Gassektor.  Mit  dem  verstärkten  

Rollout  von  intelligenten  Messsystemen  Strom  einschließlich der  Nutzung  eines SMGW,  ist  nun-

mehr  auch  ein  konkreter  Anwendungshorizont  für  den  Gasbereich  bezüglich  der  Umsetzung  einer  

Anbindungsverpflichtung  von  neuen  Messeinrichtungen  Gas  an  ein  SMGW  Strom  eröffnet  wor-

den.  Die  Festlegung BK7-17-050  bildet  die sich  aus dem  MsbG  dahingehend  ergebenden  Rechte  

und  Pflichten  der  verschiedenen Marktbeteiligten  nur  in  grundsätzlicher  Form  ab,  so  dass  es  

hierzu  weiterer  Konkretisierungen  bedurfte.  Da  die  weitergehende  Verwendung  von  Messwerten  

im  Rahmen  der  Prozesse  zum  Lieferantenwechsel  Gas  abgebildet  ist,  war  insoweit  eine  Anpas-

sung  der  bisherigen  Festlegung GeLi  Gas  erforderlich  und  geboten.  Im  Hinblick  auf  eine,  den  

effizienten  Netzzugang unterstützende,  größtmögliche  Harmonisierung  der  Lieferantenwechsel-

prozesse Strom  und  Gas,  sind  zudem  Detailausprägungen von  verschiedenen  Geschäftsprozes-

sen  in  Bezug  auf  inhaltliche Aspekte  und  Fristigkeiten  an  jene  der  Lieferantenwechselprozesse  

Strom  anzupassen,  die  zwischenzeitlich bereits Änderungen  erfahren  haben.  Des  Weiteren  gilt  

es,  die Marktkommunikation mit  der  Einführung  des Übermittlungsprotokolls im  Standard  AS4  auf  

ein  verbessertes,  sichereres  Niveau  zu heben  und  damit  gleichzeitig  in der  Zukunft  eine  medien-

übergreifende  Anwendung bei  den  Lieferantenwechselprozessen  Strom  und  Gas sicherzustellen.   

Die Beschlusskammer  nutzt  das Festlegungsverfahren  zugleich,  um  künftige Änderungsbedarfe  

der  Festlegung  für  alle  Marktbeteiligten  sowohl  in  inhaltlicher  als auch zeitlicher  Hinsicht  im  Sinne  

der  Aufrechterhaltung  einer  möglichst  großen  Übereinstimmung  in  der  Prozessausgestaltung  der  

Lieferantenwechselprozesse Strom  und  Gas  effektiver  und effizienter  abzubilden.  Mit  einer  Kon-

zentration  der  Festlegung  auf  die  regulatorisch essentiellen  Inhalte  der  Lieferantenwechselpro-

zesse  Gas werden  die  Marktbeteiligten  in  die  Lage  versetzt,  jeweilige  Einzelheiten/Detailausprä-

gungen  der  Geschäftsprozesse Gas  durch die eigene  Ausarbeitung  zukünftig  selbst  auszugestal-

ten,  sofern  diese  nicht  regulatorisch relevante  Inhalte  berühren,  die  weiterhin Regelungsgegen-

stand  der  Anlage  dieser  Festlegung  sind.  Die  Beschlusskammer  sieht  hierin,  nicht  zuletzt  vor  dem  

Hintergrund  einer  zunehmenden  Komplexität  der  Prozessausprägungen  einschließlich  der  Markt-

kommunikation  und  zunehmender  unterschiedlicher  gesetzlicher  Vorgaben in den Bereichen  
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Strom  und  Gas,  ein  effizientes und nach  Maßgabe  des Grundsatzes  der  Verhältnismäßigkeit  aus-

gerichtetes  Vorgehen zur  Erhaltung  einer  weitgehenden Harmonisierung  der  Prozessausprägun-

gen  von  Gas  und  Strom.  Trotz  gegebener  gesetzgeberischer  und  energiewirtschaftlicher  Unter-

schiede lassen  sich  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  hierdurch  insbesondere IT-techni-

sche Synergien  in  der  Prozessgestaltung  und  der  Marktkommunikation  zwischen  den  Medien  

auch weiterhin  auf  effizientem  Wege  heben.  Diese  Synergien können  dabei  durch die  Marktbetei-

ligten  weitaus differenzierter  und  zielgerichteter  im  Detail  eingeschätzt  werden,  als  dies die  Be-

schlusskammer  zu  leisten  vermag.   

Zudem  hat  die Beschlusskammer  im  Rahmen  des vorliegenden  Festlegungsverfahrens,  die  bis-

lang  für  die  Lieferantenwechselprozesse und den  Messstellenbetreiberrahmenvertrag  tenorierten  

Anforderungen  an die  IT-Sicherheit  den  zwischenzeitlich veränderten  Bedingungen  angepasst  

und  die  bisherigen  Tenorziffern  entsprechend  abgeändert.  Da  die  dort  aufgeführten  Regelungen  

zu  Signatur  und  Verschlüsselung  einerseits von  den  Marktbeteiligten  bereits umgesetzt  worden  

sind,  andererseits  die  vorliegende Festlegung  bereits  erweiternde Regelungen  enthält,  deren  Aus-

gestaltung  nunmehr  in  der  Anlage  enthalten sind  oder  dort  auf  die  zu  beachtenden  Dokumente  

verweist,  dient  die  Abänderung der  Tenorziffern  insbesondere  auch  der  Erzielung  von Rechtsklar-

heit  in  Bezug  auf  die  von  den Marktbeteiligten  anzuwendenden  Inhalte.  

49 Die Beschlusskammer  hat  die  in  der  Entscheidung  getroffenen Regelungen  rechtmäßig  ausge-

staltet.  Dies gilt  sowohl  für  die  Änderungen  an  der  GeLi  Gas als auch für  die  Änderung  des  Mess-

stellenbetreiberrahmenvertrags (BK7-17-026).  Die  mit  dieser  Entscheidung  getroffenen  Änderun-

gen  werden  im  Rahmen  einer  Änderungsfestlegung vorgegeben.  Damit  treten  die  bezeichneten  

Änderungen  an die  Stelle  der  bisherigen  Regelungen,  lassen  einzelne  Regelungen  entfallen  oder  

ergänzen  diese.  Im  Übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  unberührt  und  gelten  in  der  jeweils gülti-

gen  Fassung  fort.  In  Bezug  auf  die  prozessualen  Vorgaben  in  der  Anlage dieser  Festlegung  wer-

den  die materiellen  Regelungen  nunmehr  ausschließlich in  Textform  dargestellt.  Damit  einherge-

hend  wird auf  die bisherigen  erläuternden  Ablaufdiagramme,  Informationsflussschemata  und  ta-

bellarischen  Beschreibungen  der  Prozesse verzichtet.  Die materiellen  Regelungen  greifen  dabei  

die  in den  zusätzlichen  Beschreibungen  enthaltenen  und  für  die Grundkonzeption  der  Prozess-

vorgaben notwendigen Inhalte auf  und stellen diese,  häufig unter  Beibehaltung  der  ursprünglichen  

Formulierungen,  lediglich textlich neu  zusammen.  Über  den  bisherigen  materiellen  Regelungsum-

fang  hinausgehende  Änderungen  der  Anlage  dieser  Festlegung  sind  farblich und  durch Unter-

streichungen  kenntlich gemacht.   

4.2.1.  Änderung der  GeLi G as  in  der  Anlage (Tenor zu  1.  und  2.)  

50 Nachfolgend  werden  die einzelnen  getroffenen  Neuregelungen  im  thematischen  Zusammenhang  

dargestellt  und  begründet.  
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4.2.1.1   Geschäftsprozess  „Anforderung  und Weiterleitung  von Messwerten“  

51 Die Beschlusskammer  hat  für  den  Fall  der  Anbindung  einer  neuen  Messeinrichtung  Gas an  ein  

SMGW  Strom  nunmehr  die Integration  des Messstellenbetreibers in den  Kommunikationsprozess  

innerhalb  des Geschäftsprozesses 4.1.2.  der  Anlage,  „Aufbereitung und Weiterleitung  von  Mess-

werten“,  vorgesehen.  Mit  der  Einbindung  des  Messstellenbetreibers  Gas  in  den  weiteren  Daten-

austauschprozess  des  Netzbetreibers  konkretisiert  die  Beschlusskammer  die aus  den  Tenorzif-

fern  1.  und 3.  der  Festlegung BK7-17-050  resultierenden  grundsätzlichen Vorgaben zum  Informa-

tionsaustausch  im  Rahmen  der  Anbindung  einer  neuen Messeinrichtung  Gas an  ein SMGW  

Strom.  Hierbei  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die Anbindung  einer  neuen  Messeinrichtung  Gas  an  

ein  SMGW  immer  an ein  SMGW  für  den  Strombereich  erfolgt,  da  das  MsbG  keine  separaten  

SMGW  für  den  Gasbereich vorsieht.  Erst  durch die  Einbindung  des Messstellenbetreibers Gas in  

den  Kommunikations- und  Datenaustausch  werden  Informationsangebote  mit  Hilfe  einer  zusätz-

lichen  Datenaufbereitung  für  die  Letztverbraucher  ermöglicht.  Die Zurverfügungstellung derartiger  

Zusatzinformationen  geht  über  die  in der  Festlegung  BK7-17-050  vorgesehenen  Anforderungen  

an  die  Netzbetreiber  hinaus,  die  im  Wesentlichen lediglich die  Grundfunktionen  von Aufbereitung  

und  Übermittlung  der  Daten  an  den  Messstellenbetreiber  beschreiben.  Die  Bereitstellung  weiter-

gehender  Informationen  zu  ermöglichen,  trägt  ebenfalls,  trotz  der  gegebenen technischen  Rest-

riktionen,  dem  Grundgedanken  des  MsbG  Rechnung,  Transparenz  über  die eingetretenen  Ver-

bräuche  auch  für  Letztverbraucher  im  Gas  zu ermöglichen.  Insofern  kommt  dem  Messstellenbe-

treiber  für  diese  Zielstellung  im  Prozess der  Messwertübermittlung  im  Hinblick  auf  die  potentielle  

Weiterverarbeitung  und  Zurverfügungstellung  an die Lieferanten  diese  zentrale Stellung  zu.  Und  

zwar  auch vor  dem  Hintergrund,  dass der  Messstellenbetrieb  und  damit  die  entsprechenden  Auf-

bereitungsleistungen  auch  durch  einen  Dritten  angeboten  werden kann.   

52 Die beabsichtigte  Einbindung  des Messstellenbetreibers  in den  Prozess  der  Messwertübermitt-

lung  wurde  von  den  Stellungnehmenden  im  Rahmen  der  zweiten  Konsultation  im  Grundsatz  be-

grüßt.  Dass  im  Gasbereich auch  weiterhin  keine  sternförmige Kommunikation  vorgesehen  ist,  die  

eine Übersendung  von  Messwerten  direkt  aus  dem  SMGW  unterstützt,  so  dass  in  der  Folge  wei-

terhin wesentliche  Teilprozesse zwischen  den  Sektoren  Strom  und  Gas unterschiedlich  ausge-

prägt  bleiben  müssen  (Stellungnahmen  bne,  Schleupen),  ist  für  die  Beschlusskammer  bereits  aus  

dem  Grund  folgerichtig,  als  das  MsbG  eine Ausnahmemöglichkeit  von  der  sternförmigen  Kommu-

nikation  für  den  Gasbereich vorgesehen  hat.  Die  Beschlusskammer  hat  mit  der  Etablierung  des  

sog.  „Netzbetreibermodells“  in ihrer  Festlegung  BK7-17-050  von  dieser  Ausnahmeregelung  Ge-

brauch gemacht  und  anstelle des SMGW  dem  Netzbetreiber  die Funktion  einer  zentralen  Daten-

übermittlung  zuerkannt.  Dieser  Ausnahmeentscheidung  lagen  nicht z uletzt  die  spezifischen  tech-

nischen Restriktionen  des Gasbereichs zugrunde,  die  sich  gleichfalls in den  Regelungen  des  

MsbG  zum  Gas  spiegeln.  Aufgrund  der  weiterhin bestehenden  technischen  Restriktionen,  die  es  

im  Gasbereich  (anders  als im  Strombereich)  nicht m öglich  machen, d en aktuellen  Verbrauch von  
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Letztverbrauchern  infolge der  nachmonatlichen Brennwertbestimmung  unmittelbar  zu  bestimmen,  

sieht  die  Beschlusskammer  insoweit  derzeit  keinen  Anlass,  von ihrer  Entscheidung,  das  Netzbe-

treibermodell  anzuwenden,  Abstand  zu  nehmen.  Auch unter  Effizienzgesichtspunkten  sieht  die  

Beschlusskammer  in  einem  medienübergreifenden Gleichlauf  mit  den  am  Strombereich  ausge-

richteten  Kommunikationsanforderungen,  die  weit  über  die  Anforderungen  des MsbG  an  den  Gas-

bereich hinausgehen  würden,  keinen  Vorteil.  Sie sieht  vielmehr  in  dem  Umsetzungserfordernis  an  

den  Nachrichtenaustauschprozess  Gas  die  Möglichkeit  gegeben,  eine  „aufwandsärmere“  Pro-

zessausgestaltung  zu  ermöglichen,  als dies,  aus  den  vorgenannten  Gründen,  bei  einer  Anpas-

sung  an  die sternförmige  Kommunikation  des Strombereichs der  Fall  wäre (s.a.  Stellungnahme  

Schleupen).   

53 Die Fragestellung  einzelner  Stellungnehmenden,  ob für  die  Umsetzung  der  Anbindung  einer  

neuen Messeinrichtung  Gas weitergehende  Prozessanforderungen  oder  z.B.  Marktrollen notwen-

dig  sind,  kann im  Einzelnen  der  Ausarbeitung  durch die  Marktbeteiligten  überlassen  bleiben,  da  

in  der  vorliegenden  Festlegung  nur  die Rahmenbedingungen  festgelegt  werden.  Die  Beschluss-

kammer  beschränkt  sich  insofern  im  Sinne  des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes darauf,  das re-

gulatorisch Erforderliche  zu  regeln.  Auch  kann  grundsätzlich  davon  ausgegangen  werden,  dass  

eine Einbindung  der  Messstellenbetreiber  in die  Prozesskette  der  Messwertübermittlung  Anpas-

sungsnotwendigkeiten in  anderen  Dokumenten,  wie  z.B.  der  BDEW/VKU-Anwendungshilfe  

„Wechselprozesse im  Messwesen  für  die  Sparte Gas“  hervorrufen  werden.  Da deren  Anpassun-

gen  aber  bereits  zum  gegenwärtigen  Zeitpunkt  den Marktbeteiligten  obliegen,  ist  eine  entspre-

chende Aktualisierung  gleichfalls  durch  die Marktbeteiligten  vorzunehmen.  

54 Im  Weiteren  hat  die  Beschlusskammer  im  Rahmen  von  turnus- oder  regelmäßigen  Messwertüber-

mittlungen  (Prozess 4.1.2.1.1.  der  Anlage)  die  Maßgabe  vorgesehen,  dass  für  eine an ein  SMGW  

(Strom)  angebundene  neue Messeinrichtung  Gas,  auch im  Fall  einer  bilanziellen Zuordnung  als  

Entnahmestelle  im  Standardlastprofilverfahren  (SLP-Entnahmestelle)  in  den Grenzwerten  von  §  

24  Abs.  1  GasNZV,  eine  informatorische  Pflicht  besteht,  stündliche  Messwerte  im S tundentakt  zu  

übermitteln  sofern  der  Letztverbraucher  dies  verlangt  und  die  Voraussetzungen  gemäß  §  58  Abs.  

4 MsbG  vorliegen.  Auch  diese  Vorgabe ist  verhältnismäßig.  Sie  verbessert  die  Informationslage  

für  die  Verbraucher  und  führt  zu keinen unangemessenen  Belastungen  der  dadurch Verpflichte-

ten.  Anders als  bei  konventionellen SLP-Entnahmestellen  besteht  bei  einer  angebundenen  neuen  

Messeinrichtung  Gas die  Verpflichtung,  stündliche  Messwerte  im  Stundentakt  an  die  Marktbetei-

ligten  zu  informatorischen Zwecken  zu  übermitteln.  Auch  diese Regelung  zielt  darauf  ab,  dem  

Letztverbraucher  auch  für  den  Gasbereich,  trotz  der  gegebenen  technischen  Restriktionen,  ent-

sprechend  der  Intention  des  MsbG  ein  zusätzliches  Informationsangebot  über  seine  Verbrauchs-

werte  zu verschaffen.  Mit  dieser  stündlichen Übermittlung  geht  ferner  einher,  dass für  die  Pro-

zesse  Lieferende  und  Lieferbeginn  die  entsprechenden  An- und  Abmeldungen,  wie bei  RLM-
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Messanlagen  auch,  bei  an  ein SMGW  angebundenen SLP-Entnahmestellen,  nur  nach  dem  Ein-

gangsdatum  der  Meldungen  beim  Netzbetreiber  Berücksichtigung  finden  können.  Die  Stellung-

nehmenden,  insbesondere auf  Seiten  der  Netznutzer,  haben  die  grundsätzlichen  Erwägungen  

dieser  Änderung  durchaus positiv  aufgenommen  (bne,  SAP,  BDEW),  haben aber  im  Hinblick auf  

die  Nutzungsmöglichkeiten  dieser  zusätzlichen  Informationsübermittlung  auch  in  der  zweiten  Kon-

sultation  mehrheitlich  zurückhaltend  reagiert.  Die  Beschlusskammer  sieht  jedoch  in  den  vorge-

brachten  Argumenten ihr  grundsätzliches Anliegen,  dem  Letztverbraucher  zusätzliche  Informati-

onen  zu verschaffen,  dadurch im  Ergebnis  nicht  in  Frage  gestellt.  

55 Die Überlegung,  dem  Letztverbraucher  Zugang zu  zusätzlichen Informationen  zu  ermöglichen,  

stellt  hierbei  auf  den  Grundgedanken  des  MsbG  ab,  dem  Letztverbraucher,  trotz  der  gegebenen  

technischen  Restriktionen,  einen  gewissen  Grad  an  Transparenz  über  die  eingetretenen  Verbräu-

che  auch  im G asbereich  zu  ermöglichen.  Mit  der  derzeit f ür  SLP-Entnahmestellen  einmal  jährlich  

vorgesehenen  Übermittlung  der  Verbrauchswerte  kann  kein  zusätzliches Informationsangebot  für  

den  Letztverbraucher  erreicht  werden.  Dass  hierbei  die Restriktionen  der  Erfassung  von Gasmen-

gen  es  letztendlich nicht  ermöglichen,  die später  abzurechnenden  Verbrauchsmengen  auch  un-

termonatlich  kilowattstundenscharf  anzuzeigen,  wie  viele  Stellungnehmenden  zutreffenderweise  

anführen,  schmälert  den  möglichen  Nutzen  zusätzlicher  Verbrauchsinformationen  zwar,  gleich-

wohl  kann  es  zukünftigen Angeboten  der  Lieferanten  überlassen  bleiben,  eine  zusätzliche Infor-

mationsdienstleistung  mit  einem  entsprechenden  inhaltlichen  Mehrwert  auszugestalten.  Um  hier-

für  die  inhaltlichen  Gestaltungsfreiräume  herzustellen,  ist  dementsprechend  auch  die kleinste Er-

fassungseinheit  für  die  Übermittlung  im  Gasbereich,  die Stunde,  zugrunde zu  legen.  Eine  Über-

mittlung  der  erfassten  Stundenwerte  in  größeren  Zeitintervallen,  wie  sie  von einigen Stellungneh-

menden  für  ausreichend  erachtet  wurde  (u.a.  BDEW,  VKU),  würde  die  Gestaltungsfreiheit  in  Be-

zug  auf  die  Weiterverarbeitung  der  zukünftigen Informationsangebote wiederum  nachhaltig  ein-

schränken.  Erst  eine  kontinuierliche Übermittlung  von  stündlichen  Messwerten  im  Stundentakt  

ermöglicht  auch  die  beabsichtigte fortwährende  und damit  aktuelle  Bereitstellung  von  potentiellen  

Verbrauchsinformationen  an  den  Letztverbraucher.  Entgegen  der  Meinung  einiger  Stellungneh-

menden  sind insofern  auch  die größeren  Zeitintervalle  der  bestehenden  bilanziellen Messwer-

tübermittlung  von  diesem  informatorischen  Übermittlungserfordernis zu  unterscheiden,  da  sie  den  

speziellen  Anforderungen des Bilanzierungssystems unterliegen,  und  als nicht  ausreichend  anzu-

sehen  sind.  Auch  ein  Verschieben  der  Einordnung  der  nME  als  RLM-Messeinrichtung und  der  

daraus  resultierenden  Informationsverpflichtung  bis zum  Einsetzen einer  entsprechenden  Nach-

frage  durch  die Lieferanten  erscheint  der  Beschlusskammer  nicht  gerechtfertigt,  da  sie  mit  dieser  

Regelung  gerade  beabsichtigt,  den Letztverbrauchern  über  die  Lieferanten unmittelbar  ein  ent-

sprechendes  Informationsangebot  im  Sinne  des  MsbG  auch  für  den  Gasbereich  zu  ermöglichen.  

Es ist  davon  auszugehen,  dass  die  Attraktivität  eines derartigen  Angebots für  den  Gasbereich  mit  

zunehmendem  Rollout  Strom  steigen  wird  und  damit  die  Grundlage  sinnvollerweise bereits  zu  
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einem  möglichst  frühen  Zeitpunkt  festzulegen  ist.  Dass  neue  Messeinrichtungen  Gas eine  stünd-

liche Übermittlung  ermöglichen,  stellt  für  Letztverbraucher  gerade  den  Vorteil  gegenüber  der  bis-

herigen  konventionellen  Messung  dar,  den  der  Gesetzgeber  durch  die  Einführung  der  neuen  Mes-

seinrichtung  Gas  im  MsbG  beabsichtigt  hat.  Ob  und inwieweit  sich infolge  der  technischen  Rest-

riktionen  im  Gasbereich  ein  erweitertes  Informationsangebot  am  Markt  erfolgreich  durchsetzen  

wird,  hat  die  Beschlusskammer  in  diesem  Zusammenhang nicht  zu  bewerten,  sondern hierfür  

lediglich die  Grundvoraussetzungen  zu regeln.  

56 Die Verpflichtung, d ie  stündlichen  Messwerte  für  die  Letztverbraucher  nutzbar  zu  machen,  erfolgt  

unter  der  Prämisse,  dass  die  Voraussetzungen  nach  §  58  Abs.  4  MsbG  erfüllt  sind:  Also  der  Letzt-

verbraucher  im  Einvernehmen mit  seinem  Lieferanten  von  dem  Messstellenbetreiber  eine  ent-

sprechend  der  stündlich  registrierenden  Leistungsmessung  (RLM-Messung)  zu  erfolgende  Über-

mittlung  verlangt  und  der  Lieferant  diese  wiederum  auch  mit  dem  Netzbetreiber  vereinbart  hat.  

Insofern  ist  die  grundsätzlich vorgesehene  Einordnung  einer  neuen  Messeinrichtung  Gas  als  

RLM-Messeinrichtung  auch als konsequent  anzusehen, d a  neue  Messeinrichtungen Gas,  im  Ge-

gensatz  zu konventionellen  SLP-Messeinrichtungen,  standardmäßig  über  den Funktionsumfang  

einer  stündlichen Messung  verfügen.  Dass  demgegenüber  die  mit  einer  neuen Messeinrichtung  

angebundene Entnahmestelle bis zu  den  in § 24  GasNZV  vorgesehenen  Grenzwerten  bilanziell  

als SLP-Entnahmestelle zu behandeln  ist,  widerspricht,  mit  Blick  darauf,  dass  weiterhin für  alle  

SLP-Letztverbraucher  ein  einheitliches  und  gegenüber  RLM-Kunden  auch  vereinfachtes  Bilanzie-

rungsregime  durch  den  Netzbetreiber  zu  ermöglichen ist, n icht e iner  spezifischen  Zuordnung  von  

angebundenen  neuen  Messeinrichtungen  Gas  analog  den  RLM-Entnahmestellen.  Gleichzeitig  re-

sultiert  aus der  Regelung,  dass nicht  automatisch alle SLP-Letztverbraucher  mit  an  ein  SMGW  

angebundenen  neuen  Messeinrichtungen  Gas  eine stündliche  Übermittlungsverpflichtung  in  An-

spruch  nehmen,  sondern  nur  jene,  deren  Lieferant  eine  entsprechende  Möglichkeit  nach  §  58  Abs.  

4 MsbG  anbietet.  Dass  die  SLP-Bilanzierung  eine  von  der  stündlichen  Informationsbereitstellung  

abweichende  Messwertübermittlung  in größeren  Zeitintervallen  vom  Messstellenbetreiber  an  den  

Netzbetreiber  fordert,  ist  dabei  vollkommen  unabhängig  von  der  Informationsbereitstellung  an  den  

Letztverbraucher  zu bewerten.  Die  bilanziellen  Übermittlungserfordernisse werden  von  der  rein  

informatorischen  Übermittlung überhaupt  nicht  berührt.  Insofern  ergeben  sich aus den  bilanziellen  

Erfordernissen  an  Messwertübermittlungen  auch  keine  Ableitungen  für  die Granularität  einer  in-

formatorischen  Übermittlung.  Dass für  eine  bilanzielle  Berücksichtigung  lediglich Messwerte in  

größeren  Zeitintervallen  benötigt  werden und  diese nur  täglich  zu  speichern  seien  und keine  

stündliche Übermittlung  notwendig  machten,  ist  lediglich der  Vereinfachung  des  Prognose- und  

Bilanzierungssystems  bei  SLP-Kunden im  deutschen  Gasmarkt  geschuldet.  Im  Übrigen  ist  darauf  

hinzuweisen,  dass  eine Trennung  zwischen  bilanzieller  und  informatorischer  Messwertübermitt-

lung  heute  für  RLM-Entnahmestellen  bereits vorgesehen  ist  und  eine  gängige  Praxis  darstellt.  
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Dass gegebenenfalls auch stündliche Messwerte  im  SLP-Bereich  für  eine  Verbesserung der  Prog-

nose der  Liefermengen  beim  Lieferanten  oder  der  SLP-Allokationen beim  Netzbetreiber  zu  ver-

wenden  wären  (Stellungnahmen  BDEW,  VKU),  schmälert  nicht  den beabsichtigten  Zweck  der  rei-

nen  Informationsbereitstellung  für  Letztverbraucher,  sondern  zeigt  vielmehr  eine  weitergehende  

Verwendungsmöglichkeit  der  Daten  auf,  die  aber  nicht  Gegenstand  der  vorliegenden  Festlegung  

ist.  

57 Dem  Vorschlag,  die  Verpflichtung  zur  Übermittlung  von stündlichen  Messwerten  im  Stundentakt  

für  Letztverbraucher  mit  stündlich registrierenden  Leistungsmessung  (RLM-Messung)  ebenfalls 

an  die  Voraussetzungen  nach  §  58  Abs.  4  MsbG  zu  knüpfen  (BDEW,  Anhörung),  ist  hingegen  

nicht  zu  folgen.  §  58  Abs.  4  MsbG  adressiert d iese  Möglichkeit  ausdrücklich  für  Letztverbraucher,  

die  Standardlastprofile  anwenden.  RLM-Messungen  erfüllen  die  technischen  Anforderungen  an  

eine stündliche  Übermittlung von Messwerten  im  Stundentakt  im  Gegensatz  zu  konventionellen  

SLP-Zählern ohnehin  technisch immer.  Die  bestehende  Festlegung  sieht  somit  folgerichtig  für  

Entnahmestellen mit  registrierender  Leistungsmessung  grundsätzlich eine  derartige  Verpflichtung  

zur  Übermittlung  von  stündlichen  Messwerten  im  Stundentakten -ebenfalls  unabhängig  von  den  

bilanziellen  Anforderungen einer  Informationsübermittlung- vor.  Insoweit  sind  diese erhöhten  

Übermittlungsanforderungen  an  RLM-Messstellen  auch  gerechtfertigt.  

58 Dass darüber  hinaus  die Gerätetechnik  der  Gateways,  ein potentielles Messwertverarbeitungs-

konzept  oder  anderweitige  Spezifikationen  den Verarbeitungserfordernissen  des  Gasbereichs  

noch nicht  genügten,  wie  einige Stellungnehmenden  vortragen,  kann die  Beschlusskammer  ei-

nerseits nicht  erkennen  und  würde  andererseits generell  auch nicht  die grundsätzlich nach  § 58  

Abs.  4  MsbG  eingeräumte Möglichkeit  auf  eine zusätzliche  Informationsbereitstellung  ausräumen.  

Allein die  Tatsache,  dass  für  den  Strombereich  Messwerte auf  viertelstündlicher  Basis im  SMGW  

erfasst  und  verarbeitet  werden können,  lässt  erkennen,  dass  Erfassungs- und  Übermittlungser-

fordernisse auf  stündlicher  Basis keine  technische  Herausforderung  darstellen  können.  Weiterge-

hende Funktionalitäten,  wie z.B.  Ersatzwertkorrektur,  Brennwertkorrektur  erfolgen  demgegenüber  

auch nicht  im  SMGW,  sondern werden  separat  durch den  Netzbetreiber  vorgenommen,  so  dass  

auch hieraus  keine  technischen  Herausforderungen  erwachsen  können.   

59 Insofern  stellt  in der  Gesamtabwägung  ein  Auseinanderfallen  der  Informationsanforderungen  im  

Gas- und  Strombereich  nach  Einschätzung  der  Beschlusskammer  weder  eine  übertragungstech-

nische  Herausforderung  dar,  noch  ist  die bilanzielle  Informationsberücksichtigung  als der  limitie-

rende  Faktor  einer  Übermittlungshäufigkeit  von  Messwerten  anzusehen.  Dies gilt  in  besonderem  

Maße,  wenn  die technischen  Voraussetzungen  der  Messwerterhebung  und  Weiterleitung  dies oh-

nehin  bereits  zulassen.  Nach Ansicht  der  Beschlusskammer  ist  dies  bei  den  neuen Messeinrich-

tungen  Gas  sowie  den  potentiellen  Funktionalitäten  der  SMGW  bereits  heute  der  Fall,  so  dass  im  

Grundsatz  keine technischen  Restriktionen  für  eine  häufigere Übermittlung  von  Messwerten  auch  
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bei  SLP-bilanzierten  Entnahmestellen  bestehen.  Da  die  Aufbereitung  der  Messwerte  dem  Mess-

stellenbetreiber  bzw.  dem  Lieferanten  überlassen  bleibt  und  diese  Messwerte nicht  den  Letztver-

brauchern  direkt  übersandt  werden,  können zudem  die  von  einigen Stellungnehmenden  befürch-

teten  Interpretationsspielräume  beim  Letztverbraucher  in  Bezug  auf  die Aussagekraft  der  ange-

zeigten  Verbrauchswerte  auch durch  die  Bereitstellung  entsprechender  Informationen  bzw.  Erklä-

rungen  durch  die  Lieferanten  begegnet w erden.  Der  Letztverbraucher  ist  nur  Empfänger  von  auf-

bereiteten  Informationen  des Lieferanten,  insofern bedarf  es  entgegen  der  Auffassung  einiger  

Stellungnehmenden  (BDEW,  EON  SE)  darüber  hinaus  auch  keiner  Einbindung  des  Letztverbrau-

chers in die  Marktkommunikation  der  Lieferantenwechselprozesse.  Über  welche  Medien  der  Lie-

ferant  dem  Letztverbraucher  die  potentiellen  Verbrauchsinformationen zukommen  lässt,  bleibt  

diesem  selbst üb erlassen und  ist  im  Rahmen  der  Regelung  nicht  näher  durch  die  Beschlusskam-

mer  zu bestimmen. 

60 Im  Rahmen  der  Messwertübermittlung  hat  die Beschlusskammer  im  Kapitel  4.1.2.  der  Anlage,  

„Aufbereitung  und  Weiterleitung von  Messwerten“  ferner  die  Anmerkung  der  EnBW  et  al.  über-

nommen,  wonach der  Messstellenbetreiber  den  allgemeinen  Ableseturnus für  die  Durchführung  

der  Messung  festlegen  soll.  Auch  für  den  Gasbereich  erscheint  es  bei  vergleichendem  Blick  zum  

Strombereich  im  Verhältnis zwischen  Lieferanten  und Messstellenbetreiber  schlüssig,  dass  bei  

Trennung  der  Marktrollen  Messstellenbetreiber  und  Netzbetreiber  die Messung  und  Erhebung  und  

damit  auch  der  Ableseturnus dem  Messstellenbetreiber  zufallen  sollte,  da  der  bislang  zuständige  

Netzbetreiber  in  diesem  Fall  nicht  in  den eigentlichen Erhebungsprozess  der  Messwerte involviert  

ist.  Die  durch  die  Beschlusskammer  diesbezüglich  vorgenommenen  ergänzenden Ausführungen  

unter  Kapitel  4.1.2.  der  Anlage  greifen  damit  auch  eine gleichlautende  Regelung  des  Strombe-

reichs spiegelbildlich  auf.  Da  die Messwerte  auf  Ebene der  Messlokation  erhoben  werden,  war  

zudem  eine  entsprechende textliche  Ergänzung  in  Bezug  auf  die  Übermittlung  der  Messwerte  

durch den Netzbetreiber  in  das entsprechende  Kapitel  4.1.2.2.  der  Anlage  („Vom  Netzbetreiber  

an  den  Lieferanten  zu übermittelnde  Messwerte“)  aufzunehmen  (Stellungnahme  EnBW  et  al.).  

61 Nicht  gefolgt  ist  die  Beschlusskammer  hingegen  Vorschlägen,  die  auf  eine  veränderte  Gliede-

rungsordnung bei  Messeinrichtungen  SLP  bzw.  RLM  bei  turnus- oder  regelmäßigen  Messwer-

tübermittlungen  (Stellungnahme  EnBW  et  al.)  abzielen.  Nach Auffassung  der  Beschlusskammer  

ist  die durch  die  Stellungnehmenden  bestrittene Zuordnung  zum  Bilanzierungsverfahren  im  

Grundsatz  gegeben,  da  der  Umfang  der  Messvorgänge  und  der  Informationsübermittlung  von die-

sem  bestimmt  wird.  Insofern  baut  das Kapitel  4.1.2.  der  Messwertübermittlung  in  der  Anlage („Auf-

bereitung  und  Weiterleitung  von  Messwerten“)  auf  der  bestehenden  bilanziellen  Nomenklatur  auf.  

Mögliche  Vorteile einer  grundsätzlichen  Umorganisation nach  rein  zählertechnischen Gesichts-

punkten  können aus  der  Stellungnahme  demgegenüber  nicht  erkannt  werden.  Gleichfalls nicht  

gefolgt  ist  die  Beschlusskammer  dem  Vorschlag  (Stellungnahme EnBW  et  al.),  ergänzend in  Ka-
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pitel  4.1.2.  der  Anlage  gesondert  aufzunehmen,  dass Messwerte sowohl  vom  Messstellenbetrei-

ber  als auch  vom  Lieferanten  oder  Netzbetreiber  erhoben  werden  können.  Diese Vorgabe  ergibt  

sich bereits  aus  dem  ersten  Absatz  des  Kapitels 4.1.1.  „Erhebung  von Messwerten“  der  Anlage.  

4.2.1.2   Geschäftsprozess  „Geschäftsdatenanfrage“  

62 Im  Prozess  „Geschäftsdatenanfrage“  (Kapitel  4.4  der  Anlage)  ist  eine  inhaltliche  Ergänzung  vor-

genommen  worden,  die  es dem  Messstellenbetreiber  Strom  ermöglicht,  eine Anfrage  beim  Netz-

betreiber  Gas  zu  stellen,  ob  an  einer  Markt-/Messlokation  bereits  eine anbindungspflichtige  neue  

Messeinrichtung  Gas  vorhanden  ist,  die  bei  Ersteinbau  eines  SMGW  Strom  gleichfalls anschluss-

pflichtig  wäre.  Die  Neuregelung  beschreibt  inhaltlich spiegelbildlich den  bereits im  Strombereich  

vorgesehenen  Informationsaustausch  für  eine  Anfrage  des  Messstellenbetreibers  Gas  auf  das  

Vorhandensein  eines SMGW  Strom  bei  Installation  einer  anschlusspflichtigen  neuen  Messeinrich-

tung  Gas.  Die  Änderung trägt  dem  Informationsbedürfnis  des  Messstellenbetreibers  Strom  Rech-

nung,  im  Hinblick  auf  eine  effiziente Planung  der  Einrichtung  eines  SMGW  Strom  im  Vorfeld  die  

notwendigen  Informationen beim  Netzbetreiber  Gas anfragen  zu  können,  ob  an  einer  Markt-

/Messlokation  bereits  eine  anbindungspflichtige  neue  Messeinrichtung Gas vorhanden ist,  die  bei  

Ersteinbau  eines SMGW  Strom  anschlusspflichtig  wäre.  Dies erscheint  der  Beschlusskammer  ge-

boten,  da  die  Anbindung einer  neuen Messeinrichtung  Gas gem.  §  34  Abs.  2  Nr.  4  MsbG  eine  

Leistung  des Messstellenbetreibers Strom  darstellt,  und daher  die  informatorischen Vorausset-

zungen zur  Anbindung  der  neuen  Messeinrichtung  Gas  auch  von  diesem  in Erfahrung  zu  bringen  

sind.   

63 Die im  Rahmen  der  ersten  Konsultation  von einer  Vielzahl  der  Stellungnehmenden  gegenüber  

dieser  Regelung  noch geäußerte Ablehnung  hat  die  Beschlusskammer  nicht  überzeugt.  Weder  

kann  das ob  dieser  gesetzlichen  Verpflichtung  in  Frage gestellt  sein,  ob  überhaupt  ein Informati-

onsaustausch  zwischen  den  Messestellenbetreibern Strom  und  Gas notwendig  wäre,  noch ob  

dieser  durchführbar  wäre,  weil  die  Messstellenbetreiber  der  einzelnen  Sparten  keine  Kenntnis  

vom  jeweils anderen hätten.  Von der  gesetzlichen Verpflichtung  des  Messstellenbetreibers Strom,  

die  Anbindung  der  neuen  Messeinrichtung  Gas  durchzuführen,  sofern  das  SMGW  diesem  zuzu-

rechnen  ist,  kann  insoweit  nicht  abgewichen  werden.  Diese gesetzliche Verpflichtung  beinhaltet  

vielmehr  die  Grundannahme eines  Austauschs von Informationen  der  Messstellenbetreiber.  Auch  

die  Erwägung  einiger  Stellungnehmenden,  dass  eine  alternative  Informationsbeschaffung  außer-

halb der  bestehenden Lieferantenwechselprozesse effektiver  sei,  überzeugt  die  Beschlusskam-

mer,  nicht  zuletzt  mit  Blick auf  die bestehende  spiegelbildliche  Regelung  im  Prozess  Geschäfts-

datenanfrage der  Lieferantenwechselprozesse Strom  (GPKE),  nicht.  Sie  sieht  vielmehr  in  der  

Spiegelbildlichkeit  der  Ausgestaltung auch  im  Gasbereich die  notwendige  Ergänzung der  beste-

henden  Regelung  Strom.  Die  Beschlusskammer  hat  daher  in  der  zweiten  Konsultation  unverän-

dert  an  der  Vorgabe  festgehalten.  Die  stellungnehmenden Verbände  (BDEW,  bne,  VKU)  haben  
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daraufhin den  eingebrachten  Vorschlag  der  Geschäftsdatenanfrage  in  der  vorgelegten  Form  un-

terstützt  und  dies auch  im  Rahmen  der  Anhörung  im  September  2023  (BDEW)  bestätigt.  Weiter-

gehende Hinweise,  wie  z.B.  eine  Einbindung  der  Kommunikation über  das SMGW  (VKU),  konnten  

insofern  unberücksichtigt  bleiben,  als eine  solche  Einbindung  im  gegenwärtigen  sog.  „Netzbetrei-

bermodell“  gemäß  der  Festlegung  BK7-17-050  nicht  vorgesehen  bzw.  umzusetzen ist,  da  die  

Kommunikation  demnach immer  über  die Netzbetreiber  zu  erfolgen  hat.  Auch  der  Hinweis,  dass  

eine derartige  Regelung inhaltliche  Ergänzungen  bzw.  weitreichendere Änderungen  in  anderen  

Dokumenten  hervorrufen  würde,  schmälert  deren  vorbeschriebene  Sachgerechtigkeit  nicht.  So-

fern  weitergehende  Prozessausgestaltungen  in bereits bestehenden  Dokumenten  betroffen  wä-

ren,  sind  diese  ohnehin  durch die Marktbeteiligten  vorzunehmen,  da diese  bereits  heute  nicht  

Gegenstand  der  Festlegung GeLi  Gas  sind.  

64 Ferner  hat  die Beschlusskammer  den  inhaltlich  zutreffenden  Hinweis einer  Stellungnahme  (EnBW  

et  al.)  aufgegriffen,  dass im  Rahmen  der  Geschäftsdatenanfrage im  Wesentlichen auf  die Berück-

sichtigung  der  Adresse  der  entsprechenden  Messlokation  anstelle der  Marktlokation  abzustellen  

ist,  da  hier  eine anbindungsfähige  neue  Messeinrichtung für  den  Messstellenbetreiber  Strom  zu  

verorten  ist.  

4.2.1.3   Regelungen  zu Datenaustausch  und  Datenformaten  

65 In  dem  Kapitel  der  Anlage,  „Rahmenbedingungen  der  Geschäftsprozesse“,  hat  die Beschluss-

kammer  nunmehr  unter  dem  Kapitel  2.2.,  „Datenaustausch,  Datenformate  und  Nachrichtentypen“,  

neben der  Vornahme  eines standardisierten  elektronischen  Austauschs von  Kommunikationsda-

ten  zwischen  den  Marktbeteiligten  vor  Aufnahme  des Nachrichtenaustausches,  auch  vorgesehen,  

dass  diese Übermittlungsverpflichtung  mittels  EDIFACT-Austausch zu  erfolgen  hat.  Mit  der  jetzt  

auch für  Gas  eingefügten  Verpflichtung greift  die  Beschlusskammer  eine  im  Rahmen  der  Festle-

gung  BK6-20-160  bereits  für  den  Strombereich getroffene  Regelung  auf.  Bereits im  Rahmen  der  

zweiten  Konsultation  hatte  die  Beschlusskammer  deutlich gemacht,  dass  sie  zum  damaligen Zeit-

punkt  im  Gasbereich,  insbesondere  unter  dem  Gesichtspunkt  eines  medienübergreifenden  

Gleichlaufs dieses Prozesses,  die  Heranziehung  der  im  Strombereich  vorgesehenen  EDIFACT-

Übermittlung  für  sachgerechter  und  damit  vorzugswürdig  gegenüber  dem  alternativ  diskutierten  

Vorschlag einer  Auslagerung  dieses  Prozesses  an  externe  Datenbanken,  erachtet.  

66 Die Stellungnehmenden der  zweiten  Konsultation  haben  die zukünftige Einführung  eines  elektro-

nischen Austauschs von  Kontakt- und  Kommunikationsdatenblättern  generell  als sinnvoll  ange-

sehen.  Das  Meinungsbild der  Stellungnehmenden  in  der  Frage,  ob  für  den  Austausch  der  Kom-

munikationsdaten  zukünftig  eine  Datenbank oder  das  EDIFACT-Format  zu nutzen  ist,  ist  aller-

dings  geteilt.  Während  die  Verbände  (mit  Ausnahm  des  bne)  und  der  Marktgebietsverantwortliche  

THE  mehrheitlich für  eine  Datenbanklösung  votieren,  plädiert  die Mehrheit  der  stellungnehmen-
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den  Unternehmen  einschließlich Softwareunternehmen  für  eine Angleichung der  Kontaktdaten-

übermittlung  an den Strombereich und damit i n Form  einer  EDIFACT-Übermittlung  mit  der  Nach-

richtentypausprägung  PARTIN.  Die  Befürworter  einer  EDIFACT-Lösung  (Schleupen  SE,  MVV  

Energie  AG,  KISTERS  AG,  SAP,  Uniper,  eg factory,  EON  SE,  EnBW  et  al.,  bne)  heben  in  ihren  

Stellungnahmen  insbesondere  den  damit  verbundenen  IT-technischen  Gleichlauf  und  die daraus  

resultierenden  Synergieeffekte  mit  der  Sparte  Strom  hervor,  für  die  die  elektronische Übermittlung  

der  Kontaktdaten  mit  Hilfe  des  EDIFACT-Nachrichtentyps  PARTIN  bereits  aus  der  Festlegung  

BK6-20-160  hervorgeht.  Die für  den  Kommunikationsdatenaustausch vorzunehmende  Standardi-

sierung und  Automatisierung  beim  Austausch  der  Kommunikationsdaten  sei  somit  gegenüber  der  

heutigen  Übertragung  von  CSV-Dateien  zukünftig  sichergestellt.  Neben  einer  grundsätzlichen  

elektronischen  Übermittlung ermögliche  dieser  Lösungsansatz  in  Zusammenhang  mit  der  geplan-

ten  Einführung  des  Übertragungsprotokolls AS4  auch  den  gesicherten  Nachrichtenaustausch.  

67 Dieser  Einschätzung  hat  sich  die  Beschlusskammer  angeschlossen.  Das mit  einer  EDIFACT-Lö-

sung  Nachteile einhergehen,  wie z.B.,  dass  keine  Reduktion des marktweiten  Nachrichtenaus-

tauschs  erreicht  werden  kann,  die Marktbeteiligten  also nach  wie vor  an  alle  Marktpartner  die  

Kontakt- und  Kommunikationsdaten  zu  versenden  und  entsprechend zu  pflegen  haben  oder  dass  

EDIFACT-Austausch auch  nicht  die  Übermittlung zusätzlicher  Informationen,  wie z.B.  Zertifikate  

erlaubt,  ist  der  Beschlusskammer  dabei  durchaus bewusst  (Stellungnahme KISTERS  AG,  EON  

SE).  Die  Befürworter  einer  spartenübergreifenden  zentralen  Datenbank (BDEW,  VKU,  FNB G as,  

THE)  betonen  demgegenüber  die  breite  Anwendungspalette  dieses  Lösungsansatzes.  Sie  sehen  

hierin  insbesondere eine  aufwandsarme  und  kostengünstige  Lösung  zur  Pflege,  Verwaltung sowie  

zum  Abruf  von  Kontakt- und Kommunikationsdaten.  Dies  sei  im  Wesentlichen  auf  die  damit  ein-

hergehende  Reduktion  des  marktweiten  Nachrichtenaustauschs und  des individuellen Datenpfle-

geaufwands sowie  der  damit  verbundenen  Kosten für  den  einzelnen  Marktbeteiligten  zurückzu-

führen.  Zudem  wird  die  jederzeitige Verfügbarkeit  bzw.  Abrufmöglichkeit  der  Kontakt- und  Kom-

munikationsdaten  angeführt  und  auf  die  höhere  Flexibilität  bei  Anpassungen  an  zukünftige  Pro-

zessanforderungen  hingewiesen.  Ferner  könnten  mittels einer  zentralen  Datenbank  den  Marktbe-

teiligten  zusätzlich weitere netzbetreiberspezifische  Daten,  wie  zum  Beispiel  Zertifikate,  Preisblät-

ter  oder  verfahrensspezifische  Parameter  der  Standardlastprofile,  zentral  zum  Austausch zur  Ver-

fügung  gestellt  werden.  Dies  dürfte nach den Beschreibungen der  Stellungnehmenden  sowohl  für  

die  vom  BDEW  als auch  für  die von  der  THE  vorgebrachte  Variante  einer  Datenbanklösung  gelten.   

Die Einschätzung  der  Vorteilhaftigkeit  einer  medienübergreifenden  Anwendung  eines  elektroni-

schen  Austauschs der  Kommunikationsdaten  mittels  EDIFACT  hatte  die  Beschlusskammer  in der  

zweiten  Konsultation  insbesondere  vor  dem  Hintergrund  aufgezeigt,  dass im  Strombereich die  

EDIFACT-Übermittlung  durch  die  Festlegung BK6-20-160  bereits zwingend  vorgesehen  ist  und  

dadurch  marktumfassende  positive  Synergieeffekte  durch eine  singuläre  Datenbanklösung  für  
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den  Gasbereich  nicht  erreicht  werden  könne.  In  der  zweiten  Konsultation  ist  der  vorteilhafte  As-

pekt  einer  medienübergreifenden Nutzung  insbesondere  durch Lieferanten/Transportkunden  

nochmals ausdrücklich betont  worden.  Dass  die überwiegende Mehrheit  der  Netznutzer  ein-

schließlich des Verbandes bne  und  einiger  IT-Unternehmen  die  Effizienzpotentiale  gerade  in einer  

medienübergreifenden  Nutzung  des EDIFACT-Formats für  den  Austausch  der  Kontaktdaten  se-

hen,  bestätigt  insofern  die  Haltung  der  Beschlusskammer  im  Hinblick  auf  die  Einführung  eines  

derartigen  Nachrichtenaustauschs.  Die Synergieeffekte eines Gleichlaufs  von Strom- und  Gas  

überwiegen  dahingehend die  von  einigen Stellungnehmenden  durchaus  nachvollziehbar  vorge-

brachten  inhaltlichen  Einschränkungen  einer  EDIFACT-Lösung.  Da  aber  auch  die Stellungneh-

menden  im  Hinblick  auf  die  EDIFACT-Lösung keine  grundsätzlichen Bedenken  gegen  die  Anfor-

derungen  an  einen  elektronischen  Datenaustausch mittels  EDIFACT  vorgebracht  haben,  ist  für  

die  Beschlusskammer  in  Verbindung mit  der  Einführung  von  AS4  und der  damit  einhergehenden  

Realisierung  eines höheren Sicherheitsstandards für  die  Übermittlung  der  Kontaktdaten in  der  

Abwägung  der  Einführung  eines  EDIFACT-basierten  Austauschs der  Kommunikationsdaten  in  der  

Gesamtschau  der  Vorzug zu  gewähren.  Dies bedeutet  nicht,  dass mit  dieser  Entscheidung  zu-

künftig  eine  Datenbanklösung grundsätzlich nicht  in  Betracht  käme.  Hierfür  erscheint  es  aber  auch  

zielführend,  wie  in einzelnen  Stellungnahmen  angemerkt  (u.a.  KISTERS  AG),  dass ein derartiges  

medienübergreifendes  Vorgehen in  Bezug  auf  die einzusetzende  Technologie,  das  Betreibermo-

dell  und die  mögliche  Finanzierung  noch  eingehender  durch  den  Markt  zu  diskutieren  wäre,  ge-

gebenenfalls auch unter  Berücksichtigung  weitergreifender  Überlegungen,  wie  z.B.  die  Ausgestal-

tung  eines  inhaltlich erweiterbaren  Data Hubs,  einer  zentralen  Wechselplattform  oder  ähnlichem.  

Auch wenn die  Diskussionen  über  mögliche  Nutzungen  von  Data  Hubs  durch die  Marktbeteiligten  

bereits weiter  fortschreitet,  ist  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  zum  gegenwärtigen  Zeit-

punkt  weder  eine  konkrete  inhaltliche  Ausgestaltung  noch  der  Zeithorizont  einer  möglichen  Ein-

führung  einer  zentralen Plattform ab sehbar.  Auch  bedarf  es  in  diesem  Zusammenhang  noch ein-

gehender  Prüfungen  rechtlicher  Fragestellungen,  die  im  Hinblick  auf  eine  Umsetzung  einer  zent-

ralen  Kommunikationsplattform  gegebenenfalls auch weitergehende  gesetzgeberische  Initiativen  

erforderlich machen und  damit  die  Realisierung  eines derartigen Data  Hubs weiter  in die  Zukunft  

legen  würde.  Die  Beschlusskammer  erachtet  mit  der  Einführung  eines EDIFACT-basierten  Aus-

tauschs der  Kommunikationsdaten insbesondere  das bestehende  Erfordernis einer  standardisier-

ten  Weitergabe  von  Kommunikationsdaten  als umgesetzt.  Die  bisherige  manuelle Bearbeitung  

von  CSV-Dateien  erschwert  für  alle Marktteilnehmer  nicht  nur  untereinander  sondern  auch unter-

nehmensintern  die elektronische  Verwaltung  und Kommunikation  der  entsprechenden  Daten.  

Auch deshalb  sieht  die Beschlusskammer  entgegen der  im  Rahmen  der  Anhörung  vom  FNB  Gas  

geäußerten  Auffassung,  dass  ein Zurückstellen  dieser  Einführung  bis  eine  marktübergreifende  

Data-Hub-Lösung  etabliert i st, z um  jetzigen  Zeitpunkt  als  keine geeignete  Alternative  an.  
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Dass in  eine  zukünftige  Übermittlung der  Kommunikationsdaten  mit  Hilfe  von  EDIFACT  im  Gas-

bereich neben  dem  Netzbetreiber,  Lieferanten  und  Messstellenbetreiber  weitere Marktrollen mit  

einzubeziehen  seien,  um  ein  gegebenenfalls späteres Nachbearbeiten  des  Prozesses zu  vermei-

den  (Uniper,  eg  factory,  EnBW  et  al.),  erscheint  grundsätzlich nachvollziehbar,  ist  aber  nicht  zwin-

gend durch die Beschlusskammer  zu  regeln.  Im  Konsultationsdokument  waren  hierzu  bewusst  

keine  weitergehenden  Angaben  vorgenommen  worden,  so dass  die  Marktbeteiligten  selbst  im  

Rahmen  ihrer  detaillierten  Prozessausprägungen  bestimmen  können,  wie  weit  der  zukünftige An-

wendungshorizont  zu  ziehen ist.  Expliziter  Vorgaben  im  Einzelnen  bedarf  es insoweit  hierzu  in  

dieser  Festlegung  nicht.  

68 Das  mit  Tenor  zu  1.  für  die  Marktkommunikation  des  Gasbereichs  eingeführte  Übertragungspro-

tokoll  AS4  („Applicabilty Standard  4“)  wird von den  Stellungnehmenden  überwiegend  begrüßt,  

welches  auch  von  den  bei  der  Anhörung  anwesenden Verbänden  nochmals bekräftigt  wurde.  Eine  

zukünftige medienübergreifende Nutzung  des  für  den  Strombereich gemäß  der  Festlegung BK6-

21-282  ab  dem  01.10.2023  bereits  zu nutzenden  Übertragungsformats  AS4  (ausschließlicher  

Wirkbetrieb  zum  01.04.2024)  ermöglicht,  auch  nach  der  Auffassung  der  Stellungnehmenden,  ein  

einheitliches Sicherheitsniveau sowohl  im  Strom- als auch  im  Gasbereich  sicherzustellen.  Den  

Hinweis einiger  Stellungnehmenden  aufgreifend (AKTIV,  bne),  wonach für  eine  zukünftige Über-

nahme des Übertragungsprotokolls AS4 im  Gasbereich  Vorgaben  in  der  Festlegung  GeLi  Gas  2.0  

vorzunehmen  wären,  um  dem  geplante  inhaltlichen  Gleichlauf  mit  den  Regelungsinhalten  für  

Strom  für  die  Marktbeteiligten  Gas  zu  verdeutlichen,  hat  die  Beschlusskammer  nunmehr  eine  ent-

sprechende Erläuterung  im  Kapitel  2.2.2.  der  Anlage,  „Absicherung  der  Marktkommunikation“  in  

der  vorliegenden  Festlegung  aufgenommen.  Hierbei  ist  allerdings  ein  Verweis auf  die Einhaltung  

der  im  Rahmen  der  Festlegung  BK6-21-282  für  den  Strombereich beschlossenen  Parameter  des  

Kommunikationsprotokolls als ausreichend  anzusehen.  Infolge der  bereits zum  01.10.2023  für  

den  Strombereich erfolgten Einführung  des Übertragungsprotokolls AS4  sind  die entsprechenden  

technischen  Rahmenbedingungen  bereits  grundsätzlich definiert  und  umgesetzt  und  bedürfen  im  

Hinblick  auf  eine Anwendung  im  Gasbereich nach Auffassung  der  Beschlusskammer  keiner  wei-

tergehenden  Beschreibung.  Das  schließt  für  den  Gasbereich  die  durch die  Marktbeteiligten  gege-

benenfalls vorzunehmenden Ergänzungen  mit  ein.  Über  einen  Verweis hinausgehende  Rege-

lungsinhalte sind  daher  in  der  Festlegung  GeLi  Gas 2.0 nicht  notwendig.  Gleiches gilt  auch  für  die  

Übernahme eines Einführungsszenarios analog  des im  Strombereich vorgesehenen Szenarios,  

welches  entsprechend  auch für  den  Gasbereich  unter  Wahrung  der  Umsetzungsfrist  Anwendung  

finden  kann.  Da  davon  auszugehen ist,  dass  das  Einführungsszenario  für  die  Nutzung  von  AS4  

im  Gasbereich  dem  des  Stroms  inhaltlich weitestgehend  gleichen  wird,  bedarf  es hierzu  keiner  

weiteren  regulatorischen  Vorgaben.  Eine  Beschränkung  auf  lediglich zeitliche  Vorgaben für  die  

Umsetzung  erlaubt  es den  Marktbeteiligten  vielmehr,  Erfahrungswerte aus dem  Strombereich,  
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auch im  Hinblick auf e in  Einführungsszenario,  bei  der  nunmehr  anstehenden Umsetzung  im  Gas-

bereich zu  übertragen  und  effizienzsteigernd  anzuwenden.  Insofern werden  die  von  den  Stellung-

nehmenden  befürchteten  abweichenden Inhalte  mit  den  vorgenommenen  Regelungen  in  ausrei-

chendem  Maße verhindert.  Auch können  die  von  einigen  Stellungnehmenden  (EnBW  et  al.)  be-

reits  im  Rahmen  der  Konsultation zum  Verfahren  BK6-21-282  und  hier  erneut  vorgetragenen  An-

regungen  zum  Einführungsszenario,  sofern sie  nicht  ohnehin  im  weiteren  Verfahrensgang  Strom  

bereits berücksichtigt  wurden,  im  Rahmen  der  Entwicklung  des  Einführungsszenarios Gas  durch  

die  Marktbeteiligten  (erneut)  Eingang  finden.  Darüber  hinaus wird der  Vorschlag  eines Stellung-

nehmenden  (THE),  dass  das Kommunikationsprotokoll  AS4 zukünftig für  alle  gaswirtschaftlichen  

Kommunikationsprozesse  anzuwenden  sei,  zwar  grundsätzlich  als eine  die  Marktkommunikation  

vereinheitlichende  Maßnahme von  der  Beschlusskammer  anerkannt,  würde  aber  den  Regelungs-

umfang  der  Festlegung  GeLi  Gas  2.0  weit  überdehnen.  Dieser  umfasst  die  Lieferantenwechsel-

prozesse sowie  die  den Wechsel  begleitenden  Annexprozesse,  insoweit  ist  eine  verpflichtende  

Ausweitung  der  Anwendung  der  Nutzung  dieses  Kommunikationsprotokolls auf  weitere gaswirt-

schaftliche Prozesse,  wie  z.B.  die Bilanzierung  hier  nicht  möglich.  Die durchaus wünschenswerte  

Einführung  von  AS4 auch  bezogen  auf  andere Prozesse bleibt  daher  anderen  Festlegungen  oder  

ggf.  auch selbstverpflichtenden Regelungen  der  Marktbeteiligten,  wie  z.B.  der  Kooperationsver-

einbarung,  vorbehalten.   

4.2.1.4   Inhalt  und Darstellung  der  Geschäftsprozesse  in  der  Anlage  

69 Die Beschlusskammer  sieht  ferner  eine  Anpassung  der  Darstellung  der  bestehenden  Festle-

gungsinhalte  in  der  Anlage  des  Beschlusses  vor. D ie  Zielsetzung  dieser  Änderung  besteht  darin,  

die  materiellen  Regelungen  der  Lieferantenwechselprozesse  ausschließlich in  Textform  darzu-

stellen  und  damit z ukünftig  weitestgehend  auf  erläuternde  Zusatzinformationen,  wie die  Ablaufdi-

agramme,  Informationsflussschemata  und  tabellarische  Beschreibungen  der  Geschäftsprozesse  

zu  verzichten.  Mit  dieser  Änderung  beabsichtigt  die  Beschlusskammer  im  Sinne der  Verhältnis-

mäßigkeit,  eine  deutliche  Trennung  von  notwendigerweise zu bestimmenden  regulatorischen  In-

halten  und jenen  Darstellungen,  die  lediglich der  operativen Umsetzung,  vornehmlich  der  IT-Im-

plementierung,  in  den  einzelnen  Unternehmen  dienen,  vorzunehmen.  Weitere  Zielsetzungen  die-

ser  Anpassungen  bestehen  darin,  zukünftig sowohl  ein  größeres  Maß  an  Flexibilität  im  Hinblick  

auf  eine  Berücksichtigung bevorstehender  sektorspezifischer  Inhalte  zu  erzeugen,  als  auch  eine  

übereinstimmende Abbildung  von gemeinsamen  inhaltlichen  Aspekten  bei  den  Wechselprozes-

sen  Strom  und  Gas,  trotz  zunehmender  Unterschiedlichkeit  von  gesetzlichen  Vorgaben  für  die  

beiden  Bereiche,  zu  ermöglichen.  

70 Mit  Ausnahme von  gesondert  in  diesem  Beschluss  ausgeführten  inhaltlichen  Anpassungen folgen  

aus der  textlichen Fokussierung  der  Anlage keine  materiellen Änderungen  der  Regelungsinhalte  

der  bislang  bestehenden  Festlegung.  Für  die  einzelnen  Geschäftsprozesse  wurden  vielmehr  die  
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regulatorisch  relevanten  Inhalte  aus  den  bisherigen  erläuternden  Tabellen,  Diagrammen  und  

Schemata  inhalts- bzw.  textgleich in  einer  neuen,  rein  textlichen,  Beschreibung  und  Darstellung  

zusammengestellt.  Zur  Verdeutlichung  dieser  Vorgehensweise  hat  die  Beschlusskammer  bei  der  

Einleitung  des  Verfahrens in  der  Lese- und  Änderungsfassung des  veröffentlichten  Festlegungs-

entwurfs diese  neu  zusammengefügten  Passagen  farblich gesondert  hervorgehoben,  während  

beabsichtigte materielle  Änderungen  gesondert  gekennzeichnet  waren.   

Die Ausgestaltung  der  vormals anhand  von grafischen Abbildungen,  erläuternden Texten  und Ta-

bellen dargestellten operativen Prozessdetails ist  zukünftig  in Form  von Branchendokumenten  

durch die  Marktbeteiligten gesondert  auszuarbeiten.  Eine  Wahrnehmung  derartiger  Umsetzungs-

aufgaben  durch  die  Marktbeteiligten  ist  bereits  gegenwärtig,  auch  im  Rahmen  der  Lieferanten-

wechselprozesse,  geübte  Praxis.  So  übernimmt  beispielsweise  die  Projektgruppe  EDI@Energy  

beim  BDEW  die  Detailausarbeitungen  hinsichtlich der  Datenkommunikation,  insbesondere  im  Hin-

blick  auf  die notwendigen  Ausprägungen  der  Kommunikationsanforderungen sowie  der  Nachrich-

tentypen  für  die  EDIFACT-Übertragung.  Bereits der  Detaillierungsgrad  der  zu  diesem  Zweck  er-

stellten Branchendokumente zeigt  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  anschaulich,  dass  die  

Regelungstiefe  einer  Festlegung,  hier  z.B.  im  Hinblick  auf  die spezifischen  Erfordernisse der  ope-

rativen  IT-Umsetzung  der  Datenübertragung mittels EDIFACT in den  einzelnen Unternehmen,  

keinesfalls den  Umfang  operativer  Pflichtenhefte  einnehmen  muss. D er  bereits für  die  Marktkom-

munikation eingeschlagene  Weg zeigt  vielmehr,  dass unter  der  Maßgabe  entsprechender  Detai-

lergänzungen  ein  inhaltliches Vorgeben  des  regulatorisch notwendigen  Rahmens vollkommen  

ausreichend  ist.   

71 Dieser,  bereits  mit  der  Einleitung  des  Verfahrens aufgezeigten,  Intention  folgend,  hat  die  Be-

schlusskammer  im  Rahmen  der  zweiten  Konsultation  den  von den stellungnehmenden  Verbän-

den  in der  ersten  Konsultation  gemachten  Vorschlag  aufgenommen,  den  Änderungsentwurf  der  

Anlage in  seiner  Detailtiefe  nochmals  weiter  im  Sinne  einer  Rahmenregelung  zu  überarbeiten,  so  

dass  dieser  ausschließlich  die  grundlegenden  regulatorischen  Bedingungen der  Lieferantenwech-

selprozesse  Gas  abbildet.  Hierbei  bleiben  die  inhaltlichen  Kernelemente  und  regulatorisch not-

wendigen  Bedingungen  eines jeweiligen  Geschäftsprozesses,  die  generell  vorzunehmende  Pro-

zessabfolge unter  Angabe der  bestimmenden Fristen sowie  die  Beteiligung  der  entsprechenden  

Marktrollen  an  diesen,  als inhaltliche  Vorgabe  in  der  Anlage erhalten.  Darüber  hinausgehende  

textlich  erläuternde  prozessuale  Darstellungen mit  lediglich informativem  Charakter,  die  bislang  

im  ersten  Änderungsentwurf  noch  erhalten  geblieben  waren,  entfallen nunmehr,  soweit  sie  nicht  

für  das  grundlegende  Verständnis  des  eigentlichen Geschäftsprozesses  oder  sonst  als regulato-

risch notwendig  anzusehen  waren.  Diese  für  die operative  Umsetzung  relevanten  Darstellungen  

werden  dementsprechend  zukünftig  in  gesonderten  Dokumenten  von  der  Branche  abgebildet.   
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72 Die Beschlusskammer  hält  auch nach  der  Auswertung  der  Stellungnahmen  der  zweiten  Konsul-

tation  unter  Abwägung  der  vorgebrachten  Argumente  und  einiger  vorgenommener  inhaltlicher  Er-

gänzungen  an der  Beschränkung  der  inhaltlichen  Ausführungen  der  Anlage  auf  ein  regulatorisch  

notweniges Maß  fest.  Im  Rahmen  der  zweiten Konsultation  hat  die  Mehrheit  der  stellungnehmen-

den  Verbände  (BDEW,  VKU,  FNB G as)  den  vorgeschlagenen  reduzierten  Detaillierungsgrad  der  

Festlegungsinhalte  mindestens im  Grundsatz  unterstützt,  welches auch  im  Rahmen der  Anhörung  

nochmals bestätigt  (BDEW)  wurde.  Der  BDEW  hat  sich  darüber  hinaus bereit  erklärt,  auf  Basis  

einer  derartigen  Rahmenregelungen  vorgebenden  Festlegung  die  notwendigen  Detailbeschrei-

bungen  zu  den  Geschäftsprozessen  zu  erarbeiten.   

73 Mehrheitlich ablehnend  standen  einer  derartigen  Aufteilung  in  der  zweiten  Konsultation  die stel-

lungnehmenden  Unternehmen  Schleupen  SE,  AKTIV,  eg  factory,  EnBW  et  al.  sowie  der  Verband  

bne  gegenüber.  Diese Stellungnehmenden  bezweifeln  insbesondere,  da  diese  Änderungen auch  

zukünftig  in standardisierte  Prozesse umgesetzt  werden  müssten,  dass  die,  mit  der  vorbezeich-

neten  Trennung  in  Regelungsgegenstände  der  Festlegung und  detaillierter  Ausgestaltung  zur  

operativen  Umsetzung  durch die  Marktbeteiligten,  von  der  Beschlusskammer  beabsichtigte  Flexi-

bilität  auf  die  unterschiedlichen inhaltlichen  Anforderungen  aus dem  Strom- und  Gasbereich  adä-

quat  reagieren  zu  können,  erreicht  werden  könne.  Diese Einschätzung  teilt  die  Beschlusskammer  

nicht.  Dass  eine  Ausgestaltung  von Abwicklungsprozessen auf  Basis  von  Rahmenregelungen  der  

Beschlusskammer  durch  die  Gaswirtschaft  zielführend  und  unter  Einbindung  der  verschiedenen  

Marktrollen/Marktbeteiligten  in  Branchendokumenten  umgesetzt  werden  kann,  zeigen  neben  Do-

kumenten  zur  Umsetzung  des  Datenaustauschs des Lieferantenwechsels der  BDEW-Projekt-

gruppe  EDI@Energy  u.a.  auch die Beispiele  der  BDEW/VKU-Anwendungshilfe „Wechselpro-

zesse  im  Messwesen  für  die Sparte  Gas“  oder  der  BDEW/VKU/GEODE-Leitfaden  „Marktprozesse  

Bilanzkreismanagement  Gas“  als  Bestandteil  der  Kooperationsvereinbarung  Gas.  Sämtliche  die-

ser  selbstregulatorisch  durch die  Marktbeteiligten  erarbeiteten  und  mit  den  verschiedenen  Mark-

trollen  abgestimmten  Dokumente  enthalten  für  das jeweilige  Sachgebiet  standardisierte  Detailvor-

gaben,  insbesondere  für  die IT-technische,  operative  Umsetzung.  Für  die  Beschlusskammer  sind  

aus den inhaltlichen Anforderungen  der  einzelnen Geschäftsprozesse  keine  Gründe  erkennbar,  

die  gegen  ein  solches  Vorgehen  bei  den  Lieferantenwechselprozessen  Gas sprechen  würden.  

Dass es hierzu  einer  für  diesen  Bereich weiter  zu etablierenden  Selbstorganisation der  Marktbe-

teiligten  bedarf,  steht  außer  Frage.  Die Einschätzung,  dass hierbei  durch  mögliche Interessens-

unterschiede  einzelner  Marktbeteiligter  einheitliche  Lösungen  verhindert  würden  oder  ein  Abstim-

mungsprozess zwischen  den  Marktbeteiligten  bei  einer  Branchenerarbeitung  grundsätzlich als  

komplexer,  langwieriger  und  intransparenter  einzuschätzen  ist  (Stellungnahme AKTIV,  bne)  ver-

mag  die  Beschlusskammer  weder  aus ihren  Erfahrungen  im  Zuge  der  o.g.  Branchenleitfäden  und  

-dokumente  noch  aus  dem  Sachgegenstand  selbst  zu erkennen,  zumal  die wesentlichen  Rah-

menbedingungen  ja  bereits  durch  die Festlegung vorgegeben  sind. S ie geht  vielmehr  davon aus,  
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dass  die  Entscheidung,  ob  und  in welchen  Umfang  Anpassungen  in der  praktischen  Ausgestal-

tung  der  Geschäftsprozesse  für  den  Gasbereich vorzunehmen  sind,  insbesondere  auch im  Hin-

blick  auf  die  Einschätzung IT-technischer  Erfordernisse und  Effizienzen,  viel  besser  durch  die  

Marktteilnehmer  selbst  beurteilt  und  ausgestaltet  werden kann,  als dies  die  Regulierungsbehörde  

vornehmen  könnte.   

74 Das  voranstehende  Verständnis  der  Beschlusskammer  gilt  im  Grundsatz  ebenso bezogen  auf  

den  Vortrag  von  Stellungnehmenden,  wonach eine  Trennung  zwischen regulatorischen  und  ope-

rativen  Inhalten  auch  keine  erweiterten  Möglichkeiten  für  einen  medienübergreifenden  Gleichlauf  

der  Prozesse böte.  Der  zur  Hebung  spartenübergreifender  Synergieeffekte  vorgebrachte  Vor-

schlag  (Stellungnahme  EnBW  et  al.),eine  Anpassung  identischer  Sachverhalte  zum  Lieferanten-

wechsel  bei  Strom  und Gas  zukünftig  auch  zum  gleichen  Zeitpunkt  zu ermöglichen,  wird  dabei  

bereits durch  die  unterschiedlichen  gesetzlichen,  inhaltlichen  Anforderungen  an  die Wechselpro-

zesse  Strom  und  Gas  und  die  daraus resultierenden unterschiedlichen Umsetzungsfristen,  die  

dann  in den  entsprechenden Festlegungsverfahren  der  Beschlusskammern  zugrunde  gelegt  wer-

den,  realistischerweise nicht  einzuhalten sein.  

75 Sowohl  die  Befürworter  einer  inhaltlichen Trennung  (u.a.  VKU,  BDEW)  als auch die ablehnenden  

Stellungnehmenden  SCHLEUPEN  SE,  EnBW  et  al.)  haben  in  der  zweiten Konsultation  angeführt,  

dass  sie  es  aber  als  notwendig  erachten,  dass  die inhaltliche  Zielsetzung,  die  Umsetzungsfristig-

keiten  und  die rechtliche  Legitimation  der  durch die  Branche  zu erarbeitenden Dokumente auch  

verbindlich in  der  Festlegung  zu  bestimmen  sei.  Es sei  zudem  förderlich,  dass  die Bundesnetza-

gentur  auch  an  dem  Gesamtprozess  von  Erarbeitung  und  Änderung  der  Detailausprägungen  eine  

die  Dokumente  legitimierende  Rolle  einnimmt.  Nach Auffassung  des BDEW  bietet  sich  im  Hinblick  

auf  eine  rechtliche,  verbindliche  Verankerung  der  durch die Marktbeteiligten  erarbeiteten  Prozess-

beschreibungen  auch  die  Integration  in  die Kooperationsvereinbarung  Gas  an,  womit  gleichzeitig  

die  vertragliche  Verbindlichkeit  einer  einheitlichen  Anwendungsverpflichtung  durch die  Netzbetrei-

ber  erzielt  werden  könne.   

76 Diese Vorschläge  kann  die  Beschlusskammer  nachvollziehen  und  sie  erscheinen ihr  im  Hinblick  

auf  eine  durchgehende  Marktakzeptanz  der  Branchendokumente  zielführend,  so  dass  sie  diese  

in  einzelnen  Aspekten  neu  in  die  Festlegung  mit  aufgenommen  hat.  Eine  Anbindung  der  zukünf-

tigen  Detailprozesse  an  die  Kooperationsvereinbarung  Gas  und  der  damit  einhergehenden  An-

wendungsverpflichtung  durch die Netzbetreiber  ist  als ein  sachgerechtes Vorgehen  zu  bewerten,  

um  die rechtliche  Verbindlichkeit  der  ausgearbeiteten  Detailprozesse sicherzustellen.  Die De-

tailausführungen  des Lieferantenwechsels würden dadurch gleichzeitig  inhaltlich und  prozessual  

sinnvoll  den  Lieferantenrahmenvertrag,  der  als Anlage  3 bereits  derzeit  Bestandteil de r  Koopera-

tionsvereinbarung  Gas  ist,  ergänzen.  Hierbei  gilt  es allerdings zu  berücksichtigen,  inwieweit  ein  

zukünftiges Änderungsmanagement  der  Detailprozesse in inhaltlicher  und zeitlicher  Hinsicht  
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sachgerecht  in  den  Anpassungsprozess  der  Kooperationsvereinbarung  integriert  werden  kann.  

Zwar  erfüllt  der  mindestens in  einem  zweijährigen  Rhythmus  stattfindende  Änderungszyklus der  

Kooperationsvereinbarung  Gas  durch  die  zeitliche  Bezugnahme auf  das  Änderungsmanagement  

der  Datenformate  durch die  BDEW-Projektgruppe  EDI@Energy  eine  wesentliche  inhaltliche  An-

forderung  im  Hinblick  auf  die  Umsetzung  der  Marktkommunikation,  allerdings  umfassen  die  bis-

herigen,  mitwirkenden  Marktbeteiligten  nicht  den  für  Änderungen  der  Detailprozesse  des Liefe-

rantenwechsels notwendigen  Beteiligungskreis.  Hieran  sind  zusätzlich IT-Unternehmen,  IT-

Dienstleister,  Messstellenbetreiber  etc.  zu  beteiligen.  Auch sind aus den  bisherigen  Erfahrungen  

die  inhaltlichen Fragestellungen  bei  der  Erarbeitung  und  Konsultation  bei  Lieferantenwechselpro-

zessen  zu kleinteilig,  als  dass  sie  sich sinnvollerweise in  das bisherige Beteiligungsformat  zur  

Anpassung  der  Kooperationsvereinbarung  Gas,  dem  sog.  „Netznutzerforum“  integrieren  ließen.  

Insofern  hält  es  die Beschlusskammer  für  zweckmäßig,  die Erarbeitung der  Detailprozesse der  

Festlegung  GeLi  Gas 2.0  vom  Änderungsmanagement  der  Kooperationsvereinbarung  dergestalt  

zu  trennen,  dass  hierfür  zukünftig  ein  separates  Änderungsmanagement  vorgeschaltet  oder  pa-

rallel  aufgesetzt  wird und erst  dessen  Ergebnis in das finale  Entwurfsdokument  der  jeweiligen  

Kooperationsvereinbarung  integriert  wird.   

77 Die Beschlusskammer  hat  daher  gesondert  in  Tenor  zu 2.  dieser  Festlegung  vorgegeben,  dass  

die  Marktbeteiligten  für  die initiale  Ausarbeitung  und  zukünftigen  Anpassungen  die  Grundzüge  

eines Änderungsmanagements  anwenden,  welches  sich an  dem  bewährten Vorgehen  orientiert,  

wie es derzeit  von der  Bundesnetzagentur  bereits im  Rahmen  der  vorzunehmenden Änderungen  

für  die  EDIFACT-Datenformate praktiziert  wird.  Hierbei  konsultiert  die  betroffene Beschlusskam-

mer  einen von  den Verbänden  erarbeiteten  Entwurf  der  zukünftigen  Detailprozesse zum  Lieferan-

tenwechsel,  übersendet  die eingegangenen  Stellungnahmen an  die Verbände,  die nachfolgend  

die  Auswertung  und  Einarbeitung  der  Anmerkungen  in  den  Entwurf  der  Detailprozesse vorneh-

men.  Das in  einem  entsprechenden Leitfaden  oder  vergleichbarem  Dokument  konsolidierte  Er-

gebnis wird  dann entsprechend  in  die  Kooperationsvereinbarung  integriert.  Ein derartiges Vorge-

hen  berücksichtigt  die oben  aufgezeigten  Bedenken der  Stellungnehmenden,  so dass bei  Tren-

nung  in Regelungen  der  Festlegung  und  Umsetzung  bzw.  Ausgestaltung durch die  Marktbeteilig-

ten  auch  zukünftig  eine  Sicherstellung  der  Mitgestaltung aller  Marktbeteiligten  sowie  die  Beteili-

gung  der  Bundesnetzagentur  an  einer  ziel- und  qualitätsgesicherten  und damit  bedarfsgerechten  

Erarbeitung  und  späteren Änderung  der  Detailprozesse durch  die  Branche einschließlich der  Si-

cherstellung  eines notwendigen  Interessenausgleich zwischen den  Marktbeteiligten  gegeben  ist.  

Die Integration  in die  Kooperationsvereinbarung  Gas  gewährleistet  auch  die  rechtliche  Verbind-

lichkeit  eines  derartigen  Leitfadens  bzw. D okuments.  Da  im  Rahmen  der  Konsultation  dieser  Pro-

zessdokumente  die  Interessenswahrung der  unterschiedlichen  Rollen  der  Marktbeteiligten  sicher-

gestellt  ist,  bedarf  es nach Auffassung  der  Beschlusskammer  auch keiner  frühzeitigeren,  vorge-

schalteten  Einbindung  aller  Marktakteure  in  den  Erstellungsprozess  (bne,  Anhörung).  Einerseits  
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repräsentieren  die  Verbände  durch ihre  unterschiedlichen  Fachbereiche  schon  verschiedene  

Marktrollen, so  dass auch  unterschiedliche inhaltliche  Aspekte  der  verschiedenen inhaltlichen  In-

teressenssphären  bereits im  Erstellungsprozess  mit  einfließen,  andererseits gewährleistet  die  

Konsultation der  Entwürfe  und  die  anschließende Auswertung  mit  ihrer  Abwägung  der  vorge-

brachten  Argumente  unter  Beteiligung  der  Beschlusskammer  die  Berücksichtigung der  Interessen  

der  einzelnen  Stellungnehmenden.  Die  Einbindung  sämtlicher  Marktrollen  und  Marktbeteiligten  ist  

damit  in  einem  sachgerechten  Umfang  sichergestellt.   

78 Die seitens der  Verbände zu erarbeitenden  Detailausgestaltungen der  Prozesse sind  zum  

01.04.2026  in  einem  einheitlichen  Dokument,  z.B.  in  Gestalt  eines  „Leitfaden  oder  einer  „Anwen-

dungshilfe“  zu  erstellen.  Das  heißt,  dieses  Dokument  enthält  neben den  sich aus  dieser  Festle-

gung  ergebenen  Änderungen  und  mithin  neu  auszugestaltenden  Prozessen,  auch  all  diejenigen  

bestehenden  Geschäftsprozesse,  die  aufgrund  dieser  Festlegung  keine  Änderung  erfahren.  Auch  

diese sind  in  demselben inhaltlichen  Detaillierungsgrad  in  das Dokument  („copy  and  paste“)  zu  

übertragen,  wie es für  die  Umsetzung  der  geänderten  bzw. n eu durch  die Marktbeteiligten  auszu-

gestaltenden Prozesse gilt.  Im  Ergebnis  enthält d as Dokument  in  seiner  Endfassung  damit  sämt-

liche Geschäftsprozesse,  die für  die IT-technische  Umsetzung  und  Abwicklung  des Lieferanten-

wechsels Gas  benötigt  werden.  Die  Beschlusskammer  hält  die  Zusammenführung  in  einem  Do-

kument  von  weiterhin  gültigen  Geschäftsprozessen  und  auf  Basis dieser  Festlegung neu gestal-

teten  Prozessen  in  ihrer  jeweils detaillierten  Ausgestaltung  für  zwingend  erforderlich,  um  den  

Marktteilnehmern  einen  einheitlichen  Gesamtüberblick  über  die  im  Rahmen  des  Lieferantenwech-

sels  zu  erfüllenden Detailvorgaben  zu  geben.  Zu  berücksichtigen  ist  dabei,  dass  diese  Festlegung  

für  die weiterhin  unverändert  bestehenden  Geschäftsprozesse nur  die  regulatorisch notwendigen  

Rahmenbedingungen  beschreibt  und  dementsprechend  keine  Detailausprägungen  für  diese  Ge-

schäftsprozesse  mehr  ausführt.  Es  bedarf  einer  geeigneten  Zusammenstellung  aller  für  die  Um-

setzung  der  Lieferantenprozesse notwendigen  Detailausprägungen  in  einem  einheitlichen  Doku-

ment,  damit  alle  Marktbeteiligten,  insbesondere  auch  jene  neu  in  den  Markt  eintretenden  Liefe-

ranten,  aus  einem  Dokument  die  zu  erfüllenden  Umsetzungserfordernisse entnehmen  können.  

Da  die  Detailvorgaben  der  von in  dieser  Festlegung nicht  veränderten Geschäftsprozessen  aus  

der  Anlage  der  bisherigen  Festlegung  BK7-16-142  übernommen  werden können,  entsteht  nach  

Auffassung  der  Beschlusskammer  durch  diese  Anforderung  auch  kein  unverhältnismäßiger  Mehr-

aufwand  für  die  Erstellung  des zukünftigen  Dokuments.   

79 Damit  die  Ausarbeitung  der  Detailprozesse auch  in  zeitlicher  Hinsicht  einerseits durch die  Ver-

bände sachgerecht  erfolgen  kann  und andererseits  eine Integration  des Dokuments in  den  An-

passungsprozess  bzw.  -zyklus der  Kooperationsvereinbarung Gas  sichergestellt  werden  kann,  

hat  die  Beschlusskammer  zudem  in  Tenor  zu  2.  die Erstellung eines  entsprechenden  Zeitplans  

vorgegeben.  Dieser  dient  insbesondere  dazu,  die  Bearbeitungsdauer  der  Ausarbeitung,  der  Kon-



 36 

sultation  und  der  Fertigstellung  des  Dokuments  entsprechend  mit  den  aus  dieser  Festlegung  re-

sultierenden  Umsetzungsfristen  als auch mit  den  Fristen  des  Änderungsmanagements  der  Markt-

kommunikation  und  dem  Anpassungszyklus  der  Kooperationsvereinbarung  Gas  zeitlich zu syn-

chronisieren.   

4.2.1.5   Einzelregelungen  zu  Rahmenbedingungen  und  Geschäftsprozessen   

80 Im  Hinblick auf  die  zukünftige  Detailausgestaltung der  Prozesse durch  die  Marktbeteiligten  hat  es  

die  Beschlusskammer  in  Kapitel  2.6.  der  Anlage,  „Fristenberechnung“  klarstellend  aufgenommen,  

dass  bei  der  weiteren  Ausgestaltung  der  Prozessschritte  durch  die  Marktbeteiligten  gleicherma-

ßen die  Notwendigkeit  der  Einhaltung  von  sachrichtigen  Fristverläufen  besteht,  so  dass  die  durch  

diese Festlegung bestimmten  zeitlichen  Vorgaben  der  einzelnen Geschäftsprozesse dergestalt  

detailliert  auszugestalten  sind,  dass  dadurch eine  im  Zeitablauf  reibungslose  Verarbeitung  der  

entsprechenden  Informationen  ermöglicht  wird.  Hierbei  ist  insbesondere  hervorzuheben,  dass die  

in  der  Festlegung  vorgegebenen  Bearbeitungsfristen  die Gesamtlaufzeit  der  Geschäftsprozesse  

darstellen und  entsprechende Detaillierungen in  Prozessen  in ihrem  Fristverlauf  darauf  abzustim-

men  sind.  Die  Fristen  der  detailliert  ausgestalteten  einzelnen  Prozessschritte  dürfen  die durch die  

Festlegung  vorgegebene  gesamte Bearbeitungsfrist  nicht  überschreiten.  Die  durch  die Festlegung  

vorgegebenen Fristen  beschreiben die  jeweils maximal  mögliche Bearbeitungslänge  eines spezi-

fischen Geschäftsvorfalls  bzw.  -prozesses.  Verkürzende  Fristverläufe  können,  sofern  der  gesamte  

Prozess  und der  inhaltliche  Kontext  der  verknüpften  Prozesse dieses zulassen,  aber  durchaus  

vorgesehen  werden.  (Siehe auch  nachfolgend  die Ausführungen zur  Prozesslaufzeiten  bei  Ver-

wendung  einer  Marktlokations-ID  im  Rahmen  der  Identifikation  der  Marktbeteiligten).  Eine  Verkür-

zung  dient  insoweit  gegebenenfalls auch  der  Hebung  prozessualer  Synergieeffekte  in  zeitlicher  

Hinsicht,  welche  die  Beschlusskammer  grundsätzlich  als vorteilhaft  erachtet.   

81 Aufgrund  von  Anmerkungen  der  Stellungnehmenden hatte  die  Beschlusskammer  in verschiede-

nen  Geschäftsprozessen  zunächst A npassungen  von  Fristenverläufen  vorgesehen.  Diese zielten  

im  Wesentlichen  auf  den auch  in  den  Stellungnahmen  verfolgten  Ansatz  ab,  einen  Gleichlauf  zwi-

schen  den Fristen  der  Lieferantenwechselprozesse Strom  und  Gas  herzustellen  oder  dienten  der  

Präzisierung  bislang  schon  vorgesehener  Fristen.  Dies betraf  eine Verkürzung  der  Vorlauffrist  im  

Prozess  3.2.2.  „Lieferende“  der  Anlage von derzeit  7  WT  auf  die  bereits  im  Strombereich gelten-

den  6  WT,  eine  Verkürzung  der  Antwortfrist  auf  eine Geschäftsdatenanfrage (Prozess  4.4.  der  

Anlage)  von  ehemals 10  Werktagen  auf  nunmehr  5  Werktage  sowie  dass  die  Übermittlung  der  

Abmeldung  in  mindestens 6  anstelle  von  bisher  7  Werktage vor  dem  Abmeldedatum  zu  erfolgen  

hat  (Kapitel  3.2.2. de r  Anlage,  „Lieferende“).  Im  Rahmen der  Anhörung  haben  die  teilnehmenden  

Verbände allerdings  vorgetragen,  dass  sie  aufgrund  der  derzeit  anstehenden Umsetzung  des  24h-

Lieferantenwechsels im  Strombereich,  einen  weitgehenden  prozessualen  Änderungsbedarf  der  

Lieferantenwechselprozesse erwarten.  Da  diese  Änderung  gleichfalls nachhaltige  Veränderungen  
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für  die Fristverläufe  der  einzelnen  Geschäftsprozesse im  Strombereich  herrufen  könnten,  bedeute  

dies,  dass  die  derzeit  im  Gas  beabsichtigten  Änderungen der  Fristverläufe,  unter  Berücksichtigung  

der  bis dahin  im  Entwurf  geplanten Umsetzungsfristen,  durch die  neuen  Anforderungen des  

Strombereichs bereits  inhaltlich überholt  seien. M edienübergreifende  Synergieeffekte könnten  so  

nicht  erzielt  werden.  Im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  zukünftiger  Prozessgleichläufe  zwischen  

Strom  und  Gas,  sei  gleichfalls auch  die  zu  demselben Thema  anstehende Verabschiedung  der  

Gasbinnenmarkt-Richtlinie  und -Verordnung  zu  beachten,  bei  der  mit  analogen  Auswirkungen  auf  

die  derzeitigen  Prozesse  im  Gasbereich  zu  rechnen  sei.  Von  geplanten  Anpassungen  der  Frist-

verläufe  sei  daher  in  dieser  Festlegung  zur  Vermeidung  von  Doppelarbeit  dringend  abzuraten.  Die  

Beschlusskammer  hat  sich  dieser  Argumentation  angeschlossen  und auf  die beabsichtigten  Kür-

zungen der  Fristen  in  den einzelnen  Geschäftsprozessen nunmehr  verzichtet.  Sie  teilt  die Ein-

schätzung  der  Stellungnehmenden,  dass sowohl  für  den  Strombereich  als auch  für  den  Gasmarkt  

im  Hinblick  auf  die  Richtlinie 2009/73/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  ge-

meinsame  Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  vom  13.  Juli  2009  folgenden Richtlinie bzw.  

Verordnung  voraussichtlich eine  gleichartige  Regelung  beschlossen  wird und  dass  im  Zuge  der  

kommenden Umsetzung  des technischen  Lieferantenwechsels in 24  Stunden  auch im  Gas grund-

legende  Veränderungen  in  die Prozessstruktur  und  -fristen  nicht  ausgeschlossen werden  können.  

Damit  wären  die jetzt  vorgesehenen  Änderungen  inhaltlich möglicherweise  bereits  vor  ihrer  Um-

setzung  durch die  Branche infolge  der  neuen  europäischen  Anforderungen  wieder  überholt.  Dies  

sieht  die  Beschlusskammer  nicht  als zielführend  an.   

82 Als redaktionelle  Änderung  wurde  demgegenüber  in  den  allgemeinen  Angaben  zu  den  Fristigkei-

ten  bei  An- und  Abmeldungen (Prozess  3.2.1.  der  Anlage)  die Fristangabe  von  3 Werktagen  bei  

den  zusätzlich zu berücksichtigenden  Bearbeitungsfristen  gestrichen,  da  diese sich nicht  auf  die  

allgemeinen  Angaben  bei  An- und  Abmeldungen  bezieht,  sondern  lediglich  auf  jene  der  Ersatz- 

und  Grundversorgung  (Stellungnahme  EnBW  et  al.).  Da  diese  nicht  in  die  rückwirkende  Frist  von  

6 Wochen  einzuberechnen  ist,  hat  die  Beschlusskammer,  analog  des Fristenlaufs  Strom,  nur  eine  

klarstellende  Aufführung  dieser  Bearbeitungszeit  im  entsprechenden  Prozess  (Kapitel  3.3.1.  der  

Anlage,  „Zuordnung  in die Ersatz- oder  Grundverordnung“)  vorgesehen.   

83 Nicht  übernommen  hat  die  Beschlusskammer  die  Anregung  einiger  Stellungnehmenden  (bne,  AK-

TIV,  EON  SE,  MVV)  die durch  eine  Identifikation mittels  Marktlokations-ID  (nachfolgend  auch  

„MaLo-ID“)  zu  erreichende  mögliche  Prozessverkürzung  durch  konkrete  Vorgaben  in  einzelnen  

Geschäftsprozessen  separat  zu  benennen.  Die  Beschlusskammer  hat  hierzu  bereits im  Rahmen  

der  zweiten  Konsultation  unter  Kapitel  2.6.  der  Anlage,  „Fristenberechnung“,  ausdrücklich  darauf  

hingewiesen,  dass einzelne  Prozesse auch ergänzende  Fristverläufe  enthalten können,  sofern  

dies besondere  inhaltliche  Anforderungen  erforderlich machen.  Hierbei  wurde auf  die grundsätz-

liche Möglichkeit  hingewiesen,  Verkürzungen der  bestehenden  Gesamtfristen  der  einzelnen Pro-

zesse  vorzunehmen,  wenn dies nicht  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist.  Diese Regelung schließt  
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somit  die  von  den Stellungnehmenden  angemerkte  verkürzende  Anpassung  der  Fristverläufe an  

die  des Strombereichs  ein.  Voraussetzung  ist,  dass  eine  Entnahmestelle zuvor  mittels MaLo-ID  

identifiziert  wurde  und  diese  ID  im  weiteren  Prozessverlauf  verwendet  wird.  Entsprechend  ihrer  

Grundintention  nur  die  regulatorischen  Bestandteile  der  Wechselprozesse zu  beschreiben,  sind  

insofern  nur  die  von  den  Marktbeteiligten  maximal  einzuhaltenden  Fristen  durch  die  Beschluss-

kammer  benannt  worden.   

84 Die seitens der  Beschlusskammer  in  der  ersten  und  zweiten  Konsultation  vorgesehene  Streichung  

der  sog. „ Bestandsliste“,  d.h.  der  listenförmig  erfassten  Zuordnung  der  Marktlokationen  zu  einem  

Lieferanten  und zu Bilanzkreisen  (s.  Anlage  zu  BK7-16-142  unter  A.  Rahmen  der  Geschäftspro-

zesse,  Ziffer  7.)  erfolgte  unter  den  Gesichtspunkten der  Prozesseffizienz  und  dem  beabsichtigen  

Gleichlauf  mit  Lieferantenwechselprozessen  Strom,  nach  denen  diese  Liste  ebenfalls nicht  mehr  

zu  erstellen ist.   

Dass für  eine  Zuordnung von Marktlokationen  zu  Lieferanten  bzw.  Bilanzkreisen  nur  die  jeweils  

ausgetauschten  Einzelmeldungen  als verbindlich anzusehen  sind,  die  Bestandsliste dementspre-

chend  derzeit  nur  einen informatorischen  Charakter  aufweist,  wird von  Stellungnehmenden geteilt.  

Gleichwohl  ist  in  der  ersten  und  zweiten  Konsultation ein  über  die Einzelmeldung  hinausgehender  

informatorischer  Datenabgleich zwischen den Marktbeteiligten  von  der  Vielzahl  der  Stellungneh-

menden  mindestens für  die Nutzung  als  Kontrollinstrument  als wünschenswert  angesehen  wor-

den.  Die  anstelle  einer  Bestandsliste  seitens der  Beschlusskammer  analog  der  Lieferantenwech-

selprozesse  Strom  in  der  zweiten  Konsultation  des Festlegungsentwurfs  vorgeschlagene „Syn-

chronisationsmeldung“  wird  dabei  allerdings von  den  Stellungnehmenden  uneinheitlich  bewertet.  

Ein  derartiger  Stammdatensynchronisationsprozess  sei  auf  die  inhaltlichen  Bedürfnisse der  

Wechselprozesse/Bilanzierung  Strom  ausgerichtet,  die  in  dieser  Konstellation  im  Gasbereich  

nicht  vorlägen.  Insofern  käme  eine  inhaltsgleiche  Übernahme  des  Prozesses nicht  in  Betracht,  

vielmehr  wäre ein  vollkommen  neuer  Prozess  für  den Gasbereich zu  etablieren.  Gleiches gelte  im  

Wesentlichen auch  für  die  Etablierung  anderer  zu  diesem  Zweck  denkbarer  Prozesse  wie  z.B.  

einer  sog.  „Lieferantenclearingliste“  (BDEW,  VKU,  FNB  Gas,  SCHLEUPEN  SE,  bne).  Im H inblick 

auf  Kosten-Nutzen-Aspekte einer  Neugestaltung  eines lediglich informativen Datenabgleichs  wird  

daher  von  einigen  Beiträgen  auch  in  den  Stellungnahmen  der  zweiten  Konsultation,  insbesondere  

den  Verbänden,  die  Beibehaltung  der  Bestandsliste gefordert ( BDEW,  VKU,  FNB  Gas).  Von  Sei-

ten  der  stellungnehmenden  Lieferanten  wird  demgegenüber  die Abschaffung  mehrheitlich begrüßt  

(bne,  eg  factory,  Uniper,  VNG  Handel  &  Vertrieb  GmbH)  und  gleichzeitig  die  Einführung  eines  

neuen Prozesses für  den  bedarfsgesteuerten  Abgleich von  Daten  vorgeschlagen  (bne).   

Im  Rahmen  der  Anhörung  und  den  sich  anschließenden  Stellungnahmen  hat  insbesondere  der  

BDEW  nochmals  im  Hinblick  auf  die  anstehende Verabschiedung der  Gasbinnenmarkt-Richtlinie  

und  -Verordnung  und  der  mit  der  Umsetzung  des technischen  Lieferantenwechsels binnen  24  



 39 

Stunden  zu  erwartende  Veränderung der  Bilanzierungssystematik  (s.a.a.O.)  erneut  dafür  plädiert,  

unter  diesen  Bedingungen  zunächst  an der  Bestandsliste festzuhalten.  Die  IT-technischen  Aus-

wirkungen  eines möglichen Wechsel  der  Bilanzierungssystematik  könnten zum  gegenwärtigen  

Zeitpunkt  noch  nicht  in  einem  ausreichenden  Maß eingeschätzt  werden,  so dass  eine  effiziente  

Neugestaltung  des  Datenabgleichs zum  jetzigen  Zeitpunkt  nur  schwer  abzuschätzen  wäre und  

der  Kosten-Nutzen-Effekt  einer  Änderung  damit  sehr  fragwürdig  erschiene.  Auch der  FNB  Gas  

sowie der  Netznutzerverband  bne,  der  in den  vorigen  Konsultationen für  eine  Abschaffung der  

Bestandsliste  plädiert  hatte,  haben in  der  Anhörung  im  September  2023  verdeutlicht,  dass infolge  

ausstehender  EU-Vorgaben  zum  jetzigen  Zeitpunkt  auf  grundlegende  Änderungen  verzichtet  wer-

den  solle,  um  sich inhaltlich überholende  Anforderungen  und  dadurch  entstehende  Ineffizienzen  

bei al len Marktbeteiligten  zu  vermeiden.  

85 Die Beschlusskammer  hat  sich  dieser  Argumentation  angeschlossen  und  daher  zunächst  die Be-

standsliste  mit  ihrer  bestehenden  Kontrollfunktion auch in der  vorliegenden  Festlegung  (Kapitel  

2.5.  der  Anlage,  „Zuordnung  der  Marktlokationen  zu  einem L ieferanten und  zu  Bilanzkreisen  (Be-

standslisten)“),  unter  Verzicht  auf  den in der  zweiten  Konsultation  vorgesehenen  Alternativvor-

schlag  der  Etablierung  einer  sog.  „Stammdatensynchronisation“  in  Kapitel  4.3.  der  Anlage,  

„Stammdatenänderung“,  nunmehr  beibehalten.  Die Beschlusskammer  teilt  die  Einschätzung  der  

Stellungnehmenden,  dass mit  Umsetzung  der  zum  Zeitpunkt  dieser  Entscheidung  noch ausste-

henden  EU-Vorgaben  an  die Bilanzierung,  gegebenenfalls weitaus höhere  Anforderungen  an  ei-

nen  Datenabgleich zu  stellen  sind,  welche in  ihrem  inhaltlichen Umfang  und  den  IT-technischen  

Auswirkungen  zum  gegenwärtigen  Zeitpunkt  noch  nicht  abschließend  eingeschätzt  werden  kön-

nen.  Die  Entwicklung  einer  gegenüber  der  Bestandsliste  alternativen  Kontrollmöglichkeit  könnte  

somit  in  ihrer  Entwicklungs- bzw.  Umsetzungsphase  bereits  überholt  sein  und  ist  damit  als  nicht  

zielführend  einzuschätzen.  Der  Beschlusskammer  erscheint  gleichzeitig  das von  den  Stellung-

nehmenden  grundsätzlich geäußerte  Bedürfnis nach einer  zusätzlichen  Abfrage  bzw.  Zusammen-

stellung über  die  jeweils  zugeordneten  Marktlokationen  nachvollziehbar.  Bereits  die erste  und  

zweite  Konsultation  haben  gezeigt,  dass  über  die  Detailausgestaltung  eines die  Bestandsliste  er-

setzenden Informationsprozesses im  Rahmen  eines Stammdatenaustauschs von  den  Stellung-

nehmenden  bereits unter  den gegebenen  Umständen durchaus kontroverse Vorstellungen  vorge-

legen  haben.  Absehbare,  aber  noch  nicht  im  Detail  bestimmbare  neue  Anforderungen  tragen  in-

sofern  nicht  zur  Erarbeitung  einer  tragfähigen  Alternativlösung  bei,  auch  wenn die  Bestandsliste  

in  ihrer  heutigen  Form  nicht  mehr  als  zeitgemäßer  bedarfsgesteuerter  Abgleich von  Daten  ange-

sehen  werden  kann.  Insofern teilt d ie  Beschlusskammer  die Auffassung  der  Stellungnehmenden,  

dass  die  Beibehaltung  eines zwar  letztendlich  ineffizienten  Prozesses,  zum  gegenwärtigen  Zeit-

punkt  ein  besseres  Kosten-/Nutzenverhältnis darstellt  als  eine  Neuentwicklung.  Gleichwohl  sieht  

die  Beschlusskammer  die  Beibehaltung der  Bestandsliste  nur  als Übergangslösung  an,  die zu-

künftig,  wenn  die  entsprechenden Rahmenbedingungen  bekannt  sind,  unter  Nutzung  der  dann  
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bestehenden  Möglichkeiten im  Rahmen  der  Stammdatenverwaltung effizienter  und  bedarfsorien-

tier  gelöst  werden  kann.  

86  Dem  von  einigen  Stellungnehmenden  (THE,  EnBW  et  al.,  VKU)  für  den  Prozess  der  Grund- und  

Ersatzversorgung aufgeworfenen  Änderungsvorschlag,  dass  im  Fall  einer  außerordentlichen  Bi-

lanzkreiskündigung,  die  Zuordnung  der  betroffenen  Marktlokationen  zum  Bilanzkreis  des  Grund- 

und  Ersatzversorgers direkt  nach  Ablauf d er  Laufzeit d es  Bilanzkreisvertrages  erfolgen  solle  (sog.  

„Synchron-Modell“),  ist  die  Beschlusskammer  nicht  gefolgt  (Kapitel  4.6.  der  Anlage,  „Grundsätze  

der  Mengenzuordnung:  Asynchronmodell  zwischen  Bilanzierung  und  Netznutzung  bei  Anwen-

dung  des Standardlastprofilverfahrens“).  Entsprechend  der  in  der  Festlegung  vorgesehenen  Fris-

ten  und  Stichtagsregelungen  zur  Zuordnung  von  Entnahmestellen  zur  Ersatz- bzw.  Grundversor-

gung,  können  die  Belieferungssituation  und  die  bilanzielle  Berücksichtigung weiterhin  auseinan-

derfallen,  so dass  die  bilanzielle  Berücksichtigung einer  Entnahmestelle  beim  Ersatz- bzw.  Grund-

versorger  erst  zum  nächsten  oder  sogar  zum  übernächsten  Monatsersten  (asynchron)  erfolgen  

kann.  Die  so  zwischen  der  tatsächlichen  Belieferung  und  der  bilanziellen  Berücksichtigung entstan-

denen  Differenzmengen  sind  entsprechend  des  Mehr- und  Mindermengenmodells  im  Nachhinein  

im  entsprechenden  Bilanzkreis  des jeweiligen  Ersatz- bzw.  Grundversorgers  zu  berücksichtigen.   

Auch der  derzeit  erst  zu  Beginn  des  nächsten  Monats vorgesehenen  Zuordnung (sog.  „Asyn-

chron-Modell“)  ist  inhärent,  dass  die  bis  zur  bilanziellen  Berücksichtigung auftretenden  Differenz-

mengen  nicht  als  zuordnungslos  zu  betrachten  sind,  wie  die  Stellungnehmenden  zum  Teil  anfüh-

ren,  sondern  lediglich  erst  zeitversetzt  wirksam  in  einem  Bilanzkreis  verbucht  werden  können.  Eine  

Zuordnung  der  betroffenen  Marktlokationen  zum  Bilanzkreis des Grund- und  Ersatzversorgers  er-

folgt  auch  im A synchron-Modell  unmittelbar  nach  dem  Wirksamwerden  der  außerordentlichen  Bi-

lanzkreiskündigung.  Damit  ist  in  dieser  Fallkonstellation  lediglich zwischen der  eigentlichen  unmit-

telbaren  Zuordenbarkeit  und  der  zeitversetzten  operativen  Abwicklung  dieser  Zuordnung  von  Ent-

nahmestellen  in  den entsprechenden  Bilanzkreisen zu  unterscheiden.  Insofern ist  hierin,  entgegen  

der  Auffassung  des  Stellungnehmenden  THE,  auch  kein  Widerspruch  zu  §  22  Absatz  1  GasNZV  

zu  konstatieren.  Dass  bei  den  jeweiligen  Netzbetreibern,  bei  kurzfristigen  Schließungen  von  Bi-

lanzkreisen  einzelner  Lieferanten,  infolge  der  beschriebenen  bilanziellen  Systematik zwischenzeit-

lich  erhöhte  einseitige  Differenzmengen  auftreten,  die  gegebenenfalls  auch  einen  (zusätzlichen)  

Bedarf  an  Regelenergie  nach  sich  ziehen  können,  welcher  durch  den  Marktgebietsverantwortlichen  

zu  beschaffen  wäre,  ist  als systemimmanent  anzusehen.  Dass  in  derartigen  Sonderfällen  eine  syn-

chrone  bilanzkreiswirksame  Berücksichtigung  der  Belieferungsmengen  infolge  einer  Vermeidung  

dieser  Differenzmengen  sowohl  für  Netzbetreiber  als  auch  für  die  Marktbeteiligten  operativ  als  vor-

teilhafter  einzuschätzen  ist,  wird  von  der  Beschlusskammer  durchaus  gesehen.  Allerdings  stellt  

auch der  im  Rahmen des  Mehr- und  Mindermengenmodells  beschriebene  asynchrone  Mechanis-

mus,  wenn  auch  zeitlich  rückwirkend,  sicher,  dass  im  Ergebnis  keine  einem  Ersatz- bzw.  Grund-
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versorger  zuzurechnenden  Belieferungsmengen  beim  Netzbetreiber  verbleiben.  Dass  Differenz-

mengen  bis  zur  bilanziellen  Berücksichtigung  hierbei  gegebenenfalls  Regelenergiebedarf  generie-

ren,  welcher  durch den  Marktgebietsverantwortlichen  beschafft  werden muss,  ist  der  Bilanzie-

rungssystematik immanent  und  damit  als  hinnehmbar  zu  bewerten.  In  Bezug  auf  die  Deckung  ei-

nes  daraus  resultierenden Regelenergiebedarfs  erfüllt  der  Marktgebietsverantwortliche  nur  die  ihm  

zugewiesene  Rolle  im  Hinblick auf  die  Systemverantwortung  der  Netzstabilität.  Damit  ist  für  die  

Beschlusskammer  unter  Berücksichtigung  der  bilanziellen  und  systemischen Aspekte  kein  unmit-

telbares  Erfordernis  ersichtlich,  generell  oder  in  Bezug auf  einen  konkreten  Einzelfall  eine  syn-

chrone  Zuordnung  anzuwenden.   

87  Weiter  dürfte  auch  eine  separate  synchrone  Bilanzierung  für  spezifische  Einzelfälle,  wie  z.B.  der  

außerordentlichen  Bilanzkreiskündigung, na ch  Aussagen  von  Marktbeteiligten  nicht  durch  die  be-

stehende  IT-Struktur  der  Netzbetreiber  ohne  umfassende  Anpassungen  zu  realisieren  sein, d a  für  

Haushaltskunden  alle  Bilanzierungsprozesse  des  Lieferantenwechsels  IT-technisch asynchron  in  

die  Zukunft  ausgerichtet  sind.  Ungeachtet  der  Frage,  ob  eine  entsprechende  synchrone  Abbildung  

in  den bestehenden Systemen  überhaupt  technisch separat  möglich  ist,  ist  es  nach Auffassung  der  

Beschlusskammer  zudem  als  wenig  effizient  anzusehen,  für  einen  selten  auftretenden  Einzelfall  

eine  gesonderte  IT-Implementierung  einer  verkürzte  Bilanzierungsfrist  vorzuschreiben.  Auch  die  

Lieferantenwechselprozesse  generell  auf  eine  synchrone  Bilanzierung  umzustellen,  erscheint  in-

folge  eines Sonderfalls  einer  kurzfristigen  Bilanzkreisschließung  ebenfalls  nicht  angemessen,  da  

hierbei  nachhaltig  in  das  gesamte  Bilanzkreismanagement  der  Lieferantenwechselprozesse und  

damit  grundlegend  in  die  IT-Prozesse  der  Marktbeteiligten  eingegriffen  würde.  In  der  Gesamtschau  

ist d aher,  jedenfalls  zum  jetzigen  Zeitpunkt,  an  der  asynchronen  Bilanzierung  festzuhalten.  

88 Mit  Ausnahme  redaktioneller  Anpassungen  ist  die  Beschlusskammer  weiteren  Anmerkungen  der  

Stellungnehmenden  (MVV,  EnBW  et  al.)  zum  Geschäftsprozess  3.3.2.  „Beginn  der  Ersatz-/Grund-

versorgung“  der  Anlage  bzw.  der  Zuordnung  einer  Entnahmestelle  zur  Grund  und  Ersatzversor-

gung  nicht  gefolgt,  da  diese  entweder  in  den  vorgelegten  Prozessbeschreibungen  bereits  enthalten  

sind  und  sich  inhaltlich  an  die  Beschreibung  der  GPKE  anlehnen  oder  im  Einzelnen  über  das  in  der  

Festlegung  vorgesehene  Maß  der  Detailausgestaltung  hinaus gehen.  

89 In  Bezug auf  das sog.  „Mehr- und  Mindermengenmodell“  (Kapitel  4.6.  der  Anlage,  „Grundsätze  

der  Mengenzuordnung:  Asynchronmodell  zwischen  Bilanzierung  und  Netznutzung  bei  Anwen-

dung  des Standardlastprofilverfahrens“)  ist  die Beschlusskammer  den in einer  Stellungnahme  

(u.a.  E.ON  SE)  angeregten  textlichen  Änderungen  zur  Klarstellung  des  inhaltlichen  Bezugs, da ss  

der  Differenzmengenausgleich zwischen  dem  Alt- und  Neulieferanten  anhand des  gesonderten  

Mehr- und  Mindermengenmodells durch  den entsprechenden  Netzbetreiber  initiiert w ird,  gefolgt.  
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90 Nicht a ufgegriffen  hat  die  Beschlusskammer  dagegen den  Vorschlag  einiger  Stellungnehmenden  

(EnBW  et  al.,  bne)  in  Kapitel  4.6.  der  Anlage auch Anpassungen  an  der  Fristenregelung  zur  bilan-

ziellen  Zuordnung  von  Marktlokationen vorzunehmen.  Anstelle  der  bislang  vorgesehenen Stich-

tagsregelung zum  15.  Werktag  eines Monats im  Gasbereich  stellen  Stellungnehmende  teilweise  

auf  das bereits  angepasste Fristenregime  des  Strombereichs ab  und  schlagen  vor,  stattdessen  

auch für  den  Gasbereich  den  3.  Werktag  vor  dem  Monatsletzten  als Stichtag  zu  übernehmen.  Den  

mit  dem  Vorschlag  beabsichtigen  Prozessgleichlauf  mit  dem  Strombereich  kann  die  Beschluss-

kammer  im  Grundsatz  nachvollziehen,  hat  aber  unter  der  Berücksichtigung  der  auch  in  der  Anhö-

rung  nochmals  von  den  Verbänden  deutlich gemachten,  noch  nicht  feststehenden,  aber  abzuse-

henden  Weiterentwicklung  der  Lieferantenwechselprozesse und der  daraus  resultierenden  Folge-

wirkungen  für  die  bilanzielle  Berücksichtigung  von Marktlokationen  zu  Bilanzkreisen,  von einer  

Übernahme dieser  Friständerung  derzeit  abgesehen.  Für  den  Strombereich ist m it E inleitung  des  

Verfahrens  BK6-22-024 geplant,  im  Zuge einer  Umsetzung  der  Anforderungen  aus  §  20a  Abs.  2  

EnWG,  nach  welchen  der  technische  Vorgang  des Stromlieferantenwechsels binnen  24 Stunden  

vollzogen werden muss,  nur  noch eine synchrone bilanzielle  Zuordnung  zum  entsprechenden  

Wechseldatum  der  Marktlokationen  zuzulassen.  Eine  asynchrone Zuordnung  würde  infolge  der  

erst  zum  nächsten  Monatsersten  getätigten  bilanziellen  Berücksichtigung  die  zukünftigen  Anfor-

derungen  an  die  Abwicklung des  technischen  Wechselprozesses innerhalb  von 24  Stunden  nicht  

mehr  erfüllen.  Nach  derzeitigem  Kenntnisstand der  Beschlusskammer  ist  davon  auszugehen,  

dass  auch  für  den  Gasmarkt  im  Rahmen  der  auf  die  Richtlinie  2009/73/EG  des Europäischen  

Parlaments  und  des  Rates über  gemeinsame Vorschriften  für  den  Erdgasbinnenmarkt  vom  13.  

Juli  2009  folgenden  Richtlinie voraussichtlich eine gleichartige  Regelung beschlossen  wird.  Dies  

lässt  weiter  die  Annahme  zu,  dass  relativ  zeitnah  auch für  den  Gasbereich  die asynchrone Bilan-

zierung  bei  Standardlastprofilkunden  abzuschaffen  sein  wird.  Unter  Berücksichtigung  der  den  

Marktbeteiligten  in  dieser  Festlegung  gewährten  Umsetzungsfristen  wäre  vor  der  Abschaffung  der  

asynchronen  Zuordnung,  wenn  überhaupt,  dann  voraussichtlich  nur  ein  zeitlich  äußerst  kurzer  

Wirkbetrieb  einer  jetzt  berücksichtigten  Fristverkürzung  gegeben.  Insofern  ist  es nach Auffassung  

der  Beschlusskammer  im  Hinblick  auf  die  Kosten-/Nutzen-Relation  durchzuführender  IT-Imple-

mentierungen  als  wenig  effizient  einzuschätzen,  zum  jetzigen  Zeitpunkt  noch Änderungen  eines  

Prozesses einzuleiten,  dessen zukünftige  Abschaffung  europarechtlich  sehr  wahrscheinlich  be-

vorsteht  und  nur  noch  eine geringe  Zeitspanne  angewendet  werden  kann.  Gleichfalls  können  sich  

auch die  von den Stellungnehmenden angeführten prozessualen  Synergieeffekte  durch einen  

gleichlaufenden  Fristlauf  mit  dem  Strombereich  nicht  mehr  einstellen,  da  dieser  voraussichtlich  

bereits  auf  eine  Umsetzung  der  synchronen Zuordnung im  Laufe  des  Jahres 2025  abzielt.  Unter  

Einbeziehung  dieser  Aspekte  ist  daher  die  Übernahme  einer  Fristverkürzung  abzulehnen.  

91 Im  Geschäftsprozess  4.5.  der  Anlage,  „Abrechnung  der  Netznutzung“,  hat  die  Beschlusskammer  

die  von den Stellungnehmenden  der  zweiten  Konsultation  (EON  SE,  EnBW  et  al.)  angeregten  
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redaktionellen  und  inhaltlichen  Anmerkungen übernommen.  Hierzu zählen insbesondere  die  vor-

geschlagene  textliche  Unterscheidung  der  Begrifflichkeiten  „(Netznutzungs)Rechnung“  und  

„(Netznutzungs-)Abrechnung“ (Stellungnahme  EON  SE)  sowie  eine  textliche  Anpassung der  be-

stehenden  Formulierungen  im  Hinblick  auf  die  Zahlung  der  Netznutzungsabrechnung  (Stellung-

nahme (EnBW  et  al.).  Für  ein  eindeutiges und  unmissverständliches Anwendungsverständnis ist  

ferner  zu korrigieren  gewesen,  dass  auch nur  einzelne Rechnungen einer  Übertragungsdatei  ab-

gelehnt  oder  angenommen  werden können.  Die  weiteren  in einer  Übertragungsdatei  mit  über-

sandten  Rechnungen  davon  aber  unberührt  bleiben können  (Stellungnahmen  EON  SE,  EnBW  et  

al.).  Insofern  handelt  es sich hierbei  lediglich  um  eine  inhaltliche  Klarstellung  und keineswegs um  

eine Abkehr  des  sog.  „Alles-oder-Nichts-Prinzips“  (BDEW,  Anhörung).  Gleiches gilt  für  den  Um-

stand,  dass  Stornierungen  nur  vom  Rechnungssteller,  dem  Netzbetreiber,  aber  nicht  vom  Liefe-

ranten  als Empfänger  ausgehen  können.  Dieser  kann  nur  die  Fehlerhaftigkeit  einer  Rechnung  

feststellen.  Ebenfalls aufgegriffen  hat  die  Beschlusskammer  den Vorschlag,  den  Hinweis auf  die  

Notwendigkeit  der  Übermittlung  von  Umsatzsteuernachweisen zu  streichen,  da  dieser  seit  Inkraft-

treten  des  Steuervereinfachungsgesetzes nicht  mehr  benötigt  würde  und  dementsprechend  auch  

nicht  mehr  in den  Lieferantenwechselprozessen  Strom  enthalten  sei  (Stellungnahme EON  SE).  In  

grundsätzlicher  Form  hat  die  Beschlusskammer  auch  die  Anmerkung  übernommen,  für  bestimmte  

Fälle eine  Korrektur  bzw.  Anpassung  der  Jahresrechnung  in  Bezug auf  einzelne Rechnungsposi-

tionen  ohne  Stornierung  zuzulassen (Stellungnahme  EON  SE).  Hierbei  sei  auf  die  gleichfalls für  

die  Lieferantenwechselprozesse Strom  bestehende  Ausnahmeregelung  abzustellen.  Die  Be-

schlusskammer  hat  den  Vorschlag  in der  Prozessbeschreibung  insoweit  aufgegriffen,  als dass  

nunmehr  in  definierten  Ausnahmefällen  von  einer  grundsätzlichen Verpflichtung  zur  Stornierung  

einer  Rechnungskorrektur  abgesehen  werden kann.  Diese  Regelung lässt  eine  konkrete  Ausge-

staltung  definierter  Ausnahmebestände  durch die  Marktbeteiligten  zu,  wie  sie  bereits für  den  

Strombereich  vorgesehen  war,  ohne  die  bisherige Grundregel  über  Gebühr  einzuschränken.  

92 Im  Geschäftsprozess  3.1.  der  Anlage,  „Kündigung“,  hat  die  Beschlusskammer  eine  Anmerkung  

aus einer  Stellungnahme  der  zweiten  Konsultation  (MVV  Energie  AG)  aufgegriffen  und  einen  in  

der  bisherigen  Fassung der  GeLi  Gas  (BK7-16-142)  an  gleicher  Stelle  geregelten Sachverhalt  

wieder  in  die  Prozessbeschreibung  aufgenommen.  Hiernach hat  der  Lieferant,  unabhängig von  

der  vertraglich  vereinbarten Kündigungsform,  eine Kündigung  auch  in  elektronischer  Form  entge-

genzunehmen  und  zu  bearbeiten.  Die Stellungnehmende  hat  hierzu  verdeutlicht,  dass bei  Fehlen  

einer  entsprechenden  Ergänzung die  elektronische  Prozessabwicklung  einer  Kündigung  von  Lie-

feranten  bereits  unter  Verweis auf  die  mit  dem  Letztverbraucher  vereinbarte  Schriftform  unterbun-

den  worden sei.  Die  bisherige  Regelung  habe  dazu beigetragen,  die  Unabhängigkeit  der  elektro-

nischen Abwicklung  der  Kündigung  von  der  jeweiligen  individuellen  Vertragsgestaltung  zu  ver-

deutlichen  und  die  obligatorische  Annahme  und  Bearbeitung  des  elektronischen Kündigungspro-

zesses durchzusetzen.  Da die  Beschlusskammer  die  vorgebrachte  Einschätzung  als notwendige  
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Rahmensetzung  für  die  verpflichtende  Anwendung  der  elektronischen  Kündigungsabwicklung  

teilt,  hat  sie  diese  grundsätzliche  Bedingung  wieder  in  die  Beschreibung  des Geschäftsprozesses  

aufgenommen.  

93 Nicht  übernommen  hat  die Beschlusskammer  den  Vorschlag  von  Stellungnehmenden  (EnBW  et  

al.),  im  Rahmen  des Kündigungsprozesses die Ablehnungsmöglichkeit  des Altlieferanten  bei  zu  

prüfenden  Neuverträge  auf  operativer  Ebene einzuschränken.  Dass  hierbei  die  Erfahrung  der  

Netzbetreiber  zeige,  dass Kündigungen durch  Letztverbraucher  selbst  fast  immer  eine Identifika-

tion der  Entnahmestelle  ermögliche,  mag zutreffend sein,  gleichwohl  kann  aber  eine  hundertpro-

zentige  Identifikation nicht  vorausgesetzt  werden,  so dass die Einräumung  einer  Ablehnungsmög-

lichkeit  aus diesem  Grund  weiterhin gerechtfertigt  erscheint.  Darüber  hinausgehende  Überlegun-

gen,  ob  man  die  Nutzung  einer  Ablehnung  noch  weitergehender,  im  Rahmen  der  IT-technisch  

vorgesehenen  Ablehnungsgründe  konkretisiert,  um  negative  Auswirkungen einer  Fehlanwendung  

zu  vermeiden,  kann  der  Detailgestaltung  der  Marktbeteiligten  überlassen bleiben.  Die Beschluss-

kammer  sieht  hierin  keine  grundsätzliche  regulatorische  Fragestellung.  

94 Gleichfalls nicht  zu  ändern ist  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  der  letzte Satz  des  Ge-

schäftsprozesses  im  Kapitel  3.1.  der  Anlage,  “Kündigung“,  welcher  das  Kündigungsdatum  als  den  

Tag  beschreibt,  “[…]  an  dem  der  letzte  Gastag  der  Belieferung  beginnt“  (Stellungnahme  AKTIV,  

bne,  EnBW  et  al.).  Die  Stellungnahmen  greifen  im  Ergebnis  den  Umstand  des Auseinanderfallens  

von  vertragsrechtlicher  und  bilanzierungstechnischer  Fristigkeit  auf.  Im  Rahmen  dieser  Festle-

gung  ist  dieser  Umstand  allerdings nicht  aufzulösen,  da  in  den  einschlägigen  Normen  und  Best-

immungen  der  Gastag (von 06:00  bis 06:00  des  Folgetages)  als  Bilanzierungsperiode  festgelegt  

ist.  Dies kann  nicht  mittels  dieser  Festlegung  geändert  werden.  Hierzu besteht  nach  Auffassung  

der  Beschlusskammer  allerdings  auch  kein  Anlass,  da  die  vorhandene  Definition  eindeutig  den  

letzten  Kalendertag  als Kündigungsdatum  bestimmt.  Dass  eine  bilanzielle  Berücksichtigung  erst  

zum  folgenden  Kalendertag  06:00  wirksam  wird,  mag  für  die  IT-technische  Umsetzung  des Kun-

denmanagements insgesamt  eine  zusätzliche Herausforderung  darstellen,  ist  aber  für  das Ver-

tragsmanagement  nicht  ausschlaggebend,  da  hierfür  der  Kalendertag  eindeutig  bestimmt  ist.  In-

sofern  stellt  der  letzte Satz  des  Kapitels entgegen  der  Einschätzung  einzelner  Stellungnehmenden  

nach Auffassung der  Beschlusskammer  vielmehr  eine  Klarstellung  dar,  die  keiner  Änderung  be-

darf.   

95 In  Bezug  auf  die  Definition  einer  Markt-/Messlokation  (Kapitel  2.1.  der  Anlage,  „Marktlokation,  

Messlokation  und  Zuordnungen“)  ist  die  Beschlusskammer  dem  Vorschlag  weitergehende  Be-

schreibungen zur  Vergabe der  Marktlokations-ID  vorzusehen  (Stellungnahme  EnBW  et  al.)  nicht  

gefolgt,  da  die  vorgeschlagenen Ergänzungen  bereits zur  Einführung der  Malo-ID  Gegenstand  

des Tenors bzw.  der  Anlage des Beschlusses  BK7-16-142 waren.  Nach  der  im  Frühjahr  2018  

vollzogenen  Markteinführung  der  ID-Nomenklatur  erkennt  die  Beschlusskammer  heute keinen  
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weiterhin  bestehenden  vertieften  Regelungsbedarf  in  dieser  Sache.  Auch  bei  einer  Neuvergabe  

einer  MaLo-ID  ist  davon  auszugehen,  dass  die im  Rahmen  der  damaligen  Festlegung  formulierten  

Anforderungen  in  die  Vergabebedingungen  der  codevergebenden  Stelle  Eingang  gefunden  ha-

ben.  Insoweit  ist  die  Beschreibung  der  Verwendung  dieser  Bezeichnungen  zwar  als notwendige  

regulatorische  Rahmenbedingung  der  Lieferantenwechselprozesse anzusehen aber  nicht  mehr  

deren  Beschreibung  im  Detail.   

96 Hinsichtlich der  Heranziehung der  MaLo-ID  bei  der  Identifikation  einer  Marktlokation  (Kapitel  2.3.  

der  Anlage,  „Identifizierung  einer  Marktlokation“)  hat  die Beschlusskammer  den  Vorschlag dersel-

ben  Stellungnehmenden  aufgegriffen,  (zweite Konsultation, E nBW  et  al.)  die Ausnahmefälle,  d.h.  

sofern Marktlokationen nicht  mittels MaLo-ID  identifiziert  werden,  übereinstimmend  mit  den  Liefe-

rantenwechselprozessen  Strom  zu  beschreiben  und damit  einen  einheitlichen  und  gleichlauten-

den  Regelungstext  ohne  Bezugnahme  auf  eine  konkrete  Norm  zu verwenden.  Dies  ermöglicht  für  

die  Marktbeteiligten  hier  eine gleichlaufende Prozessabwicklung,  die  textlich  übereinstimmende  

Formulierung  macht  dies  auch  gegenüber  den  Marktbeteiligten  deutlich.  Das  hiermit  eine  Vor-

rangstellung  der  Identifikation  mittels  MaLo-ID  gegenüber  den  anderen  Verfahren  eintritt,  dient  

der  beabsichtigten  weitergehenden  automatisierten Prozessabwicklung einer  Erfassung  von  

Marktlokationen.  Diese kann  lediglich durch den  entsprechenden  Absender  einer  Nachricht  be-

einflusst  werden,  in  dem  er  vorgibt,  dass  eine  Identifikation  nicht  (ausschließlich)  über  die  MaLo-

ID  zu  erfolgen  hat.  In  diesem  Fall  ermöglichen  separate  Merkmale  weitere  Identifikationsmöglich-

keiten  der  Marktlokation  in unterschiedlichen  Kombinationen.  Wie  von  einigen  Stellungnahmen  

gefordert,  baut  eine derartige  Möglichkeit  gleichfalls  Missbrauchspotential  einer  ausschließlichen  

ID-gesteuerten  Identifizierung  der  Entnahmestelle  vor.  Die  Ausgestaltung der  entsprechenden  zu-

sätzlichen  Identifikationsregeln kann  hierbei  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  aber  den  

Marktbeteiligten  überlassen  bleiben,  zumal  die  Zielsetzung  einer  gleichlaufenden  Prozessabwick-

lung  bereits  die  Fallkonstellationen  des Strombereichs vorzeichnen.   

97 Im  Kapitel  2.7.  der  Anlage,  „Stornierung  und  Rückabwicklung“,  hat  die Beschlusskammer  den  

inhaltlich zutreffenden  Hinweis einer  Stellungnahme (EnBW  et  al.)  aufgegriffen  und  textlich eine  

inhaltliche  Klarstellung der  ursprünglichen  Formulierung  aufgenommen,  dass,  sofern  eine  Antwort  

auf  ein  auslösendes  Ereignis bereits  versendet  wurde,  eine  Stornierung  des  Vorgangs  nicht  mehr  

möglich ist,  da  dieser  bereits ausgelöst  wurde  und  somit  nur  noch  eine  Rückabwicklung  in  Be-

tracht k ommt.  

4.2.1.6   Einführung  eines  elektronischen  Preisblattes  

98 Die vorgesehene Einführung  eines elektronischen  Preisblattes  Gas  als Geschäftsprozess der  An-

lage beruhte auf  denselben  Erwägungen,  die  die  Beschlusskammer  6 im  Strombereich zur  Ein-

führung  eines  derartigen  Preisblattes bewogen  haben.  Für  den  Strombereich  erfolgte  die Ausge-
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staltung  und  Einführung eines Preisblattes  durch  die Beschlusskammer  6  im  Rahmen  der  Anpas-

sung  der  Lieferantenwechselprozesse Strom m it  der  Festlegung  BK6-20-160  zum  Ende  des Jah-

res  2020.  Insofern  konnte  eine  entsprechende  Regelung  für  den  Gasbereich erst  in  der  zweiten  

Konsultation zu  dieser  Festlegung  zur  Diskussion  gestellt  werden.  Inhaltlich  sieht  die  Beschluss-

kammer  auch  für  den  Bereich  Gas  dieselben  Gründe als gegeben  an,  die  für  Beschlusskammer  

6 ausschlaggebend  für  eine  Einführung  im  Strombereich  waren.  So  ist  auch  für  die  Lieferanten-

wechselprozesse  Gas  davon  auszugehen,  dass,  trotz  der  dort  bereits in  der  Vergangenheit  vor-

geschriebenen  elektronischen  Netznutzungsrechnungen,  die  eigentliche Rechnungsprüfung  der  

Lieferanten  oftmals  noch  einen  hohen  manuellen  Bearbeitungsaufwand  nach sich  zieht,  da  die  

einzelnen  Preisbestandteile  der  Netzbetreiber  den Lieferanten  weder  durchgehend  in  massenge-

schäftstauglich  verarbeitbarer  elektronischer  Form  noch  in einer  einheitlichen Systematik  vorlie-

gen.  Mit  der  Einführung  eines elektronisch  von den Netzbetreibern  an  die  Lieferanten  zu übermit-

telnden Preisblattes war  beabsichtigt  dieses  Defizit  zu  beheben.  Mit  der  Einführung  eines elektro-

nischen Preisblattes  war  hingegen  nicht  eine  weitergehende  Vereinheitlichung  der  Netzent-

geltstruktur  und  Abrechnungsregeln  beabsichtigt,  sondern  lediglich  die  einheitliche  elektronische  

Wiedergabe  der  Entgelte  und  entsprechenden  weiteren  Leistungen  der  Netzbetreiber. E ine  mög-

liche weitergehende  Vereinheitlichung  der  Netzentgelte lässt  dies  unberührt  und ist  auch  nicht  

Regelungsgegenstand  der  vorliegenden  Festlegung.  Eine  derartige Standardisierung der  Netz-

entgelte  und  Leistungen  der  Netzbetreiber  liegt  zudem  auch  nicht  im  Zuständigkeitsbereich  dieser  

Beschlusskammer.   

99 Auch wenn  die  Einführung  eines elektronischen  Preisblattes  für  Gas  von den Stellungnehmenden  

der  zweiten  Konsultation  fast  durchgehend als sinnvoll  erachtet  worden  ist,  haben  Stellungneh-

mende  zugleich darauf  hingewiesen,  dass eine  weitergehende  elektronische  Übermittlungsver-

pflichtung  nur  auf  der  Basis einer  Vereinheitlichung  der  Netzentgelte  und  Abrechnungsregeln  ei-

nen  inhaltlichen  Mehrwert  für  die  Marktbeteiligten  hervorrufen  würde.  Zielsetzung  der  Einführung  

eines elektronischen  Preisblatts sei  für  die Marktbeteiligten vielmehr  über  alle Netzbetreiber  stan-

dardisierte  Produktinformationen,  respektive  Netzentgelte  bzw.  sonstige  Leistungsangebote,  zu  

erhalten,  die  eine automatisierte Prüfung  der  Rechnungen unter  der  Maßgabe  einheitlicher  Inhalte  

erlaube.  Unterließe  man  diese  marktweite  Standardisierung,  bliebe  es grundsätzlich bei  netzbe-

treiberindividuellen  Ausprägungen  der  Netzentgelte  und angebotenen  Leistungen,  welches letzt-

endlich trotz  elektronischer  Übermittlung  wiederum a uf e ine  netzbetreiberindividuelle  Prüfung  der  

Netznutzungsrechnungen  durch  die  Letztverbraucher  hinausliefe.  Eine  elektronische  Übermitt-

lungsverpflichtung  dieser  Preisblätter  stellt  demgegenüber  aber  lediglich den  Informationsaus-

tausch  zwischen den  Beteiligten  sicher.  Auch  im  Rahmen  der  Anhörung  haben  sowohl  der  BDEW  

als auch der  bne als Verband  der  Netznutzer  (die  von einem  elektronischen  Preisblatt  profitieren  

würden)  nachdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  mit  einer  reinen  Übermittlungsverpflichtung des  
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elektronischen  Preisblattes die  beabsichtigte  Zielsetzung  einer  automatisierten  Rechnungsprü-

fung  nicht  erreicht  werden  könne.  Allein  aus der  elektronischen  Übermittlung  der  verschiedenar-

tigsten  Netzentgelte  bzw. L eistungskataloge  der  Netzbetreiber  ergäbe  sich  kein  inhaltlicher  Zuge-

winn  gegenüber  dem  Status  quo.  Der  Beschlusskammer  erscheint  diese  Argumentation nachvoll-

ziehbar  und  sie  teilt  sie.  Da eine  Standardisierung  der  Netzentgelte aber  nicht  in  den  Zuständig-

keitsbereich  dieser  Beschlusskammer  fällt  und  dementsprechend  nicht  durch diese  Festlegung  

oder  eine andere  Festlegung  durch  sie geregelt  werden  kann,  sieht  sie die  Einführung  von  Grund-

strukturen  des Informationsaustausches  ohne dabei  die  eigentliche  Zielsetzung  einer  automati-

sierten  Prüfung  der  Netznutzungsabrechnung  erreichen  zu  können,  als  nicht  sachgerecht  an  und  

sieht  daher  hier  von der  Einführung  eines elektronischen Preisblatts  ab.  Diese  Voraussetzungen  

der  Vereinheitlichung  sind  nach  Abwägung  der  Beschlusskammer  zunächst  zu  schaffen,  bevor  

die  erwogene automatisierte  Übermittlung  gegebenenfalls eingeführt  werden  kann.   

4.2.1.7   Gegenstand  der  Anlage  

100  Die Fernleitungsnetzbetreiber  (Stellungnahme  FNB  Gas)  haben  in Bezug auf  die  grundsätzliche  

Anwendbarkeit  der  Lieferantenwechselprozesse im  Rahmen  der  zweiten  Konsultation  angemerkt,  

dass  sich  aufgrund  der  vorhandenen  netztechnischen  Besonderheiten  im  Fernleitungsnetz  Gas  

die  Anforderungen  an  die  Lieferantenwechselprozesse von  Fernleitungs- und Verteilernetzbetrei-

bern in  einem  Umfang  unterscheiden,  der  Ausnahmeregelungen  für  die  Fernleitungsnetzbetreiber  

von  den  bislang  vornehmlich auf  die  Verteilernetzbetreiber  abgestimmten  massengeschäftstaug-

lichen  Prozessen  erforderlich mache.  Beispielsweise wurde  angeführt,  dass  im  Gegensatz  zum  

Verteilernetz  im  Fernleitungsnetz  keine Lieferantenrahmenverträge  sondern  individuelle  Ausspei-

severträge  mit  dem  Transportkunden  (gemäß  BDEW-Rollenmodell  sog.  „Kapazitätsnutzer“)  ab-

geschlossen  werden.  Der  Ausspeisevertrag  berechtigt  hierbei  den  Kapazitätsnutzer  zur  Nutzung  

des betreffenden  Fernleitungsnetzes vom  virtuellen  Handelspunkt  bis zu  einem  konkreten Aus-

speisepunkt  für  einen  entsprechenden  Zeitraum.  Netzentgelte  für  die  Ausspeisung  von  Gas wer-

den  dadurch,  anders  als  im  Verteilernetz,  nicht  als mengenbezogene Größe  abgerechnet,  son-

dern anhand der  gebuchten  Kapazitäten  berechnet  (Kapazitätsentgelt).  Da derartige  Unter-

schiede nicht  explizit  in  den  derzeitigen Geschäftsprozessen  abgebildet  seien,  sei  eine  durchge-

hende Anwendbarkeit  verschiedener  Prozesse  derzeit  für  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht  gege-

ben.  Bei  weiteren  Prozessen seien  die  Geschäftsprozesse nur  unter  bestimmten  Voraussetzun-

gen  wie z.B.,  dass  der  Kapazitätsnutzer  auch gleichzeitig  der  Lieferant i st  („Prozess  Anforderung  

von  Messwerten“),  anwendbar  oder  seien  aufgrund  eines nicht  vorhandenen  gesetzlichen  Anwen-

dungshorizonts (z.B.  Ersatz- und  Grundversorgung)  gar  nicht  anwendbar.  Gleiches gelte  im W e-

sentlichen  für  Prozesse,  die  sich  ausdrücklich an  Standardlastprofilkunden  richten,  da  diese  Kun-

dengruppe  in  der  Regel  nicht  an  das Fernleitungsnetz  angeschlossen ist.   
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101  Aus Sicht  der  Beschlusskammer  ist  hinsichtlich dieses Vortrags  zunächst  festzuhalten,  dass  die  

Wechselprozesse der  Festlegung  GeLi  Gas 2.0 vornehmlich auf  eine  massengeschäftstaugliche  

Prozessbearbeitung  ausgelegt  sind.  Da  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  an  Wechselvorfällen  im  

Verteilernetz  auftritt,  sind die  Geschäftsprozesse in sachgerechter  Weise im  Wesentlichen  daher  

auch auf  die  inhaltlichen  Belange der  Verteilernetzebene  bei  der  die Belieferung  und  der  Transport  

einheitlich  durch  die  Lieferanten  erbracht  wird,  ausgerichtet.  Eine Festlegung  zu  Lieferantenwech-

selprozessen  dient  in  Bezug  auf  alle Netzebenen  der  Verdeutlichung,  dass  der  grundsätzliche  

Lieferantenwechsel,  d.h.  seine  Fristigkeiten  und  die  damit  einhergehende  elektronische  Übermitt-

lung  über  alle  Netzbetreiber  hinweg  einzuhalten  sind.  Dass  hierbei  infolge  der  (technischen)  Be-

sonderheiten  im  Fernleitungsnetz,  u.a.  die  mögliche  inhaltliche Trennung  von Transport  und  Be-

lieferung,  nicht  alle  Prozessausgestaltungen  im  Einzelnen auch für  diese  Netzebene durchgehend  

anwendbar  erscheinen,  ist  dabei  im  Hinblick auf  die  vornehmliche  Abwicklung  des  Lieferanten-

wechselvorgangs bei  Haushaltskunden  erwartbar,  aber  gleichzeitig  unter  Berücksichtigung  des  

Vorteils  eines  einheitlichen  Abwicklungsprozesses des Lieferantenwechsels für  die  Wechselnden  

über  alle  Netzebenen  hinweg,  auch  hinnehmbar.  Auf  diesen  Aspekt  hat  entsprechend  auch  die  

Stellungnahme  der  EnBW  et al . h ingewiesen.   

102  Im  Rahmen  der  Festlegung  auf  eine  netzebenspezifische  Gültigkeit  von  Prozessen  oder  Teilbe-

reichen abzustellen,  würde  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  dem  vorbeschriebenen  

Grundcharakter  der  Festlegung  widersprechen  und insbesondere  auch  nicht  der  beabsichtigten  

Zielsetzung  einer  Massengeschäftstauglichkeit  im  Sinne  der  Ziele  des §  1  EnWG,  also  einer  si-

cheren,  preisgünstigen  und  verbraucherfreundlichen  Versorgung  der  Allgemeinheit  mit  leitungs-

gebundener  Energie,  entsprechen.  Insofern  erscheint  auch  der  Verweis auf  das  Rollenmodell  und  

das möglicherweise auftretende  Auseinanderfallen von  Marktrollen,  wie  z.B.  die  des Transport-

kunden  und  des Lieferanten  nicht  wirklich schlüssig,  da  nicht  alle  spezifischen  Anforderungen  

damit  auch  zwangsläufig  in  dieser  Festlegung dargelegt  sein müssen.  Da  unstreitig  auch im  Fern-

leitungsnetz  Lieferanten  tätig  sind,  erscheint  es  weitgehend  unerheblich,  ob  diese  beispielsweise  

ausschließlich  die  Rolle  des Transportkunden  einnehmen.  Die  operativen  Abwicklungsregeln  

hierzu  sind  entsprechend auch an anderer  Stelle,  z.B.  der  Kooperationsvereinbarung  Gas gere-

gelt  und  bedürfen  insoweit  auch  keiner  gesonderten  Behandlung  in  dieser  Festlegung.  Gleichwohl  

bedarf  es  aber  der  Notwendigkeit,  die  Grundanforderungen  an  einen Lieferantenwechsel,  insbe-

sondere  hinsichtlich der  Fristigkeiten,  auch  für  das Fernleitungsnetz  in  dieser  Festlegung  zu  regeln  

und  dadurch  auch  für  das  Fernleitungsnetz  sicherzustellen.  Dass  hierbei  die  Kapazitätsnutzung  

ein  wesentliches Zugangskriterium  darstellt  und  deren  Erlangung  ggf.  gesonderter  (zusätzlicher)  

Fristigkeiten  unterliegen,  ist  zutreffend,  lässt  aber  nicht  erkennen,  warum  z.B.  das  Fristenregime  

des Lieferantenwechsels in  Gänze  für  Fernleitungsnetzbetreiber  nicht  abwickelbar  sein soll.  Glei-

ches gilt  für  die  Netznutzung.  Dass  hier  anstelle  mengenbezogener  Netznutzungsentgelte Kapa-

zitätsentgelte erhoben  werden,  hindert  nicht,  diese elektronisch entsprechend der  bestehenden  
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Prozessvorgaben  abzurechnen.  Insofern  ist  im  Vortrag  der  Stellungnehmenden  nicht  überzeu-

gend  dargelegt,  warum  einerseits diese  grundsätzlichen  Aspekte  nicht  auch für  Fernleitungsnetz-

betreiber  gelten  sollten,  zumal  sie  gleichermaßen  nach §  41  GasNZV  zur  Ermöglichung  eines  

Lieferantenwechsels verpflichtet  sind, u nd  anderseits, d urch  welche  konkreten  Anforderungen  an  

die  Fernleitungsnetzbetreiber  die  bestehenden Regelungen  ersetzt  werden  sollten.  Dass  ggf.  

auch ganze  Prozesse,  wie  z.B.  die  Ersatz- und  Grundversorgung,  auf  der  Ebene der  Fernleitungs-

netze  nicht  zur  Anwendung  kommen,  ist  unstrittig  und  entspricht  den  zugehörigen  gesetzlichen  

Regelungen.  Hierzu  bedarf  es  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  daher  keiner  gesonderten  

Darlegung bzw. k eines expliziten  Hinweises in  dieser  Festlegung.  

Darüber  hinaus  bestand  auch  im  Rahmen  der  bisherigen  Festlegung  unter  dem  Punkt  1.,  „Gegen-

stand  der  Anlage“,  bereits die  Möglichkeit,  weitere,  ergänzende  Regelungen  zu Prozessen zu  

treffen,  sofern  diese nicht  im  Widerspruch zu  der  Anlage dieser  Festlegung  stehen  und Dritte  

dadurch  nicht  diskriminiert  werden.  Wie  auch  im  Rahmen  der  Anhörung verdeutlicht,  bietet  diese  

bestehende  Regelung  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  auch  die  Möglichkeit,  spezifische  

Anforderungen  der  Fernleitungsnetzbetreiber  an  die  Geschäftsprozesse  des Lieferantenwechsels  

zu  adressieren.   

4.2.1.8   Umsetzungsfristen  

103  Tenor  zu 1.  und  zu  2.  

Wie  bereits dargestellt,  ergeben  sich aus  Tenor  zu  1.  Änderungen  der  Darstellung  der  Geschäfts-

prozesse in der  Anlage  mit  dem  Ziel,  eine Trennung  von notwendigerweise  zu bestimmenden  

regulatorischen  Inhalten und jenen  Darstellungen  vorzunehmen,  die  lediglich der  operativen Um-

setzung  dienen  (siehe  unter  Punkt  4.2.1.4).  Die  Anlage  stellt  danach  nunmehr  eine Rahmenrege-

lung  dar,  die  ausschließlich nur  die  notwendigen  bzw.  grundlegenden regulatorischen  Bedingun-

gen  der  Lieferantenwechselprozesse  Gas in  Textform  enthält.  Die  für  die  operative  Umsetzung  

relevanten  weitergehenden  Ausgestaltungen  sollen  hingegen  zukünftig  in  gesonderten  Dokumen-

ten  von den Marktbeteiligten  abgebildet w erden.   

Die Beschlusskammer  teilte den  Marktbeteiligten im  Zuge  der  Anhörung mit,  dass  für  die aus  

dieser  Festlegung  zu berücksichtigenden Änderungen  und  die  Erstellung  des Dokuments  zur  Aus-

gestaltung der  operativen  Umsetzung  eine Umsetzungsfrist  bis zum  01.04.2025  vorgesehen  sei.  

Im  Rahmen  der  Anhörung  sowie  in  den  eingegangenen  Stellungnahmen  äußerten  die  Verbände  

bezüglich des gewählten  Umsetzungszeitpunkts  Bedenken.  So  formulierte der  BDEW,  dass  der  

vorgesehene  Umsetzungstermin auch  bei  einer  fachlichen  Verlagerung  anderer  Themen  für  den  

Verband  nicht  realisierbar  sei.  Auch  der  bne  äußerte,  dass mindestens ein  Zeitraum  von  30  Mo-

naten  für  den  Gesamtprozess  vom  Erlass  der  Festlegung  bis  zur  Umsetzung als  realistisch  anzu-

sehen  sei.   
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Die Stellungnahmen  berücksichtigend  passte  die  Beschlusskammer  den  Zeitraum  zur  Erarbei-

tung,  Konsultation  und  Erstellung des Dokuments mit  den  Detailprozessen  daher  an  und  be-

stimmte  als  Zeitpunkt  für  die  Umsetzung  den  01.04.2026.  Mit  dem  gewählten Umsetzungszeit-

punkt  folgt  die  Beschlusskammer  insoweit  den  seitens des  Verbandes BDEW  in  seiner  Stellung-

nahme skizzierten  Zeitschema  zur  Umsetzung  der  geplanten Änderungen  der  Festlegung  sowie  

der  Erarbeitung  der  Detailprozesse.  Ausgehend von der  Veröffentlichung  des Beschlusses  noch  

im  Jahr  2023  sieht  der  Verband  mit  der  Zeitspanne  bis zum  01.04.2026  einen  ausreichenden  

zeitlichen  Vorlauf  als gegeben  an,  der  eine  entsprechende  Umsetzung  der  Vorgaben  gewährleis-

tet.  Hierzu  zählen  die  Prozessausgestaltung  durch die Marktbeteiligten  mit  der  einhergehenden  

Konkretisierung der  Detailbestimmungen,  die  Durchführung  einer  öffentlichen  Konsultation sowie  

die  anschließende Konsolidierung  der  Inhalte unter  Berücksichtigung  der  eingegangenen  Stel-

lungnahmen.  Gleichzeitig  gewährleistet  die  Umsetzungsfrist  auch  gegebenenfalls  erforderliche  

Änderungen  der  Datenformate im  Rahmen  des regulären  Änderungsmanagements  zu bearbeiten  

und  zum  01.04.2026  in Kraft  zu  setzen.  Die  Beschlusskammer  hat  sich diesem  Vorschlag  ange-

schlossen und  sieht  den  vorgeschlagenen  Zeitrahmen  zur  Umsetzung  der  sich aus  dieser  Festle-

gung  ergebenden  Änderungen  als  angemessen  an.  Diese  Umsetzungsfrist  berücksichtigt  auch  

die  seitens der  Stellungnehmenden  im  Rahmen  der  Anhörung  geltend  gemachten  weiteren  zeit-

gleichen  Anforderungen  an  die  Branche,  z.B.  die  Umsetzung  des  24h-Lieferantenwechsels im  

Strombereich,  in  angemessener  Weise.  

104  Eine vom  01.04.2026  abweichende  Umsetzungsfrist  gilt  nach  Tenor  zu  1.  für  die in  der  Anlage  1  

unter  Kapitel  2.2.2  „Absicherung  der  Marktkommunikation“  enthaltene  Regelung  zur  Verwendung  

des Nachrichtenprotokolls “Applicability  Standard  4“  („AS4“)  einschließlich der  Verwendung  einer  

Smart-Meter-Public-Key-Infrastruktur.  Über  die  geplante  abweichende Umsetzungsfrist  unterrich-

tete  die  Beschlusskammer  die  Marktbeteiligten  im  Rahmen  der  Anhörung.  Die Beschlusskammer  

teilte mit,  dass  eine  endgültige Umsetzung  im  Bereich AS4 zum  01.04.2025  erfolgen  solle.  Sie  

wies ebenfalls darauf  hin,  dass  diese  Frist  einem  möglichen  Einführungsszenario  durch  die Markt-

beteiligungen,  z.B. m it  einer  früheren  optionalen  Anwendung  von  AS4,  nicht  entgegensteht.   

Ab dem  01.04.2025 ist  die  Kommunikation  der  Marktbeteiligten  zwingend  für  alle  Marktbeteiligten  

durch die Verwendung  von AS4  zu vollziehen.  Aus den Stellungnahmen,  die  auf  die  im  September  

stattfindende Anhörung  folgten,  ergab  sich eine  grundlegende  Zustimmung  zu  dem  Einführungs-

zeitpunkt  von  AS4.  Im  Hinblick  auf  die gegebenenfalls noch  für  den  Gasbereich  zu  erfolgenden  

Anpassungen  an  die  bestehende  AS4-Aussprägung  des  Strombereichs  und die  noch  seitens  der  

Marktbeteiligten  zu  erarbeitenden  Umsetzungsdokumente  sei  die  Frist  nach  Aussagen  der  Stel-

lungnehmenden  als ausreichend  und  angemessen einzuschätzen.  Aufgrund  der  Tatsache,  dass  

die  Marktbeteiligten  dem  Vorschlag  der  Beschlusskammer  als  sachgerechten Zeitraum  für  eine  

Umsetzung  von  AS4  ansahen,  entschied  sich  die Beschlusskammer  dafür,  den  01.04.2025  als  

Einführungsdatum  beizubehalten.  Einer  Festlegung  der  Einführung  von  AS4  zum  01.04.2025  
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steht  nicht  entgegen,  dass  die  Marktbeteiligten  im  Rahmen  eines Einführungsszenarios  bereits  

früher, z .B.  zum  01.10.2024,  mit  einer  optionalen  Nutzung  von  AS4  beginnen  können.  

105  Darüber  hinaus hat  die  Beschlusskammer  den  Marktbeteiligten  im  Tenor  zu  2.  die Vorlage  eines  

detaillierteren zeitlichen Fahrplans  zur  Umsetzung  der  Änderungen  dieser  Festlegung  bis  zum  

01.03.2024  aufgegeben.  Dieser  dient,  neben  einer  konkreteren  Darstellung der  zeitlichen Abläufe  

der  einzelnen  Bearbeitungsschritte  und Durchführung  der  Marktkonsultationen,  auch  insbeson-

dere der  weiteren  Einbindung  des  Dokuments  der  endgültigen  Prozessdarstellungen in  die  Ko-

operationsvereinbarung  Gas.  Die  hierfür  gewährte  Frist  bis  zum  01.03.2024 ist  als ausreichend  

und  den  inhaltlichen  Anforderungen angemessen anzusehen,  zumal  der  BDEW  die  Erstellung  

eines Zeitplans in seiner  Stellungnahme  der  Anhörung  ebenfalls  bis zum  01.03.2024  für  umsetz-

bar  eingeschätzt  hat.  Die  zeitliche  Vorverlagerung der  ursprünglich  zum  01.06.2024  beabsichtig-

ten  Vorlage  des Zeitplans ist  zur  Sicherstellung  der  rechtzeitigen  Ausgestaltung  durch  die  Markt-

beteiligten  sachgerecht  und  angemessen.  Die frühzeitige Fertigstellung des  Zeitplans  gewährleis-

tet  eine ordnungsgemäß  ablaufende  Umsetzung  der  Erarbeitung  und  Ausgestaltung  der  Detail-

prozesse mit  dem  Ziel  der  Schaffung  eines einheitlichen  Regelwerkes,  welches den  Marktbetei-

ligten  bei  der  Anwendung  dient.  Die Betreiber  von  Gasversorgungsnetzen  werden in  Tenor  zu 2.  

insoweit  weiter  verpflichtet,  bis zum  01.04.2026  die  Detailausgestaltungen  zur  operativen Umset-

zung  der  in  dieser  Festlegung enthaltenen  Regelungen  zu  den  Lieferantenwechselprozessen  zu  

erarbeiten  und  in  einem  einheitlichen  Dokument  zu veröffentlichen.  Sie  haben  den  Marktbeteilig-

ten  im  Rahmen  einer  öffentlichen,  durch  die  Beschlusskammer  begleiteten  Konsultation  zuvor  

Gelegenheit  einzuräumen,  zu dem  Entwurf  der  Detailausgestaltungen  Stellung  zu  nehmen.  

106  Tenor  zu 3.  bis 5.:   

Der  Tenor  zu  3.  und zu  4.  sieht  jeweils vor,  dass  die  dort  benannten,  bestehenden  Tenorziffern  

bisheriger  Fassungen  der  Festlegung  GeLi  Gas  mit  Wirkung  zum  01.04.2025  gestrichen  und  

durch  abweichende  Regelungen  ersetzt  werden.  Dies betrifft  die  Tenorziffer  4.  der  Festlegung in  

der  Fassung  des  Beschlusses  BK7-16-142  vom  20.12.2016  (Tenor  zu  3.)  und  die  Tenorziffer  2.  

der  Festlegung  in  der  Fassung des  Beschlusses  BK7-06-067 vom  20.08.2007  (Tenor  zu  4.).  Eben-

falls  mit  Wirkung  zum  01.04.2025 wird die  Tenorziffer  5.  der  Festlegung zur  Anpassung  der  Stan-

dardverträge  an  die  Erfordernisse  des  Gesetzes  zur  Digitalisierung  der  Energiewende mit  dem  

Aktenzeichen  BK7-17-026 vom  23.08.2017  aufgehoben  und  gleichfalls durch eine abweichende  

Regelung  ersetzt.   

Durch die vorliegende  Festlegung  ergeben  sich Änderungen  zum  Nachrichtenaustausch  und  auch  

zu  den sicherheitstechnischen Anforderungen  an  die  Datenübermittlung,  so dass  die  einzelnen  

Tenorziffern der  oben  genannten  Festlegungen  an  diese  neue  Sachlage  anzupassen  waren.  Dies  

dient  der  Schaffung  von  Rechtklarheit  (s.  Punkt  4.2.2  bis 4.2.4).  Aufgrund  der  Tatsache,  dass  in  



 

      

          

        

          

        

           

        

         

          

            

           

          
    

             

              

              

      

            

          

          

       

          

         

       

         

 

             

           

          

         

      

           

          

         

        

      

4.2.2. 

den zu ändernden Tenorziffern insbesondere auch die zukünftige Nutzung des Übermittlungspro-

tokolls AS4 inhaltlich mit adressiert ist, hat die Beschlusskammer, gleichlaufend mit dem Zeitpunkt 

zur Umsetzung von AS4 auch den 01.04.2025 als Umsetzungsdatum dieser Änderung vorgese-

hen. Insbesondere aus Gründen der Rechtssicherheit im Hinblick auf eine allgemeine Anwendung 

der Regelungen zu Datenaustausch sieht die Beschlusskammer diese Abweichung gegenüber 

der allgemeinen Umsetzungsfrist im Tenor zu 1. (01.04.2026) auch im Interesse der Marktbetei-

ligten als gerechtfertigt an. Über die anstehenden Änderungen informierte die Beschlusskammer 

die Marktbeteiligten im Rahmen der Anhörung. Eine Positionierung durch die Marktbeteiligten 

diesbezüglich erfolgte weder zum Zeitpunkt der Anhörung noch in den eingegangenen Stellung-

nahmen, so dass sich die Beschlusskammer in ihren Überlegungen bestätigt sieht und die Um-

setzungsfrist zur Änderung der entsprechenden Tenorziffern zum 01.04.2025 bestimmt. 

Änderung der Tenorziffer 4. der Festlegung GeLi Gas in der Fassung des Beschlus-
ses BK7-16-142 (Tenor zu 3.) 

107 Die Streichung der Regelungen zum Verschlüsseln und Signieren bei Nutzung von E-Mails in der 

Tenorziffer 4 lit. a) bis d) der Festlegung GeLi Gas in der Fassung des Beschlusses BK7-16-142 

werden vorgenommen, da die Vorgaben bereits seit über zwei Jahren vom Markt umgesetzt sind 

und dabei auch umfänglich Eingang in die einschlägigen technischen Ausführungsbestimmungen 

der Projektgruppe EDI@Energy gefunden haben. Somit ist der mit diesen Regelungen verfolgte 

Zweck nach Auffassung der Beschlusskammer erreicht. Die Streichung wurde gleichfalls von ei-

ner Mehrheit der Stellungnehmenden befürwortet. Darüber hinaus wird mit dem zukünftig zu ver-

wendenden Nachrichtenprotokoll “Applicability Standard 4“ („AS4“) in Verbindung mit der Smart-

Meter-Public-Key-Infrastruktur in dieser Festlegung ein über die bisherigen Regelungen der Ver-

schlüsselung/Signatur hinausgehender Standard vorgeschrieben, so dass auch aus Gründen der 

Nachvollziehbarkeit, Übersichtlichkeit der anzuwendenden Regelungen für die Marktbeteiligten 

eine Streichung der bislang in der Tenorziffer umfänglich beschrieben Altregelungen zielführend 

ist. 

108 Aufgegriffen hat die Beschlusskammer, wenn auch in allgemeinerer Form, den Vorschlag der 

Stellungnehmenden aus der ersten Konsultation, durch einen Verweis in der Tenorziffer direkt auf 

die Dokumente der Projektgruppe EDI@Energy auf die zu diesem Thema bestehenden Rege-

lungsinhalte hinzuweisen. Die Beschlusskammer hält allerdings einen Verweis auf die allgemeine 

Anwendungsverpflichtung aller Branchendokumente des gesamten Themenbereichs des Daten-

austauschs für zielführender und hat daher im Hinblick auf die Einhaltung weitergehender Best-

immungen auf das entsprechende Kapitel der Anlage dieser Festlegung verwiesen. In Kapitel 2.2. 

der Anlage („Datenaustausch, Datenformate und Nachrichtentypen“) wird insoweit auf die Anwen-

dungsverpflichtung der turnusmäßig und verbändeübergreifend durch die Projektgruppe 

EDI@Energy erarbeiteten EDIFACT- und sonstigen Spezifikationen zum Nachrichtenaustausch 
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4.2.3. 

ausdrücklich hingewiesen. Das schließt insoweit auch die aktuell zu beachtenden Inhalte zu Sig-

nierung und Verschlüsselung mit ein. Die von den Stellungnehmenden intendierte Bezugnahme 

auf die entsprechenden Branchendokumente umfasst somit in tenorierter Form nunmehr thema-

tisch die gesamte Bandbreite der einschlägigen Detailregelungen des Nachrichtenaustauschs. 

Gegen die in diesem Sinne von der Beschlusskammer vorgenommene Ergänzung der Tenorziffer 

4 sind in der zweiten Konsultation von den Stellungnehmenden keine weitergehenden Einwände 

erhoben worden. 

Änderung der Tenorziffer 2. der Festlegung GeLi Gas in der Fassung des Beschlus-
ses BK7-06-067 (Tenor zu 4.) 

109 Aus der vorbeschriebenen Grundüberlegung zur Änderung zu Tenorziffer 4. des Beschlusses 

BK7-16-142 vom 20.12.2016 ist aus inhaltlichen Gründen folgerichtig ebenfalls die Tenorziffer 2. 

der Festlegung BK7-06-067 vom 20.08.2007 anzupassen. Der nunmehr ausschließlich in der An-

lage der vorliegenden Entscheidung vorgenommene Verweis auf die Anwendungserfordernisse 

der durch die Marktbeteiligten erarbeiteten Spezifikationen zum Datenaustausch, zu den Daten-

formaten und den zu nutzenden Nachrichtentypen macht eine entsprechende inhaltliche Anpas-

sung dieser Tenorziffer erforderlich. Die vorgenommenen Anpassungen zielen hierbei, neben dem 

aktualisierten Verweis auf die Anlage dieser Festlegung, auch darauf ab, zukünftige Entwicklun-

gen der Marktkommunikation zu antizipieren. Insbesondere die Vorgaben der Marktkommunika-

tion im Strombereich durch die fortwährend voranschreitende Integration der intelligenten Mess-

systeme und des SMGW lassen auch auf den Gasbereich einen zunehmenden Anpassungsdruck 

auf den Nachrichtenaustausch des Gasbereichs erwarten. Dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund, 

dass zunehmend anbindungspflichtige neue Messeinrichtungen Gas an ein Smart-Meter-Gate-

way Strom anzuschließen sind. Da die obligatorische Anwendung des EDIFACT-Formats für den 

Nachrichtenaustausch bereits aus der Anlage der vorliegenden Festlegung, der GeLi Gas 2.0, 

hervorgeht, bedarf es zum jetzigen Zeitpunkt keiner gesonderten Tenorierung dieser Anwendung, 

wie es noch im Veröffentlichungsjahr 2007 der ursprünglichen Festlegung der Fall gewesen ist. 

Eine Veränderung der Vorgabe zu Gunsten der Aufnahme eines einheitlichen Datenformats gem. 

§ 41 Abs. 1 GasNZV erweitert die Tenorierung im Hinblick auf zukünftig einzusetzende Datenfor-

mate ohne die gegenwärtige Anwendung von EDIFACT einzuschränken oder aufzuheben. Diese 

wird vielmehr über den aktualisierten Verweis auf die Anlage dieser Festlegung aufrechterhalten. 

Darüber hinaus haben die Erfahrungen gezeigt, dass eine marktgerechte Anpassung der Rege-

lungen der Marktkommunikation am effizientesten auch durch die Marktbeteiligten selbst, in Ab-

stimmung mit der Bundesnetzagentur, vorzunehmen und in den entsprechenden Branchendoku-

menten aufzuführen ist. Insofern ist eine derartige Rahmensetzung durch die Festlegung in der 

Sache zukünftig nicht nur als ausreichend, sondern im Hinblick auf eine flexible und bedarfsge-

rechte Umsetzung der Reglungen durch die Marktbeteiligten auch als zielführend anzusehen. 
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4 .2.4. Änderung der Tenorziffer 5. der Festlegung BK7-17-026 zur Anpassung der Stan-
dardverträge an die Erfordernisse des Gesetzes zur Digitalisierung der Energie-
wende, Messstellenbetreiberrahmenvertrag (Tenor zu 5.) 

110 Die mit den Regelungen der vorliegenden Festlegung GeLi Gas 2.0 gleichlautenden Regelungen 

zum Verschlüsseln und Signieren bei Nutzung von E-Mails in der Tenorziffer 5. lit. a) bis d) der 

Festlegung BK7-17-026 zum Messstellenbetreiberrahmenvertrag sind auch bei einer Übertragung 

von Messwerten vorzunehmen. Insofern erfolgt die Streichung der bisherigen Vorgaben aus den 

gleichen Gründen wie oben ausgeführt (s. hierzu Abschnitt 4.2.2.). Gleiches gilt für den nunmehr 

ergänzend in Tenor zu 5. dieser Festlegung aufgenommenen allgemeinen Hinweis auf die ein-

schlägige Anwendungsverpflichtung der technischen Branchendokumente zum Nachrichtenaus-

tausch in der Anlage der vorliegenden Festlegung GeLi Gas 2.0 (s. hierzu ebenfalls Abschnitt 

4.2.2.). 

5. Kosten (Tenor zu 6.) 

111 Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 
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Rechtsmittelbelehrung  

Gegen  diesen  Beschluss kann  innerhalb  eines  Monats nach  Zustellung  Beschwerde  erhoben  

werden. D ie  Beschwerde  ist  bei  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  

Post  und  Eisenbahnen  (Hausanschrift:  Tulpenfeld 4,  53113  Bonn)  einzureichen.  Es  genügt,  wenn  

die  Beschwerde  innerhalb  der  Frist  bei  dem  Oberlandesgericht  Düsseldorf  (Hausanschrift:  

Cecilienallee 3,  40474  Düsseldorf)  eingeht.  

Die Beschwerde  ist  zu  begründen.  Die  Frist  für  die  Beschwerdebegründung  beträgt  einen  Monat.  

Sie  beginnt  mit de r  Einlegung  der  Beschwerde  und  kann  auf  Antrag  von der  oder  dem  Vorsitzen-

den  des Beschwerdegerichts verlängert  werden.  Die Beschwerdebegründung  muss die Erklä-

rung,  inwieweit  der  Beschluss  angefochten  und  seine  Abänderung  oder  Aufhebung  beantragt  

wird,  und  die  Angabe  der  Tatsachen  und  Beweismittel,  auf  die  sich die  Beschwerde  stützt,  enthal-

ten.  Die  Beschwerdeschrift  und  die  Beschwerdebegründung müssen  durch einen  Rechtsanwalt  

unterzeichnet  sein.  

Die Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung  (§  76  Abs.  1  EnWG).  

Anne  Zeidler  

Vorsitzende  

Dr.  Antje  Peters  

Beisitzerin  

Dr.  Werner  Schaller  

Beisitzer  
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